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NIE WIEDER KRIEG
Frieden mit Russland
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AntiWarNews.org

AntiKriegsNachrichten.de ‘

Im Krieg stirbt die Wahrheit zuerst. Kritische Medien informieren:

Hintergrund | JungeWelt | Der Freitag | WeltnetzTV | AntikriegTV
Telepolis | Nachdenkseiten | Neues Deutschland | AG Friedensforschung

english: DemocracyNow | RussiaToday | PressTV | TeleSUR
WorldBeyondWar | CounterPunch | TruthOut

Projekt :

https://www.startnext.de/antikriegsnachrichtenplakate-1,
http://antikriegsnachrichten.de/?page id=11131

‘Wohin wir auch schauen, 100 Jahre nach dem
1. Weltkrieg und mitten in der noch léngst nicht
iiberwundenen Weltwirtschaftskrise dchzt die Welt unter
alten und neuen Kriegen. Die Brutalitit der israelischen
Regierung im Krieg gegen Paldstina hat — trotz des pro-
israelischen medialen Trommelfeuers - eine weltweite
Solidarisierung hervorgerufen, die man inzwischen
vielleicht mit der weltweiten Emporung 1968 {iber den
»~amerikanischen Krieg* in Vietnam vergleichen kann.
Auf der Demonstration ,,Berlin fiilr GAZA“ am 9.8.2014
hieB3 es ,,Wir, hier lebende Juden, schimen uns, dass so
ein Verbrechen, wie die jiingste Invasion der israelischen
Armee und der Massenmord an Zivilisten und Kindern,
die in Gaza zur Welt gekommen sind, im Namen des

Judentums begangen worden ist und begangen wird...
—
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Vorwort- Fortsetzung

Der Volkerrechtler Norman Paech schreibt: ,,die israelische Okkupationspolitik ist Ausgangspunkt aller Probleme
und Gewalt, nicht der Widerstand der Paldstinenser*. Der wissenschaftliche Beirat von ATTAC-D zeigt einen
Ausweg aus der Spirale der Gewalt: ,,Die UNO wird seit Jahrzehnten blockiert, wenn es darum geht, beschlossene
Sanktionen gegen Israel durchzusetzen. Genau dies muss aber geschehen, um eine weitere Eskalation des
asymmetrischen Krieges zu verhindern. Israel muss die Blockade des Gaza-Streifens vollstindig aufgeben (...) .

Dann wird die Sinnlosigkeit, Tunnels zu bauen, Raketen ,, home made** zu produzieren und sie volkerrechtswidrig auch
gegen Zivilisten zu schiefsen, offenbar. Die Mauer gegen die Paldstinenser, um die volkerrechtlich illegalen Siedlungen
zu schiitzen, muss fallen, und Israel muss die Grenzen von 1967 als seine Staatsgrenzen akzeptieren. Umgekehrt muss
die Hamas als paldstinensische Vertretung im Gaza-Streifen das Existenzrecht Israels in diesen Grenzen anerkennen
und bereit sein, auf Gewalt als Mittel der Politik gegeniiber Israel zu verzichten. Israel muss endlich ernsthafte
Verhandlungen mit den Paldstinensern, mit der kiirzlich gebildeten Einheitsregierung von Fatah und Hamas,
aufnehmen und zwar unter internationaler Vermittlung. Die Griindung eines unabhdngigen paldstinensischen Staates
muss ermoglicht werden, das von der UNO geforderte Riickkehrrecht der Fliichtlinge muss eingeldst, die Freilassung
der an die 5000 zdhlenden politischen Gefangenen muss geregelt werden.*

Die Besatzung des Iraks und der Regime-Change in Lybien schlagen auf ihre Urheber zuriick und destabilisieren
Nordafrika und Westasien. Im Konflikt um die Ukraine spielt wiederum ein groB3er Teil der deutschen Medien eine
desinformierende Rolle, die sich aus traditioneller Russenfeindschaft und immer noch schwelendem
Antikommunismus speist (daher unser Titelbild). Christian Christen analysiert die Wirtschaftssanktionen gegen
Russland unter dem Titel ,,Politik im Blindflug*. Claus Schreer hilt das Assoziierungs-Abkommen der EU mit der
Ukraine fiir ein Instrument imperialer Machtpolitik.

Dasselbe kann man wohl behaupten von dem drohenden ,.Partnerschafts“-Vertrag zwischen Europa und Westaftrika.
Susan George und andere fordern deshalb: ,,Das Europdische Parlament und die nationalen Parlamente diirfen diesen
Vertrag nicht ratifizieren*. Die neoliberale Offensive, der Freihandelsimperialismus, geht ja mit TTIP und TPP weiter,
allerdings gibt es auch die Gegenstromung.

Die erhélt — bei aller Ambivalenz — Unterstiitzung aus dem globalen Siiden, wo sich - angestossen durch die sozialen
und sozialrevolutiondren Bewegung fiir reale Umverteilung von Eigentum, Einkommen und Entwicklungschancen -
eine neue Machtstruktur entwickelt. In Brasilien haben die ,,Lokomotiven des Siiden” mit der praktischen
Konstruktion eines alternativen, vom ,,Washington Konsens* abweichenden Weltfinanzsystems begonnen und in der
umfassenden Erkldarung von Fortelaza ihre Politik gegeniiber dem westlichen Kapitalismus abgestimmt. Fidel
Castro, dem wir zum 85ten Geburtstag gratulieren, ist zufrieden ,, Das Treffen der BRICS-Gruppe in Fortaleza
markiert eine Zdsur der globalen Entwicklung*. Der neue Reservefonds konnte schon bald helfen, Argentinien aus
dem Klammergriff der Hedgefonds (,,Geierfonds*) und der imperialen Klassenjustitz der USA auszubrechen, iiber den
wir in zwei Beitrdgen berichten.

Einige Beitrdge in dieser Nummer gehen auf die politische Entwicklung in Europa ein (Rechtsextremismus aber auch
Herausbildung von linken Gruppen, z.B. Podemos in Spanien; Attac Frankreich prangert die Staatsschulden an: sie
sind zu 59% illegitim)

Gegenwirtig hat wohl die Frage von Krieg und Frieden Prioritit: eine neue, breite Friedensbewegung ist nétig, um die
Welt vom Abgrund zuriick zu rufen und die globale hoffnungsvolle Bewegung unter der Parole ,,Ein andere Welt ist
moglich® zu stirken. Miissen zur Kenntnis nehmen, dass auch eine andere, noch viel schlechtere Welt moglich ist —
oder vielleicht sogar wahrscheinlich? Ein verletzter Tiger ist besonders gefahrlich. Wahrend Barack Obama vor fast 50
afrikanischen Staatschefs von dem Auserwéhltsein der USA als ,,indispensible nation“ schwarmt, wiirde ihm der
portugiesische Nobelpreistriger Jose Saramago wohl antworten ,,/ch stelle immer zwei Fragen: Wie viele Linder
haben Militirbasen in den Vereinigten Staaten? Und in wie vielen Ldndern haben die Vereinigten Staaten keine
Militarbasen?

Der Rundbrief ”Sand im Getriebe” ist ein Medium fiir Menschen, die eine Welt jenseits der neoliberalen Globalisierung
verwirklichen wollen. Er gibt Texten von Autorinnen und Autoren unterschiedlicher Gesinnung einen gemeinsamen Ort.
Die enthaltenen Positionen sind nicht notwendigerweise solche der ATTAC-Bewegung.
Wir bedanken uns fiir die Artikelvorschliige und fiir die Ubersetzungen durch die ehrenamtlichen MitarbeiterInnen von
coorditrad! Coorditrad braucht noch Unterstiitzung! www.coorditrad.attac.org
Eﬂﬂd gEtﬂEh B Gedruckte Exemplare von “Sand im Getriebe” zum Selbstkostenpreis (1,50 €). Bestellung in Deutschland per Mail an sig-
bo@gmx de. Rechnungsbetrag (inkl. Porto) einer Lzeferung 1 Heft: 3 €, 2 Hefte: 4,50 €, 3 Hefte: 6 €, ab 10 Hefte: 1,50 €
pro Heft . 90: Ab 2 Ji

Redaktion: Marie-D. Vernhes und Peter Strotmann (Attac Deutschland) - An dieser Nummer haben mitgewirkt: Werner Horch
(Attac Deutschland), aber auch viele Attacies und Engagierte, die uns gewollt oder ungewollt Tips, Anregungen gegeben haben.
Danke an Mathias Mittergeber (Attac Osterreich) fiir online-Fassung. ~ ViSPR: Peter Strotmann
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Tobias Pfluger

Atomwaffen abschaffen

Am 6. August, dem 69. Jahrestag des Atombombenabwurfs auf Hiroshima, wurde an der Friedensglocke im Berliner Volkspark
Friedrichshain der Opfer von Hiroshima und Nagasaki gedacht.
Der Deutsche Friedensrat e. V. war Mitveranstalter. Tobias Pflueger ist Vorstandsmitglied des Deutschen Friedensrates:

Liebe Freundinnen und Freunde,

Herzlichen Dank fuers Kommen heute
hierher zur Friedensglocke am Hiroshima-
Tag nach Berlin-Friedrichhain. Ich halte
diesen Termin hier am 6. August fuer einen
der wichtigen Termine der
Friedensbewegung. Und wir sind heute
doch recht viele, das freut mich sehr.

Wir begehen heute den 69. Jahrestag des
Atombombenabwurfes auf Hiroshima. Am
6. August 1945 warf der US-amerikanische
Bomber "Enola Gay" die mit dem
Spitznamen "Little Boy" benannte erste
Atombombe in einem Krieg ueber der
japanischen Stadt Hiroshima ab. (...)

Das Eintreten fiir eine atomwaffenfreie
Welt ist heute so notwendig denn je. Daran
erinnert uns nicht zuletzt das heutige
Datum. Die Atomwaffenstaaten haben sich
im Nuklearen Nichtverbreitungsvertrag
auch Atomwaffensperrvertrag genannt,
dazu verpflichtet, ihre Arsenale
schnellstmoeglich abzuruesten. Diese
Verpflichtung wird bekanntlich von allen
Atomwaffenstaaten ignoriert und
hintergangen. Offensichtlich gibt es eine
Renaissance von Atomwaffen. Nach
Angaben des ehemaligen Generalstabschef
Russlands ist ein praeventiver
Nuklearschlag Teil der russischen
Militaerstrategie. Schon im Jahr 2004
veroeffentlichte die NATO eine Studie u.a.
vom deutschen General Klaus Naumann.
Dort heisst es u.a.: "Die atomare Eskalation
bleibt weiterhin ein Element jeder
modernen Strategie" und "Ein derartiges
Konzept der interaktiven Eskalation setzt
Dominanz bei der Eskalation voraus, den
Einsatz des ganzen Spektrums von
Zuckerbrot und Peitsche, aller weichen und
harten Machtinstrumente, vom
diplomatischen Protest bis zu Atomwaffen."

Die jetzige Bundesregierung ist die erste,
die wieder positiv Bezug nimmt auf
Atomwaffen im NATO-Kontext. Im
Koalitionsvertrag heisst es: "Solange
Kernwaffen als Instrument der
Abschreckung im strategischen Konzept der
NATO eine Rolle spielen, hat Deutschland
ein Interesse daran, an den strategischen
Diskussionen und Planungsprozessen
teilzuhaben.” Die letzten Regierungen
hatten hier zumindest deklariert, dass ein
Abzug der US-amerikanischen Atomwaffen
aus Deutschland angestrebt wird, wenn dies

auch nie geschehen ist. Das ist nun kein
Thema mehr.

Wir wollen einen Abzug der Atomwaffen
aus Deutschland, Atomwaffen sind immer
verbrecherische Waffen und gehoeren
abgeschafft!

In Buechel in Rheinland-Pfalz lagern aller
Wahrscheinlichkeit nach ca. 20 Atomwaffen
der USA. Diese Atomwaffen sollen nun
modernisiert werden. Die neue Generation
von Atomwaffen soll "B61-12" heissen.
Fuer die Modernisierung der Atomwaffen
sind Gelder im US-Haushalt fuer 2015
eingestellt. Auch die Waffenlager, u.a.
Buechel, sollen modernisiert werden. Auch
die deutschen Tornados, die Traegersysteme
dieser Atomwaffen in Buechel im Rahmen
der so genannten "Nuklearen Teilhabe"
bekommen eine Umruestung und
"Lebenszeitverlaengerung". Schon 2020
sollen die neuen Atombomben in Buechel
stationiert werden.

Protestaktionen am Atomwaffenstandort
Biichel, 11-12. August 2014:

T T T

e
i

http://www.atomwaffenfrei.de/aktiv-
werden/buechel/buechel-2013.html

Bisher hatte die Bundesregierung
behauptet, dass die Modernisierung und das
"Lebenszeitverlaengerungsprogramm" ein
rein "nationales Programm" der USA sei, es
habe "keine Verhandlungen mit den USA"
gegeben. Das Fernsehmagazin MONITOR
hat kuerzlich herausgefunden, dass die
deutsche Regierung aber sehr wohl sehr
direkt eingebunden war und ist in die
Modernisierung der Atomwaffen:

Bei MONITOR hiess es: "Aus einem
Bericht des US-amerikanischen
Rechnungshofes (GAO) ergibt sich, dass es
durchaus sehr konkrete Absprachen
zwischen den USA und den NATO-Partnern
gab. Das US-Verteidigungsministerium und
die NATO-Verbuendeten einigten sich 2010
auf die zentralen militaerischen Merkmale
der Bombe. Dabei wurde laut US-
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Rechnungshof auch ueber Details wie die
., Sprengkraft”, und die ,, TreffSicherheit "
der neuen Waffen gesprochen. Der
renommierte Atomwaffenexperte Hans
Kristensen von der Federation of American
Scientists sagte dem WDR-Magazin,
innerhalb der NATO seien vor allem die so
genannten ,, Host-Nations “ in das Projekt

. direkt eingebunden “. Das sind die
Laender; in denen die US-Atombomben
stationiert sind, also Deutschland, Belgien,
die Niederlande, Italien und die Tuerkei."”

Wir wollen keine Modernisierung der
Atomwaffen, wir wollen ein Ende der
"Nuklearen Teilhabe", und endlich einen
Abzug aller Atomwaffen!

Wir erinnern uns: Barack Obama hat - auch
hier in Berlin, wie zuvor in Prag - davon
gesprochen "konkrete Schritte einleiten, um
zu einer Welt ohne Atomwaffen zu
gelangen". Danach sieht es nicht aus. Im
Gegenteil. Wir muessen uns selbst fuer den
sofortigen Abzug und die Vernichtung der
Atomwaffen stark machen. Auch deshalb
begruesse und unterstuetze ich
ausdruecklich die gerade laufenden
Aktionen der Friedensbewegung gegen das
Atomwaftenlager in Buechel.

Heute befinden wir uns in einen Situation,
die schwer an den Kalten Krieg erinnert,
nicht nur der Konflikt in der Ukraine
eskaliert. In dieser Situation Atomwaffen zu
haben, ist gefaehrlich, sehr gefaehrlich. Die
Wahrscheinlichkeit eines Atomkriegs ist so
hoch eingestuft worden, wie lange nicht.
Wir wollen keinen neuen kalten Krieg!
Viele deutsche Medien machen allein
Russland bzw. Putin fuer alles
verantwortlich. Ohne ein Freund Putins und
seiner Politik zu sein, so ist es nun doch
garantiert nicht. Ein Journalist des
Handelsblattes hat vor wenigen Tagen den
Text des Leitartikels der FAZ, der dazu
aufrief gegen Russland loszuschlagen, als
"geistigen Einberufungsbescheid"
bezeichnet. Richtig. Das neue Feindbild in
vielen Medien ist klar, es ist Russland und
Putin. Wir weisen dieses Feindbild klar
zurueck!

Die Opfer von Hiroshima und Nagasaki
mahnen. Das ist Vermaechtnis und uns
Verpflichtung. Wir geben ein klares Zeichen
von hier aus von der Friedensglocke in
Berlin-Friedrichhain: Wir wollen nie wieder
Atomkrieg und nie wieder Krieg! Vielen
Dank!
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GAZA

Dringender Aufruf der Zivilgesellschaft in Gaza: Handelt jetzt!

13.7.2014

Wir, Paléstinenser_innen, die im blutigen
und belagerten Gazastreifen in der Falle
sitzen, rufen die Menschen aus aller Welt,
die ein Gewissen haben, auf, sofort zu
handeln: Protestiert, intensiviert die
Boycotte, Desinvestitionen und Sanktionen
gegen Israel, bis es seinen mdrderischen
Angrift auf unsere Bevolkerung beendet
und zur Rechenschaft gezogen wird!

Wihrend die Welt uns wieder einmal den
Riicken zuwendet, muflten wir hier in Gaza
in den letzten Tagen ein Massaker nach
dem anderen erleben. (...)

Wir wissen, dass viele mehr die ndchsten
Tage nicht {iberleben werden. Wer von uns
wird als nichstes getroffen, wiahrend wir
heute Nacht in unseren Betten liegen,
wachgehalten vom Larm des
BlutvergieBens um uns herum? Werden wir
das nichste Foto sein, bis zur
Unkenntlichkeit zerfetzt von Israels
hochmoderner Tétungsmaschinerie?

Wir fordern, den Verbrechen und der
Unterdriickung gegen uns endgiiltig ein
Ende zu setzen. Wir fordern:

Ein Waffenembargo und Sanktionen
gegen Israel, die die Waffenlieferungen und
die Militérhilfe aus Europa und den USA
stoppen, die Israel fiir seine
Kriegsverbrechen braucht.

Die Aussetzung aller Handelsabkommen
und bilateraler Vertrdge mit Israel, etwa das
EU-Israel-Assoziationsabkommen.

Boykott, Desinvestitionen und
Sanktionen, wie sie der Aufruf der
tiberwéltigenden Mehrheit der
paléstinensischen Zivilgesellschaft von
2005 verlangt.

Das israelische Regime hat immer wieder
bewiesen, dass es ohne Druck und Isolation
weiterhin Massaker wie das, das wir gerade
erleben, veriiben und seine jahrzehntelange
Praxis der ethnischen Sduberungen, der
militdrischen Besatzung und der
Apartheidpolitik fortsetzen wird. (...)

Weiller Phosphor und andere chemische
Waften wurden in zivilen Gegenden

eingesetzt und haben unser Land dauerhaft
verseucht, was zu einem Anstieg der
Krebsraten gefiihrt hat. (...)

Am Dienstagmorgen erhielt die Kaware
Familie einen Anruf, der sie dariiber
informierte, dass ihr dreistockiges Haus
bombardiert werden wiirde. Die Familie
begann, das Haus zu verlassen, als ein
Wassertank getroffen wurde. Dann kehrte
sie jedoch zusammen mit zahlreichen
Menschen aus der ganzen Nachbarschaft
zuriick, die ihnen beistehen wollten. Die
israelischen Kampfflugzeuge
bombardierten das Gebdude, auf dessen
Dach sich die Leute versammelt hatten, in
vollem Bewusstsein, dass es voller
Zivilist_innen war. Sieben Menschen
starben sofort, darunter fiinf Kinder unter
13 Jahre. 25 weitere wurden verletzt und
der achtjdhrige Seraj Abd al-Aal erlag
spater am selben Abend seinen Wunden.
Vielleicht hatte diese Familie versucht, an
die Menschlichkeit des israelischen
Regimes zu appellieren, in der Annahme,
sie wiirden ein Haus, dessen Dach voller
Menschen ist, sicher nicht bombardieren.
Aber der Anblick der Familien, die um uns
herum zerfetzt werden, macht uns klar, dass
Israels Handeln nichts mit Menschlichkeit
zu tun hat.

(...)

Dieser neuste Ausbruch israelischer
Barbarei muss im Kontext von Israels
unmenschlichen, seit sieben Jahren
anhaltenden Blockade gesehen werden.
Diese Blockade verhindert, dass Menschen
ein- und ausreisen und lebenswichtige
Waren in den Gazastreifen gelangen konnen
und verursacht so eine andauernde
Unterversorgung mit Medikamenten und
Nahrung, die nun zu einer katastrophalen
Situation in allen unseren Krankenhdusern
und Kliniken fiihrt.

Die Einfuhr von Zement, das dringend fiir
den Wiederaufbau der tausenden bei
israelischen Angriffen zerstorten Hauser
gebraucht wird, ist verboten. Vielen
kranken und verletzten Menschen wird die
Ausreise fiir eine lebensnotwendige
medizinische Behandlung im Ausland

verwehrt, wodurch bereits iiber 600
Patienten gestorben sind.

(...) Wir bestehen darauf, dass die
internationale Gemeinschaft handelt:

Abbruch der diplomatischen
Beziehungen zu Israel

Gerichtsverfahren wegen
Kriegsverbrechen

Sofortiger internationaler Schutz fiir die
Zivilbevolkerung in Gaza

(..)

Handelt jetzt, bevor es zu spit ist!

Unterzeichnet von:

Palestinian General Federation of Trade
Unions;

University Teachers’ Association in Palestine;
Palestinian Non-Governmental Organizations
Network (Umbrella for 133 orgs);

General Union of Palestinian Women;
Medical Democratic Assembly;

General Union of Palestine Workers;
General Union for Health Services Workers;
General Union for Public Services Workers;
General Union for Petrochemical and Gas
Workers;

General Union for Agricultural Workers;
Union of Women’s Work Committees;
Pal-Cinema (Palestine Cinema Forum);
Youth Herak Movement;

Union of Women’s Struggle Committees;
Union of Synergies—Women Unit;

Union of Palestinian Women Committees;
Women’s Studies Society;

Working Woman’s Society;

Press House;

Palestinian Students’ Campaign for the
Academic Boycott of Israel;

Gaza BDS Working Group;

One Democratic State Group

Englisches Original:
http://www.bdsmovement.net/2014/urgent-
call-from-gaza-civil-society-act-n
http://www.palaestina-solidaritact.de/gaza-
attack-2014/dringender-aufruf-der-
zivilgesellschaft-in-gaza-handelt-jetzt/

Israels Krieg im Gaza-Streifen, Seite
der diplomatischen Vertretung
Paliistinas in Deutschland

http://palaestina.org/index.php?id=255

Kontext TV : "GAZA, ISRAEL UND DIE ROLLE DER MEDIEN", http://www.kontext-tv.de/node/436
Jiirgen Todenhéfer antwortet auf die iiblichen demagogischen Fragen, die im Zusammenhang mit dem Gazakrieg gestellt werden:
https://de-de.facebook.com/JuergenTodenhoefer/posts/10152373276475838

http://www.alternativenews.org/english/
Martin LeJeune, The Days of Oil and Za'atar http: //martln lejeune.tumblr.com/archive
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» Unsere Freiheit ist ohne die Freiheit Palastinas unvollstandig“
Aufruf des "Netzwerk zur Verteidigung der Menschheit" lateinamerikanischer
Intellektueller, Kiinstler und Aktivisten

Die Erklirung, die vom "Netzwerk zur
Verteidigung der Menschheit" lanciert
wird, haben nach Angaben der kubanischen
Tageszeitung Granma bereits mehr als
342.000 Kiinstler, Akademiker, Wissen-
schaftler, Anwdlte, Journalisten, Professo-
ren, Abgeordnete, Vertreter verschiedener
Religionen, Arzte, Studenten, Bauern,
Arbei-ter, Gewerkschafisfiihrer und
Aktivisten sowie Organisationen und
Institutionen aus mehr als 50 Lindern,
mehrheitlich aus Lateinamerika
unterzeichnet.

http.//cubaendefensadelahumanidad.blogsp

ot.de/p/fabiogrobart-sunshine-cuba.html

Das Netzwerk geht auf das Welttreffen von
lateinamerikanischen Intellektuellen und
Kiinstlern zuriick, das unter dem Motto
"Zur Verteidigung der Menschheit" vom 1.
bis 5. Dezember 2004 in der venezolani-
schen Hauptstadt Caracas stattfand.

Unter den prominenten Unterstiitzern des
Manifestes sind anderem der Schriftsteller
Eduardo Galeano; der Nobelpreistriger
Adolfo Pérez Esquivel; der Dichter und
Prisidenten der kubanischen Kulturinsti-
tution Casa de las Américas, Roberto
Ferndndez Retamar; die Leiterin des
kubanischen Nationalballets Alicia Alonso,
die nordamerikanische Schriftstellerin
Alice Walker; der kubanische Liederma-
cher Silvio Rodriguez; die Bischofe Raul
Vera (Mexiko) und Pedro Casalddliga
(Brasilien) sowie der brasilianische
Okonom und Sozialaktivist Joao Pedro
Stedile.

Das Netzwerk zur Verteidigung der
Menschheit (Red En Defensa de la
Humanidad — REDH), erfiillt angesichts der
tragischen Ereignisse, die das paldstinen-
sische Brudervolk in Gaza zurzeit erlebt,
seine Verpflichtung folgendes zu bekunden:

Wir erkldren unsere Unterstiitzung der
Worte des Compaiiero Evo Morales,
Mitbegriinder des Netzwerkes zur Verteidi-
gung der Menschheit und Président des
Plurinationalen Staates Bolivien, mit denen
er Israel zu einem terroristischen Staat
erklart hat.

Wir erkldren weiterhin unsere absolute
Ablehnung des Volkermordes, den das
palastinensische Volk von Seiten eines
Staates erleidet, der sich auf der Enteignung
und der kolonialen Besetzung der
palastinensischen Gebiete begriindet.

Wir bekunden unsere Anerkennung und
Solidaritdt mit dem heldenhaften Kampf
des paléstinensischen Volkes und seiner
Widerstandsorganisationen, insbesondere in
Gaza, gegen den Versuch Israels, es
auszurotten und ihm die Reste dessen zu
entreiflen, was einmal seine Heimat war.

Wir verurteilen die imperialistische Rolle
der USA, die Israel politisch, finanziell und
militdrisch unterhalten, wihrend der
Sicherheitsrat der UNO, dessen Resolutio-
nen zur Paléstinafrage von Washington
systematisch und ungestraft verletzt
werden, auf befremdliche Weise untitig
bleibt. Die USA, die eine Heuchelei und
einen Zynismus an den Tag legen, den sie
im Verlauf ihrer gesamten Geschichte
gezeigt haben, indem sie die Volker
Lateinamerikas, Afrikas und Eurasiens, die
ihre Souverénitit verteidigen, mit
Sanktionen und Interventionen bedroht
haben, wihrend sie zugleich das Handeln
Israels unterstiitzten.

Wir beklagen die Komplizenschatft, in
einigen Féllen durch Unterlassung, der
Regierungen der Europdischen Union wie
auch die bedingungslose Unterordnung der
Medien-Oligopole unter das Diktat
Washingtons. Man muss endlich damit
aufh6ren, den von einer der am Besten
ausgeriisteten Armeen der Welt gegen ein
Volk vollzogenen Vélkermord als Krieg zu
bezeichnen, dessen Mittel zur Verteidigung
nach Zahl und Qualitét unendlich
unterlegen sind!

Wir regen dazu an, sich der Kampagne zum
Boykott, zum Riickzug von Investitionen
und zur Verhéngung von Sanktionen gegen
den terroristischen Staat Israel anzu-
schlieBen, da die Stunde der aktiven und
kreativen Solidaritdt angebrochen ist, die
iber verurteilende Verlautbarungen hinaus-
geht. Wir haben die iiber 1.600 in den
vergangenen Wochen in Paléstina ermorde-
ten Menschen, wie auch die mehr als 9.000
Verletzten im Stich gelassen, seit die
terroristische Operation unter der
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heuchlerischen Bezeichnung "Schiitzende
Grenze" (Protective Edge) begonnen hat.

Wir fordern das Ende der Apartheid und des
Volkermordes, wie auch der Mauern und
der illegalen Siedlungen. Wir fordern von
den Regierungen der Welt, Israel dazu
aufzufordern, die Resolutionen des Sicher-
heitsrates der UNO zu erfiillen, die es dazu
zwingen, sich aus Gaza, dem Westjordan-
land und Ostjerusalem zuriickzuziehen, zu
den Grenzen vor dem "Sechstagekrieg"
(1967) zuriickzukehren und die Riickkehr
der paléstinensischen Fliichtlinge zu
garantieren, die in der Resolution Nr. 242
des Sicherheitsrates vom 22. November
1967 festgelegt wurde und der der Staat
Israel bis zum heutigen Tag nicht
nachgekommen ist.

Wir sprechen uns fiir eine wahrhaft politi-
sche Losung des Paléstinakonfliktes auf
Grundlage des Dialogs, der Verhandlung
und der Existenz von zwei Staaten mit
gleichen Rechten und international fest-
gelegten und anerkannten Grenzen aus, eine
Losung, die mit der sofortigen Aufhebung
der Blockade von Gaza und der Freilassung
aller paléstinensischen politischen Gefan-
genen verbunden sein sollte. Wir begriifien
die solidarische Haltung der Regierungen
der Staaten der ALBA, des Mercosur und
anderer Regierungen des Siidens gegen das
barbarische Verhalten Israels in Gaza.

Wir machen uns die Worte des Revolutio-
nirs Nelson Mandela zu eigen: "Wir wissen
nur zu gut, dass unsere Freiheit ohne die
Freiheit Paldstinas unvollstindig ist", wir
sagen, dass Israel diesen Kampf gegen das
tapfere paldstinensische Volk moralisch und
politisch bereits verloren hat und die
wachsende Verurteilung der Volker der
Welt als "Schurkenstaat" verdient, der das
internationale Recht verletzt. Der unbeug-
same paldstinensische Widerstand wird
frither oder spéter durch das Léacheln seiner
Kinder in einer freien Heimat belohnt
werden.

Gegen den israelischen Terrorismus und
den US-amerikanischen Imperialismus, in
Verteidigung der Selbstbestimmung
Palastinas und aller Volker der Welt!

La Paz, Bolivien
4. August 2014

http://amerika2 1.de/dokument/103636/mani
fest-fuer-palaestina
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Lateinamerikanische Lander kritisieren Israel

Marta Andujo
Lateinamerikas Diplomatie aktiv
gegen Israels Krieg

Chile und Peru haben wegen der Militér-
operationen der israelischen Streitkréfte im
Gaza-Streifen ihre Botschafter in Israel zu
Konsultationen in ihre Heimat zuriick-
gerufen. Dies berichtete die deutsche
Tageszeitung Die Welt unter Berufung auf
Mitteilungen der AuBenministerien der
beiden siidamerikanischen Lander. Zur
Begriindung der diplomatischen Maf3-
nahme, die ein klares Anzeichen des
zerriitteten Verhéltnisses ist, sei die
Verletzung des internationalen Menschen-
rechtes durch Israel bei der laufenden
Militaroperation genannt worden.

In jlingster Zeit hatten auch andere Staaten
der Region diplomatische Mafinahmen
gegen Israel ergriffen, dessen Angriffe nach
Angaben humanitérer Organisationen
bislang tiber 1.500 Todesopfer gefordert
haben. Generell nimmt die Kritik
lateinamerikanischer Lander an Israels
Vorgehen im Gaza-Streifen auch in
internationalen Organisationen wie der
UNO weiter zu. Mehrere dieser Lander
haben einen nennenswerten Anteil von
Immigranten aus der arabischen Welt und
grof3e jlidische Gemeinden.

Bolivien hat zum 30. August fiir israelische
Staatsbiirger die Visumspflicht fiir die
Einreise wieder eingefiihrt. Damit kommt
Israel in die Gruppe-III-Léander, was die
Einreisebestimmungen angeht und steht auf
einer Stufe mit "gescheiterten Staaten" und
Léandern mit "rechtswidrig handelnden
Fiihrungen". Die jlidische Gemeinde in
Bolivien hat dazu erklért, dass sie die
Entscheidung der Regierung respektiere.
Jedes Land habe das Recht, solche
Regelungen einzufiihren. Allerdings hoffe
man darauf, dass die Visumspflicht zu
einem kiinftigen Zeitpunkt wieder revidiert
werde. Der Vorsitzende der jiidischen
Gemeinde in Bolivien, Ricardo Udle, wies
jedoch die Qualifizierung Israels als
"terroristischen Staat" zuriick. Diese
Einstufung hatte der Priasident von
Bolivien, Evo Morales, vor wenigen Tage
vorgenommen.

Auch die Prisidenten von Nicaragua und
Uruguay protestierten scharf gegen die
Militdroperationen der Armee Israels gegen
Zivilisten in Gaza. Die Regierung Uruguays
dulerte sich "konsterniert" wegen der
wiederholten Bombardements von
Zufluchtsorten der UNO, die diese fiir die
Zivilbevolkerung eingerichtet hatte.
Nicaraguas Prisident Daniel Ortega

prangerte anlédsslich des 35. Jahrestages der
Griindung der Luftwaffe seines Landes
ebenfalls die israelischen Angriffe auf die
Zivilbevolkerung an. In einer emotionalen
Rede sagte Ortega, dass in diesem Gebiet
des Nahen Ostens "zwei Volker, die Kinder
Gottes sind, in Frieden leben kénnen und
gegenseitig ihr Territorium respektieren
l'isse". -

Die Regierung Argentiniens verurteilte am
Sonntag den zweiten Angriff durch israe-
lisches Militdr auf eine Unterkunft der
UNO im Siiden des Gazastreifens, die etwa
3.000 Schutz suchende Zivilisten beher-
bergte und zehn Menschenleben forderte.
Argentinien "sieht den israelischen Angriff
gegen eine Schule der Vereinten Nationen
als einen kriminellen Akt an, der untersucht
werden muss, um die Verantwortlichen vor
Gericht zu bringen”, so die Mitteilung des
AuBenministeriums in Buenos Aires. Die
Regierung des siidamerikanischen Landes
fordert eine dringliche Aktion des Weltsi-
cherheitsrates der Vereinten Nationen, um
ein Ende der Militdreinsétze zu erreichen.

Kubas Auflenministerium bekriftigte
bereits Ende vergangener Woche in einem
Kommuniqué seine "unerschiitterliche
Solidaritdit mit dem paldstinensischen Volk
und seinem Recht auf Selbstbestimmung
sowie der Errichtung eines unabhdngigen
Staates mit Jerusalem als Hauptstadt". Der
sozialistische Karibikstaat hatte 1973 die
Beziehungen mit Israel angebrochen, die
seit dem Sechstagekrieg 1967 schwer
belastet waren. Ungeachtet des diploma-
tischen Zerwiirfnisses gibt es in Kuba eine
aktive und wachsende jiidische Gemeinde.

Vollstindiger Artikel mit Angaben der
Quellen:
http://amerika21.de/2014/08/103480/lateinam

erika-diplomatie-israe
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Caracas. Die Mitgliedstaaten des
linksgerichteten Biindnisses ALBA
(Bolivarische Allianz fiir Amerika) haben
gegen das Vorgehen der israelischen
Streitkréfte im Gaza-Streifen protestiert. In
einer Erklarung vom 10. Juli heif3t es, die
"neue israelische Offensive” verletze durch
"wahllose Angriffe auf die Zivilbevolkerung
selbst die Mindeststandards des
humanitdren Vélkerrechts".

Die ALBA-Staaten driickten zugleich ihr
Bedauern iiber die Ermordung von drei
israelischen Jugendlichen aus und fordern
eine "klare und gerechte Untersuchung”,
um die Verantwortlichen zu identifizieren
und nach geltenden Gesetzen ihrer Bestra-
fung zuzufiihren. Diese bedauerlichen Mor-
de konnten jedoch keine "erneute unver-
héltnismdpige Offensive rechtfertigten”.
(...)

"Wir erheben unsere Stimme aus Protest
gegen die Einschiichterung und die
Machtdemonstration gegeniiber den
Schwdichsten und verteidigen die Idee der
Gleichheit und des Respekts", heilit es in
dem Text der ALBA-Lénder weiter. Die
"internationale Gemeinschaft" solle
eingreifen, "um ein Zusammentreffen
zwischen Gleichen zu erméglichen, damit
sie ihre Differenzen beheben".

Der Allianz gehdren Antigua und
Barbuda, Bolivien, Dominica, Ecuador,
Kuba, Nicaragua, St. Lucia, St. Vincent
und die Grenadinen und Venezuela an.

Die Abgeordnetenkammer Boliviens
erkldrte am vergangenen Freitag ihre
"energische Ablehnung und Verurteilung
der Angriffe und Bombardierungen gegen
das paldstinensische Volk". Die Parlamen-
tarier forderten die Vereinten Nationen auf,
sich fiir die Wiederaufnahme des Dialoges
zwischen Israel und Paldstina einzusetzen.

Auch die AuBBenministerien von Chile,
Mexiko, El Salvador und Uruguay
verurteilten die israelischen Luftangriffe
und die zahlreichen Opfer unter der
Zivilbevolkerung. Kolumbiens Regierung
rief am Donnerstag die Konfliktparteien
auf, Verhandlungen aufzunehmen, um eine
weitere Eskalation des Konflikts zu vermei-
den. Dieser habe "fiir beide Seiten so viel
Leid verursacht”. In dem Kommuniqué des
Auflenministeriums heif3t es weiter, "das
Leben und die Integritdt der Zivilbevilke-
rung" seien durch "die israelischen Vergel-
tungsaktionen schwer beeintrdchtigt.”
http://amerika21.de/2014/07/103130/alba-
fuer-frieden
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Gaza: Demonstrationen in der ganzen Welt am 9. August

Liebe Leserinnen und Leser, nehmt euch 10 Minuten Zeit und schaut euch die umfangreiche Fotodokumentation iiber die

Demonstrationen von Valparaiso bis Seoul, von Johannesburg bis Stockholm an:

http://mondoweiss.net/2014/07/worldwide-protest-israeli. html.

DAS ist die ,, internationale Gemeinschaft*, die wir so sehr benétigen!

Weitere Berichte hier: http://palsolidarity.org/2014/08/photos-protests-for-gaza-day-of-rage-around-the-world/

http://www.palaestina-solidaritaet.de/

http://samidoun.ca/2014/07/photos-protests-around-the-world-stand-with-palestine/

http://www.bdsmovement.net/2014/hundreds-of-thousands-day-of-rage-for-gaza-12439
In London waren 150.000 auf der Strasse. http:/stopwar.org.uk/resources/reports/9-august-2014-the-bi

Barbara Fuchs: Solidarititsdemonstration ,,Berlin fiir Gaza!* am 9. August in Berlin
https://www.flickr.com/photos/101502199@N07/14683852458/in/photostream/

Erstmals hatte ein breites Biindnis unter-
schiedlicher Organisationen und Einze-
laktivisten aus verschiedenen Nationaliti-
ten, Muslime/Muslima, Juden/Jidinnen,
Christen/Christinnen und Atheisten/-
Atheistinnen am 9. August 2014 zur
gemeinsamen Demonstration aufgerufen.
Auch Attac Berlin hatte zu der Demonstra-
tion aufgerufen.

Gefordert wurde:

Sofortiges Ende des israelischen Massakers

Uri

(...) ES GIBT eine psychische Erkrankung,
die Paranoia vera genannt wird. Thr
Hauptsymptom: Der Patient har eine
verriickte Annahme (Die Erde ist flach;
Kennedy wurde von AuBerirdischen
getotet; die Juden regieren die Welt) und
baut ein ganzes logisches System darauf
auf. Je logischer das System darum herum
ist, umso krénker ist der Patient.

Israels augenblickliche Paranoia betrifft die
Hamas. Die Annahme ist, Hamas sei eine
iible jihadistisch-terroristische Organisa-
tion, die darauf aus ist, Israel zu vernichten.
Wie ein Journalist es diese Woche aus-
driickte: ,, Eine Bande von Psychopathen.
Die ganze Politik Israels griindet sich auf
diese Annahme. So war auch dieser Krieg.
Man kann mit der Hamas nicht reden. Man
kann mit ihr keinen Frieden schlieBen. Man
muss sie ausloschen.

Dieses déimonische Bild hat keine
Verbindung mit der Realitiit.

‘

Ich liebe die Hamas nicht. Im Allgemeinen
liebe ich keine religidsen Parteien — nicht in
Israel, nicht in der arabischen Welt, nir-
gendwo. Ich wiirde nie fiir so eine Partei
stimmen.

Aber die Hamas ist ein integraler Teil der
paldstinensischen Gesellschaft. Bei der
letzten international iberwachten paldsti-
nensischen Wahl hat sie die Mehrheit
gewonnen. Stimmt, sie hat im Gazastreifen
die Macht mit Gewalt an sich gerissen, aber
nur, nachdem sie eine klare Mehrheit bei

an der Bevolkerung Gazas

Ende der Blockade und Besatzung
Keine Waffenlieferungen an Israel

Die deutsche Bundesregierung wurde
aufgefordert, sich fiir diese Forderungen
einzusetzen.

Auf der Demonstration wurde Antisemi-
tismus, anti-muslimischer und jeglicher
Rassismus verurteilt.

Direkt an der Markierung des Verlaufs der
Berliner Mauer in der Friedrichstraf3e

stoppte die Demonstration. Gaza ist durch
Mauern und Stacheldraht abgeriegelt. Die
Forderung: ,,.Die Mauer muss weg!“ ist
hochaktuell.

Der am Potsdamer Platz vorgelesene
,,Offene Brief Kulturschaffender in
Deutschland zum Krieg in Gaza“ ist online

auf www.gazaopenletter.de. Die
Unterschriftensammlung geht weiter.

Avnery: Israels Paranoia

der Wahl auch im Streifen gewonnen hatte.
Die Hamas ist nicht ,,jihadistisch“ im
Sinne der al-Qaida oder ISIS. Sie kdmpft
nicht fiir ein weltweites Kalifat. Sie ist eine
paléstinensische Partei, total der paldsti-
nensischen Sache verschrieben. Sie nennt
sich selbst ,, der Widerstand . Sie legt der
Bevolkerung keine religiosen Gesetze

(., Die Sharia ) auf.

Aber was ist mit der Charta der Hamas, die
die Zerstorung des Staates Israels fordert
und bosartige antisemitische Statements
enthalt?

Fiir mich ist dies frustrierend deja vu. Die
PLO hatte eine Charta, die auch die Zer-
storung Israels enthielt. Dies tauchte endlos
in der israelischen Propaganda auf. Ein
respektierter Professor und fritherer militéa-
rischer Nachrichtendienstchef, Yehoshafat
Harkavi, sprach jahrelang {iber nichts
anderes. Erst nach dem Unterzeichnen des
Oslo-Abkommens zwischen Israel und der
PLO waren die relevanten Sitze dieses
Dokumentes offiziell gestrichen — und zwar
in Gegenwart des Prisidenten Bill Clinton.

Wegen religioser Einschrankungen kann die
Hamas selbst kein Friedensabkommen
unterschreiben. Aber wie religiose Leute
iiberall (besonders die Juden und Christen)
hat sie Wege gefunden, um Gottes Gebote
zu umgehen. Der Griinder von Hamas, der
geldhmte Scheich Achmad Yassin (der die
Charta geschrieben hatte und von Israel
ermordet wurde) schlug eine 30 Jahre
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dauernde ,, Hudna *“ vor. Eine Hudna ist eine
Waftenpause, die von Allah gesegnet ist
und die bis zum Jiingsten Gericht verlangert
werden kann.

Gush Shalom, die israelische Friedens-
organisation, zu der ich gehdre, verlangte
als erste schon vor acht Jahren, dass unsere
Regierung anfangen solle, mit der Hamas
zu reden. Wir selbst hatten eine Reihe
freundlicher Diskussionen mit mehreren
Hamas-Fiihrern. Die augenblickliche Linie
der Hamas ist die, dass wenn Mahmoud
Abbas es geliinge, ein Friedensabkom-
men mit Israel zu unterzeichnen, wiirde
Hamas dies akzeptieren — vorausgesetzt,
es ist von einem Referendum ratifiziert
worden.

Leider gibt es da wenig Hoffnung, dass
Israel von dieser Paranoia bald geheilt wird.
(..)

Quelle: http://zope.gush-
shalom.org/home/en/channels/avnery/140750

2014, 09/08/2014; Artikel in Tlaxcala
veroffentlicht: http://www.tlaxcala-

int.org/article.asp?reference=13040

=
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Iris Hefets, Judische Stimme fiir gerechten Frieden in Nahost e.V.

Wir weigern uns Feinde von Palastinensern bzw. Arabern zu sein
Berlin fiir Gaza — Rede auf der Demonstration am 9.8.2014

Wir, hier lebende Juden, schamen uns, dass
so ein Verbrechen, wie die jiingste Invasion
der israelischen Armee und der Massen-
mord an Zivilisten und Kindern, die in
Gaza zur Welt gekommen sind, im Namen
des Judentums begangen worden ist und
begangen wird.

Wir erkldren uns mit allen Opfer des
israelischen Militdranschlags auf dem
Gazastreifen solidarisch.

Wir weigern uns Feinde von Paldstinensern
bzw. Arabern zu sein. Ein Teil von uns, die
hier stehen, sind selbst jlidische Araber.
Muslimische und jlidische Araber teilen
eine lange Geschichte friedlichen Lebens:
Juden waren ein lebendiger Teil der
arabischen Welt in Libanon, in Irak, in
Jemen, in Paldstina und im Maghreb bis
Marokko. Wir sehen vor unseren Augen,
wie diese Geschichte durch Israel
ausgenutzt und zerstort wird. Israel spricht
aber, auch wenn es sich ,,jidischer Staat
nennt, nicht fiir alle Juden! Nicht fiir alle
Juden der Welt und sogar nicht fiir alle
Juden in Israel. Wir sehen diesen
Massenmord und sind schockiert angesichts
der Kinder—, der Zivilistenmorde sowie der

massiven Zerstorungen. Diese Zerstérung —
und das muss klar gesagt werden — passiert
unter einem Besatzungszustand, wo Israel
der Besatzer ist, der mit der 5. Grofiten
Armee der Welt, trotz der Vorteile einer
vernichtenden Technologie wehrlose
Menschen angreift und ganze Familien
ausloscht. Israel versucht die Zukunft der
Paldstinenser zu rauben: die israelischen
Institutionen — nicht nur die Armee! Das
israelische Parlament, die Justiz, die
israelische Akademia und leider die meisten
juidisch israelischen Staatsbiirger nehmen an
dieser Zerstorung teil. Sie zerstoren die
Zukunft des paldstinensischen Volks, indem
sie die Kinder, die Krankenh&duser die
Schulen und die menschlichen Beziehungen
angreifen. Wir weigern uns ein Teil dieser
Zerstorung zu sein. Wir rufen die deutsche
Regierung, die EU und die internationale
Gemeinschaft auf und sagen:
1.Keine deutsche Waffen fiir Massenmor-
der! Es kann nicht sein, dass ein Staat,
der zu so einem morderischen und
zerstorerischen Akt fahig ist, Waffen fiir
seinen Amoklauf bekommt.

2.Ende der Belagerung von Gaza —

sofort! Alle Grenziibergéinge miissen
gedffnet sein und Israel darf nicht
entscheiden, wie viel Kilokalorien eine
Palastinenserin pro Tag essen darf. Die
Belagerung von Gaza ist eine
Erdrosselung der Lebenskrifte der
palédstinensischen Gesellschaft.

3.Fihrer Israels vor ein internationales
Gericht! Wir fordern ein Ende der
Kultur der Straflosigkeit, die mit Israel
verbunden ist. Die Tatsache, dass Israel
carte blanche von den USA und der EU
bekommt, fiihrt dazu, dass Israel sich
mablos verhilt.

Nach dem zweiten Weltkrieg wurde das
internationale Recht, auch von vielen
Juden, geschaffen, um solche Ausschreitun-
gen gegen die Menschlichkeit zu vermei-
den. Jetzt sehen wir, wie Israel die humani-
tdren Errungenschaften der Juden mit
brutalen Stiefeln zertritt. Das ist eine
Schande und das ist fiir uns alle sehr
bedrohlich.

Deshalb rufen wir die deutsche Regierung
auf, Israel dazu zu bringen, die Stiefel vom
Nacken der Paldstinenser zu nehmen.

http://www.juedische-stimme.de/?p=1573

Deutschlandfunk: Zu den schdrfsten Kritikern der Regierung Netanjahu gehdren ausgerechnet Veteranen der israelischen Armee.
Sie wollen das Schweigen iiber das wirkliche Gesicht der Kriege im Westjordanland oder in Gaza brechen. Daher haben sie ihre

Organisation "Breaking the Silence" genannt. (http.//www.breakingthesilence.org.il/ )

Emer der Griinder ist Yehuda Shaul. "W'r brauchen das Ende der Besatzung und emen Friedensvertrag"

Deutscher Koordinationskreis Palastina Israel

Fiir ein Ende der Besatzung und einen gerechten Frieden

Sprecherkreis vom Deutschen Koordinationskreis Palastina Israel (KoPlI)
Wir fordern die Aussetzung des EU-Assoziierungsabkommens mit Israel

22. Juli 2014

Mit Schmerz, Betroffenheit und Empd-
rung empfangen wir die Nachrichten iiber
die israelische Bombardierung und
Invasion in Gaza. (...) Dieser erneute,
das humanitire Volkerrecht massiv
verletzende Angriff auf die Menschen in
Gaza muss eine klare Antwort gerade
auch aus Europa erfahren.

Wir fordern von der europiischen
Union und der UN:

Sofortige Verhandlungen mit beiden
Kriegsparteien, um eine ausgehandelte,
rasche Waffenstillstandsvereinbarung zu
erzielen.

Wir fordern von der Bundesregierung
und von der europiischen Union:

¢ Eintreten fiir eine sofortige Aufhe-
bung der Blockade des Gaza-Streifens

¢ Schluss mit jeder militdrischen
Zusammenarbeit und jeder Riistungs-
kooperation mit Israel bis die Besat-
zung der 1967 okkupierten Gebiete
vollstindig beendet ist und die Palasti-
nenser frei tiber ihre Zukunft
entscheiden kénnen

* Aussetzung des EU-Assoziierungs-
abkommens, wegen der schweren
Verletzung von Voélkerrecht und
Menschenrecht durch die israelische
Regierung

* Sanktionen der EU und der
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internationalen Justiz gegen diejenigen
israelischen Politiker und Militérs,
welche fiir die massenhafte Tétung von
Zivilisten verantwortlich sind

* Humanitére Hilfe der EU fiir die
Menschen in Gaza
Das politische Eintreten fiir die Sicherheit
israelischer Biirger muss gleichzeitig
einhergehen mit dem Eintreten fiir die
Sicherheit der paldstinensischen
Bevolkerung.

KoPI ist ein Zusammenschluss deutscher
Friedens-, Menschenrechts- und
Solidaritdtsorganisationen fiir ein Ende
der Besatzung und einen gerechten
Frieden, www.kopi-online.de



http://www.kopi-online.de/
http://www.deutschlandfunk.de/gaza-krieg-wir-brauchen-das-ende-der-besatzung-und-einen.694.de.html?dram:article_id=293273
http://www.breakingthesilence.org.il/
http://www.juedische-stimme.de/?p=1573

Erklarung aus dem Wissenschaftlichen Beirat von Attac

Israels militdrische Aktionen im Gaza-
Streifen sind unverhdltnismafBig und richten
sich — nach den vorliegenden Nachrichten
der UNO — nicht nur gegen militérische
Ziele, sondern vor allem gegen die
Menschen im Gaza-Streifen. Das hat in
aller Welt Emporung hervorgerufen und zu
Solidaritdt mit den Paléstinensern
veranlasst.

Die jahrelange Blockade des Gazastreifens
hat im Krieg von Juli/ August 2014 eine
brutale Steigerung erfahren. Sie ist zur
geplanten Zerstorung der palédstinensischen
Gesellschaft ausgeweitet worden. Eine
Armee, die zielgenau anfliegende Hamas-
Raketen abschiefen kann (,,Iron Dome*),
trifft mit ihren Granaten auch zielgenau,
also absichtsvoll Schulen, Fliichtlings-
unterkiinfte, Krankenhduser, Verwaltungs-
einrichtungen, das einzige Kraftwerk, das
die Menschen mit Energie versorgt, die
Anlagen zur Wasseraufbereitung und
Abwasserentsorgung. Die Infrastruktur
einer Gesellschaft, ohne die deren Existenz
nicht moglich ist, wird in Schutt und Asche
gebombt. Das sind schwere Verbrechen
gegen das humanitédre Volkerrecht.

Momentan (am 4. August, dem 100. Jahres-
tag des Ausbruchs des Ersten Weltkriegs)
trauern wir um die fast 2000 Toten und iiber
6000 Verletzten, die Opfer der Militarof-
fensive zu Lande, aus der Luft und vom
Urlaubs-Mittelmeer her geworden sind. Das
sind vor allem paléstinensische Opfer. Aber
auch die Traumata der Uberlebenden und
die zerstorten gesellschaftlichen Einrich-
tungen tragen Konsequenzen — wie es in der
Bibel heiflt — ,,bis ins vierte Glied®, und
zwar nicht nur auf Paldstinensischer Seite,
sondern auch fiir die Israyelis.

Die Regierenden in Israel sind dabei, nicht
nur den Gaza-Streifen, sondern auch die
Zukunft ihres eignen Landes zu zerstoren.
Wie soll das Zusammenleben von
Paléstinensern und Israelis moglich sein?
Welche Angebote fiir eine Friedensordnung
ist Israel bereit zu machen? Wie wird das
Zusammenleben mit den anderen Nationen

des Nahen und Mittleren Ostens geregelt
sein? Die israelische Regierung tréigt eine
grofle Verantwortung, auch weil sie mehr
und bessere Optionen als die Paldstinenser
hat.

Wir diirfen als dem Frieden verpflichtete
soziale Bewegung die zerstorerischen und
selbstzerstorerischen Kréfte nicht iberhand
nehmen lassen. Darin sind wir uns mit den
Friedensbewegungen in Israel und in
Paldstina einig. Nur gemeinsam kdnnen wir
uns, auch wenn die Bedingungen unserer
politischen Arbeit hochst unterschiedlich
sind, der Zerstérung in den Weg stellen,
zumal die USA und die Staaten der EU
klaglich versagen. Die US-Regierung ldsst
sich von Israels rechten, militaristischen
Politikern vorfiihren, so dass schon
spottisch bemerkt wird, die USA wiirden
sich in die Hand beiflen lassen, die da Israel
fiittert: mit hohen Geldleistungen, militéri-
schem Nachschub und Technologietransfer,
ohne den Iron Dome gar nicht eingesetzt
werden konnte.

Die UNO wird seit Jahrzehnten blockiert,
wenn es darum geht, beschlossene
Sanktionen gegen Israel durchzusetzen.
Genau dies muss aber geschehen, um eine
weitere Eskalation des asymmetrischen
Krieges zu verhindern. Israel muss die
Blockade des Gaza-Streifens vollstindig
aufgeben und alle Grenziibergénge fiir
Menschen, Giiter und Waren 6ffhen. Dann
wird die Sinnlosigkeit, Tunnels zu bauen,
Raketen ,.home made* zu produzieren und
sie volkerrechtswidrig auch gegen Zivi-
listen zu schie3en, offenbar. Die Mauer
gegen die Paldstinenser, um die volker-
rechtlich illegalen Siedlungen zu schiitzen,
muss fallen, und Israel muss die Grenzen
von 1967 als seine Staatsgrenzen
akzeptieren. Umgekehrt muss die Hamas
als paléstinensische Vertretung im Gaza-
Streifen das Existenzrecht Israels in diesen
Grenzen anerkennen und bereit sein, auf
Gewalt als Mittel der Politik gegeniiber
Israel zu verzichten.

Israel muss endlich ernsthafte Verhand-
lungen mit den Paléstinensern, mit der
kiirzlich gebildeten Einheitsregierung von
Fatah und Hamas, aufnehmen und zwar
unter internationaler Vermittlung. Die
Griindung eines unabhéngigen paldstinen-
sischen Staates muss ermoglicht werden,
das von der UNO geforderte Riickkehrrecht
der Fliichtlinge muss eingel6st, die Freilas-
sung der an die 5000 zdhlenden politischen
Gefangenen muss geregelt werden. Nach
den Schrecken der vergangenen Jahrzehnte

ist es an der Zeit, konkrete Abmachungen
zu treffen, die Sicherheit und gutes Leben
fiir alle Menschen, in Israel und in
Paléstina, garantieren.

Anlasslich dieser Ereignisse bitten wir um
Spenden unter dem Stichwort "Paldstina"
auf das Spendenkonto von medico
international (http://www.medico.de ):

medico international

Konto-Nr. 1800, Frankfurter Sparkasse
BLZ 500 502 01

IBAN: DE21 5005 0201 0000 0018 00

UnterzeichnerInnen:

. Prof. Dr. Elmar Altvater (Berlin)

. Dr. Giinter Berg (Berlin)

. Prof. Dr. Armin Bernhard (Duisburg-Essen)
. Prof. Dr. Rolf Bertram (Go6ttingen)

. Prof. Dr. Ulrich Brand (Wien)

. Prof. Dr. Claudia von Braunmiihl (Berlin)
. Prof. Dr. Christoph Butterwege (Kdln)

. Prof. Dr. Wolfgang Daubler (Bremen)

9. Apl. Prof. Dr. Alex Demirovic (Frankfurt
a.M.)

10. Prof. Dr. Klaus Dérre (Jena)

11. Prof. Dr. Ulrich Duchrow (Heidelberg)
12. Prof. Dr. Andreas Fisahn (Bielefeld)

13. Prof. Dr. Heide Gerstenberger (Bremen)
14. Prof. Dr. Frigga Haug (La Palma)

15. Prof. Dr. Wolfgang Fritz Haug (La Palma)
16. Prof. Dr. Peter Herrmann (Rom)

17. Dr. Rasmus Hoffmann
(Florenz/Rotterdam)

18. Dr. Heike Knops (Uedem)

19. apl. Prof. Dr. Reinhart Ko8ler (Freiburg)
20. Prof. Dr. Hans Jiirgen Krysmanski
(Miinster)

21. Prof. Dr. Ingrid Lohmann (Hamburg)
22. Prof. Dr. Birgit Mahnkopf (Berlin)

23. Prof. Dr. Mohssen Massarrat (Berlin)
24. Prof. Dr. Klaus Meschkat (Hannover)
25. PD Dr. Lutz Mez (Berlin)

26. Prof. Dr. Urs Miiller-Plantenberg (Berlin)
27. Prof. Dr. John P. Neelsen (Tiibingen)
28. apl. Prof. Dr. Niko Paech (Oldenburg)
29. Prof. Dr. Norman Paech (Hamburg)

30. Tobias Pfliiger (Tiibingen)

31. Dr. Thomas Sablowski (Berlin)

32. Prof. Dr. Jiirgen Schutte (Berlin)

33. Gerd Siebecke (Hamburg)

34. Prof. Dr. Gerd Steffens (Wedel)

35. Eric Sons (Hamburg)

36. PD Dr. Heike Walk (Berlin)

37. Professor Dr. Isidor Wallimann
(Basel/Syracuse)

38. Prof. Dr. Christa Wichterich (Kassel)
39. Dr. Winfried Wolf (Berlin)

40. Prof. Dr. Frieder Otto Wolf (Berlin)
http://www.attac-netzwerk.de/ag-

globalisierung-und-krieg/medien-
information/2014-08-13-attac-wb/
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Mohssen Massarrat: Warum kimpft Hamas trotz militirisch hoffnungsloser Unterlegenheit weiter?
Aufruf an die Friedensbewegung, Online-Flyer Nr. 469 vom 30.07.2014, http://www.nrhz.de/flyer/beitrag.php?id=20612
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http://www.nrhz.de/flyer/beitrag.php?id=20612
http://www.attac-netzwerk.de/ag-globalisierung-und-krieg/medien-information/2014-08-13-attac-wb/
http://www.attac-netzwerk.de/ag-globalisierung-und-krieg/medien-information/2014-08-13-attac-wb/
http://www.attac-netzwerk.de/ag-globalisierung-und-krieg/medien-information/2014-08-13-attac-wb/
http://www.medico.de/

Norman Paech

Aufhebung der Besatzung

Wider die Legenden des Gaza - Konflikts
Die israelische Okkupationspolitik ist Ausgangspunkt aller Probleme und Gewalt, nicht der Widerstand der Paldstinenser

Zwei Legenden priagen die Berichterstattung
und Kommentierung dieses neuesten Krieges
gegen Gaza: Israel handele in Ausiibung sei-
nes Selbstverteidigungsrechts und die Situa-
tion sei zwischen Israelis und Paléstinensern
so verfahren und aussichtslos, dass niemand
eine Losung dieser morderischen Verklam-
merung wisse. Beide Legenden sind alt und
beherrschen schon seit Jahrzehnten die
Druckspalten und Sender der Medien. Beide
sind grundfalsch, haben sich aber durch ihre
permanente Wiederholung tief in das
allgemeine Bewusstsein der Offentlichkeit
eingraviert.

Die These vom Selbstverteidigungsrecht ist
Israels Basisrechtfertigung fiir alle Gewalt, die
sie als Besatzungsmachgt an den Checkpoints,
mittels tdglicher Razzien, Inhaftierungen und
Zerstorungen bis hin zu den periodischen
massiven Kriegsiiberfdllen ausiibt. Der
Widerstand der Paldstinenser, ob in einzelnen
Selbstmordattentaten und Gewaltattacken oder
durch die primitiven Raketen aus Gaza, wird
generell als Terror stigmatisiert, dem jede
Rechtfertigung fehlt. Diesem Muster folgt
nicht nur die amerikanische Administration
unter Obama und Kerry, sondern auch
weitgehend alle europdischen Regierungen
einschlieBlich der deutschen. Den deutschen
Medien ist es eine unhinterfragbare Selbst-
verstindlichkeit, sodass es auf der gleichen
Stufe der Unantastbarkeit angelangt ist wie
die Beschworung des Existenzrechts Israels.
Doch die rechtliche Bewertung von Gewalt
und Krieg ist eine ganz andere, wenn man die
UNO-Charta und das geltende Volkerrecht
zugrunde legt.

Nicht Palédstina halt Israel besetzt, sondern
umgekehrt Israel hilt seit 1967 paldstinen-
sisches Territorium besetzt. Dies gilt auch fiir
den Gazastreifen, obwohl Israel 2005 seine
Truppen und Siedler abgezogen hat. Die
anschliefende Blockade von Land, See und
Luft aus ist in den folgenden Jahren von Israel
so ausgebaut und verschérft worden, dass der
Streifen in den Status der Besatzung zuriick-
versetzt worden ist. Dies wird auch vom
deutschen Aullenamt so gesehen. Im kolonia-
len Volkerrecht des 19. Jahrhunderts konnte
sich die Kolonialmacht bei der Niederschla-
gung des Widerstands der Kolonisierten noch
auf sein Verteidigungsrecht berufen. Das ist
mit dem Ende der Kolonialreiche jedoch
vorbei und lebte im Besatzungsrecht des 20.
Jahrhunderts nicht wieder auf.

Die Besatzung ist jedoch Ausgangspunkt aller
Probleme und der Gewalt dieser Region. Sie
ist eine vom humanitéren Volkerrecht der
Haager Konventionen von 1907 und Genfer

Konventionen von 1949 mit zahlreichen
Rechten aber auch Pflichten ausgestattete
Form der Kriegsfithrung. So erlaubt Art. 55
der Haager Landkriegsordnung von 1907 dem
besetzenden Staat nur, die natiirlichen
Ressourcen des besetzten Landes, ob es Erdol
oder Erdgas, Wasser oder Wilder, Stein-
briiche, Ackerland oder Plantagen als
Verwalter zu benutzen. Er darf es nicht fiir
sich allein ausbeuten, sondern nur insoweit,
als Ertrag und Gewinn der einheimischen
Bevolkerung zugute kommt. Die militérischen
Interessen der Besatzung miissen auf die
zivilen Bediirfnisse der Bevolkerung
Riicksicht nehmen. Dafiir hat die Zweite
Genfer Konvention eine Reihe von
Besatzungspflichten kodifiziert: so die
Regelung des Arbeitseinsatzes und die
Versorgung mit Lebensmitteln und &rztliche
Fiirsorge (Art. 51 ff. II. Genfer Konvention).
Privateigentum darf nur dann und auch nur
mit Entschédigung requiriert werden, wenn es
fiir die Zwecke der Besatzung notwendig ist.
Die Ansiedlung der eigenen Bevolkerung auf
besetztem Gebiet ist ohne Ausnahme verboten
(Art. 46 ff. I1. Genfer Konvention). Eine auch
nur oberflachliche Betrachtung der
Besatzungspraxis der Israelis zeigt, dass sie
keine dieser Pflichten erfiillt, ja sie durch ihre
Siedlungs- und Blockadepolitik vorsétzlich
und mit den radikalsten Mitteln verletzt.

Besatzung ist dariiber hinaus nur zeitlich
begrenzt berechtigt, solange sie militdrisch fiir
die Sicherheit der Besatzungsmacht
notwendig ist. Das ist ein dehnbarer Begriff.
Fiir Israel hat sie sich im Laufe der Jahrzehnte
allerdings von einer Bedingung fiir seine
Sicherheit in eine Bedrohung verwandelt. Der
UNO-Sicherheitsrat, die Generalversammlung
und der Internationale Gerichtshof in Den
Haag haben sie wiederholt als volkerrecht-
widrig bezeichnet und den Riickzug Israels
gefordert. Schon lange gibt es keine rechtliche
Grundlage mehr fiir die Besatzung. Der von
der israclischen Regierung eingefiihrte und
auch von der deutschen Regierung iibernom-
mene Begriff ,,Autonomiegebiete*
verschleiert gezielt den tatsdchlichen und
juristischen Status der besetzten Gebiete.
Daran dndert sich nichts, dass Israel die
Geltung der Genfer Konventionen fiir die
paléstinensischen Gebiete nicht anerkennt.
Der Trick seiner Juristen lautet, die
Konventionen gelten nur zwischen Staaten, zu
denen die besetzten Gebiete jedoch nicht
gehdren. So simpel dieser Trick, so falsch ist
er. Er verdreht das Schutzziel der Konven-
tionen, welches nicht die Staaten, sondern die
Menschen sind, egal wo und in welcher
gesellschaftlichen Organisation sie leben.
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Wer eine volkerrechtswidrige Besatzung
aufrechterhilt und seine Pflichten daraus nicht
nur vernachldssigt sondern grob verletzt, dem
steht nicht das Recht auf Selbstverteidigung
zu. Er ist der Angreifer, gegen den Widerstand
erlaubt ist. Die UNO-generalversammlung hat
bereits 1974 mit den Resolutionen 3236 und
3327 die PLO als legitime Vertreterin des
paléstinensischen Volkes anerkannt. Das
bedeutete die Anerkennung des vollen
Selbstbestimmungsrechts fiir das paléstinen-
sische Volk sowie das Recht, es mit allen
Mitteln durchzusetzen. Schon damals erhielt
die PLO ecinen Beobachterstatus bei der UNO,
und der bewaffnete Kampf wurde als
legitimes Mittel akzeptiert. Diese Rechte
waren bereits den siidafrikanischen
Befreiungsbewegungen ANC, PAC und
SWAPO, der angolanische MPLA und der
FRELIMO in Mosambik zuerkannt worden.
Im Gegensatz zu den afrikanischen Vélkern
ist der Kolonialstatus der Paldstinenser immer
noch nicht beendet — ihr Recht, ihre Befreiung
auch mit militdrischen Mitteln zu erkdmpfen
aber ebenfalls nicht. Dieser Widerstand der
Paléstinenser ist ebenfalls an das humanitire
Volkerrecht gebunden und verbietet den
Angriff auf zivile Ziele. Die Raketen aus dem
Gazastreifen sind daher ohne Zweifel
volkerrechtswidrig. Sei es, dass sie auf Grund
technischer Méngel oder durch programmierte
Zielvorgaben keine Unterschied zwischen
militdrischen und zivilen machen. Dagegen
sich zu schiitzen, ist das selbstverstandliche
Recht der Israelis. Sie tun das offensichtlich
duBerst effektiv mit ihrem Luftabwehrsystem
,»iron dome*. Thr Krieg gegen den Gazastrei-
fen ist jedoch absolut unverhiltnisméBig und
daher volkerrechtswidrig.

Das mag alles angesichts des so ungleichen
Kréfteverhéltnisses der Gegner und des
absolut desolaten Zustandes der militérischen
Mittel der Paléstinenser sehr theoretisch
klingen. Ganz abgesehen davon, ob milité-
rische Mittel in diesem Konflikt in dieser Zeit
iiberhaupt noch ein Problem zu 16sen
vermdgen. Ein Blick auf das in letzter Zeit so
vielfach beschworene Vdlkerrecht vermag
allerdings den einzig moglichen Weg zu einer
dauerhaften Friedenslosung zwischen Israelis
und Paléstinensern, die auch den nichsten
Waffenstillstand iiberdauert, offen zu legen:
die Aufhebung der Besatzung.

Ein Waffenstillstand ohne die Zusicherung,
die Blockade zu beenden, verlingert den
unertriglichen Zustand nur um weitere
Jahre bis zum néchsten Ausbruch der
Gewalt.

http://www.kopi-online.de/wordpress/?p=312



http://www.kopi-online.de/wordpress/?p=312

Aufruf, ein Militarembargo uber Israel zu verhangen

Die Nobelpreistrdger_innen Erzbischof Desmond Tutu, Adolfo Peres Esquivel, Jody Williams, Mairead Maguire, Rigoberta
Menchu und Betty Williams haben einen offenen Brief an die UNO und an Regierungen in aller Welt verfasst, um ein
Militdrembargo iiber Israel zu verhdngen. Andere Unterzeichner _innen sind Noam Chomsky, Roger Waters von Pink Floyd,
die Dramatikerin Caryl Churchill, der US-Rapper Boots Riley, Jodo Antonio Felicio, der Prdsident der Internationalen
Gewerkschaftsfoderation und Zwelinzima Vavi, der Generalsekretdr der Konfoderation der Siidafrikanischen

Gewerkschaften (COSATU) u.v.m. .

Indem sie Waffen aus Israel importieren, dorthin exportieren und die Entwicklung israelischer Militdrtechnologie
erleichtern, senden die betreffenden Regierungen eine klare Botschaft der Unterstiitzung der israelischen Militdraggression,
unter Einschluss der damit verbundenen Kriegsverbrechen und moglicherweise damit auch verbundenen Verbrechen gegen

die Menschlichkeit.

Der Aufruf wird dem neuen UN Hochkommissar ﬁll" Menschenrechte im September 20] 4 iiberreicht werden

Wir fordern die UNO und Regierungen in aller Welt auf, sofort Schritte zu ergreifen,
um ein umfassendes und rechtlich bindendes Militirembargo iiber Israel zu verhingen
— dhnlich dem iiber Siidafrika wihrend der Apartheid verhiingten.

Der Aufruf kann unterzeichnet werden unter: http://www.bdsmovement.net/stoparmingisrael

Volistindiger Text des Aufrufs von Nobelpreistrigern und anderen

“Mit der Errichtung einer Beziehung der
Unterdriickung hat die Gewalt bereits
begonnen. Nie in der Geschichte ist die
Gewalt von Seiten der Unterdriickten
ausgegangen. ... Es gibe keine Unter-
driickten, hdtte es nicht zuvor Gewaltaus-
iibung gegeben bei der Etablierung ihrer
Unterwerfung. “ — Paulo Freire

Wieder einmal hat Israel seine massive
Waffengewalt gegen die eingekerkerte
Bevolkerung Palédstinas losgelassen,
besonders im belagerten Gaza-Streifen. Das
ist ein unmenschlicher und illegaler Akt
militérischer Aggression.

Israels anhaltende Angriffe auf Gaza haben
bis jetzt viele palédstinensische Zivilisten
getotet (Anmerkung: inzwischen mehr als
1100), Hunderte (Anmerkung: inzwischen
mehr als 6500) verletzt und die zivile
Infrastruktur verwiistet bzw. zerstort
einschlieBlich dem Gesundheitswesen, das
ernsthafte Méangel aufweist.

Israel kann derartig zerstorerische Angriffe
ungestraft nur deshalb fiihren, weil es
weltweit mit komplizenhaften Regierungen
eine umfangreiche internationale militari-
sche und wirtschaftliche Zusammenarbeit
unterhdlt. In den Jahren 2008 bis 2019
sollen die USA Israel Militérhilfe im
Umfang von 30 Milliarden US-Dollar
gewihren. Gleichzeitig erreichen Israels
Militdrexporte in alle Welt Milliardenhdhe.
In den letzten Jahren haben européische
Lander Waffen im Wert von Milliarden
Euro nach Israel exportiert. Die EU
ihrerseits hat israelischen Waffenprodu-
zenten und Universititen Forschungsdar-
lehen im Wert von Hunderten von Millio-
nen gewdhrt.

Aufstrebende Volkswirtschaften wie Indien,
Brasilien und Chile treiben ihre militérisch-
wirtschaftliche Zusammenarbeit mit Israel
rapide voran, wihrend sie 6ffentlich ihre
Unterstiitzung fiir die Rechte Paléstinas
erklaren. Mit dem Import und Export von
Waffen von und nach Israel und der Forde-
rung israelischer Militértechnologie senden
diese Regierungen ein klares Signal: sie
stimmen Israels bewaffneten Angriffen
einschlieBlich damit verbundener Kriegs-
verbrechen und moglicher
Menschenrechtsverbrechen zu.

Israel ist einer der fiihrenden Produzenten
und Exporteure von militarisierten Drohnen
(Kampfdrohnen) in der Welt.

Israels militdrische Technologie, die ent-
wickelt wurde, um Jahrzehnte der Unter-
driickung zu erhalten, wird als ,,praxiser-
probt“ vermarktet und in die ganze Welt
exportiert. Waffenhandel und gemeinsame
militdrische Forschungsvorhaben bestiarken
Israel darin, bedenkenlos gegen das
Volkerrecht zu verstolen. Das bestdrkt und
verfestigt Israels System der Besatzung,
Kolonialisierung und systematischen
Entrechtung der Paldstinenser.

Regierungen, die ihre Solidaritdt mit der
paléstinensischen Bevolkerung in Gaza
zum Ausdruck bringen und dabei dem
AnstoB3 von Israels Militarismus, Griuel-
taten und Straffreiheit gegentiber stehen,
miissen damit beginnen, alle militérischen
Beziehungen mit Israel abzubrechen. Heute
brauchen die Paléstinenser effektive
Solidaritdt und keine Wohltétigkeit.

Wir rufen die Vereinten Nationen und
Regierungen weltweit auf, unverziiglich ein
umfassendes und rechtsverbindliches
Waffen-Embargo gegen Israel in Kraft zu
setzen, dhnlich wie es gegen Siidafrika
wihrend der Apartheid verhingt wurde.
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Aus dem Englischen von Ulrike Vestring und
Fatima Radjaie; Quelle:

http://www.planpalestine.org/nobel-peace-
laureates-and-celebrities-call-for-military-

embargo-on-israel/

Grofbritannien: Stop der
Waffenlieferungen an Israel?

Als Reaktion auf die anhaltende Gewalt im
Nahost-Konflikt erwégt Grofbritannien, alle
Waffenlieferungen an Israel zu stoppen. Das
bestitigte eine Sprecherin von
Premierminister David Cameron.

(...) Hauptabnehmer deutscher Riistungsgiiter
waren die USA, Griechenland - und Israel.

http://www.spiegel.de/wirtschaft/soziales/gaza
-konflikt-waffenlieferungen-an-israel-auf-
dem-pruefstand-a-984399.html

Deutschland: SPD-Wirtschaftsminister
Gabriel genehmigte gerade die Lieferung
des vierten der insgesamt sechs Dolphin-
Schiffe (E H Galinski)

USA liefern Israel neue Munition

Nur wenige Stunden nach dem tddlichen
israelischen Beschuss einer UNO-Schule
Gaza haben die USA Israel mit neuer
Munition versorgt. Die US-Regierung
entsprach damit am Mittwoch einer
israelischen Anfrage vom 20. Juli, wie das
Verteidigungsministerium in Washington
mitteilte. (...) Die USA stiinden fiir die
Sicherheit Israels ein, sagte Pentagonsprecher
John Kirby. Es sei fiir die nationalen
Interessen der USA «entscheidend», Israel
dabei zu helfen, seine Fahigkeit zu einer
«starken und reaktiven Selbstverteidigung» zu
entwickeln und aufrecht zu erhalten.
http://www.20min.ch vom 31.7.2014
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Ukraine

Claus Schreer

isw - Institut fiir sozial-okologische Wirtschaftsforschung e.V.
Das Assoziierungs-Abkommen mit der Ukraine

- Instrument imperialer Machtpolitik
Rede bei der Kundgebung "100 Jahre Beginn des 1. Weltkriegs — Stoppt den Griff nach der Ukraine" am 1. August 2014 in Miinchen

Schon im Ersten Weltkrieg spielte die
Ukraine in den Plénen zur Schaffung eines
von Deutschland beherrschten ,,Mittel-
europa“ eine wesentliche Rolle. Heute 100
Jahre spéter betreiben Deutschland und die
EU in der Ukraine eine brandgefahrliche
Politik. Erneut wird versucht, in dem von
ihnen geschiirten nationalistischen Konflikt
eigene wirtschaftliche und geostrategische
Interessen auf Kosten der ukrainischen
Bevolkerung durchzusetzen.

Am Beginn der Maidan-Proteste in der
Ukraine stand der Unmut {iber die sozialen
Missstiande und gegen die Korruption
zugunsten einer kleinen Clique von
Oligarchen. ,,Gangster weg* hatten die
Demonstranten gefordert, als der Maidan
noch nicht in der Hand der Nationalisten
und Faschisten war.

Diese Proteste waren legitim. Dass sich
daraus ein internationaler Konflikt ent-
wickelte, hingt vor allem mit dem Asso-
ziierungs-Abkommen zusammen, mit dem
die Ukraine 6konomisch und militérisch in
die EU integriert werden sollte.

Das Assoziierungs-Abkommen war der
Sprengsatz fiir den Konflikt.

Mit seiner Entscheidung im November
2013, das iiber viele Jahre verhandelte
Assoziierungs-Abkommen mit der
Européischen Union auf Eis zu legen, hatte
sich der damalige ukrainische Préisident
Wiktor Janukowitsch méchtige Feinde in
Briissel und Berlin, aber auch in
Washington gemacht.

Umgehend setzte eine Eskalationsspirale
ein, die zum Sturz des Prisidenten und zur
schwersten Krise zwischen dem Westen und
Russland seit Ende des Kalten Krieges
gefiihrt hat. Dass sich der Konflikt an der
Ablehnung dieses Assoziierungs-Abkom-
mens entziindete, ist beileibe kein Zufall,
denn bei diesen Abkommen handelt es sich
um ein Kernelement der aktuellen GroB3-
machtpolitik Deutschlands und der Expan-
sionsstrategie der Européischen Union.

Die Assoziierungs-Abkommen, die mit
zahlreichen EU-Nachbarstaaten, in Ost- und
Siidosteuropa — die nicht in die EU aufge-
nommen werden sollen — abgeschlossen
wurden, zielen auf die Eingliederung in
eine groBeuropdische Wirtschaftszone,
durch die den westeuropdischen Konzernen
Zugang zu Rohstoffen, vor allem aber neue

Investitions- und Absatzmérkte sowie
verlangerte Werkbéanke erschlossen werden
sollen.

Sie sind die Voraussetzung fiir die Auswei-
tung des EU-Einflussgebietes, fiir den
Aufstieg der EU zu einem ernst zu
nehmenden globalen Akteur und der
Verwirklichung des Anspruchs, im globalen
Konkurrenz um Macht und Einfluss an
vorderster Front mitspielen zu kdnnen. Aus
Sicht der EU-Eliten ist es deshalb geradezu
unerlésslich, den eigenen Hinterhof — den
sog. Nachbarschaftsraum —wirtschaftlich
einzugliedern und so die Wettbewerbs-
fahigkeit der EU gegeniiber den
Weltmarktkonkurrenten zu stirken.

Die Zustimmung der Ukraine zum Asso-
ziierungs-Abkommen ist faktisch eine
Entscheidung fiir den Beitritt zum
Machtblock der EU, inklusive der
Integration in die EU-Militarstrukturen.
Diese EU-Expansionsstrategie musste bei
einem Land mit der immensen geopoli-
tischen Bedeutung der Ukraine frither oder
spater zu schweren Konflikten mit Russland
fithren und ist der Grund dafiir, weshalb die
Auseinandersetzungen mit derart harten
Bandagen ausgetragen werden.

Dabei deckt sich das Europédische Bestre-
ben, sich moglichst grofe Teile der
ehemaligen sowjetischen Einflusssphére
einzuverleiben, mit dem Interesse der USA,
einen machtpolitischen Wiederaufstieg
Russland dauerhaft zu verhindern.

Um was geht es in diesem Assoziierungs-
Abkommen?

Das Abkommen sieht vor, dass innerhalb
von 10 Jahren eine ,,Freihandelszone*
errichtet wird. Es ist ein bindendes
Dokument, das die Ubernahme aller EU-
Handels- und Wirtschaftsstandards vorsieht.
Die Ukraine muss dabei folgende
Bedingungen erfiillen:

> Erstens miissen alle Z6lle und anderen
Mafnahmen, mit denen die Ukraine
Importe zum Schutz seiner heimischen
Wirtschaft verteuern kann, nahezu komplett
(zu 99 %) abgeschafft werden. Sie diirfen
auch zu keinem spéteren Zeitpunkt wieder
erh6ht werden. Die Details sind in einer
1500 Seiten langen Liste fiir nahezu jedes
erdenkliche Produkt festgelegt.

> Zweitens wird die Ukraine zur Ubernah-
me der EU- Produktions- und Zertifizie-
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rungsstandards verpflichtet.

> Drittens miissen so genannte nichttarifare
Handelshemmnisse — etwa Mengen-
begrenzungen — bei Importen aus der EU
abgeschafft werden.

> Viertens miissen alle Kapitalverkehrskon-
trollen beseitigt werden. Den europdischen
Konzernen wird damit Tiir und Tor in der
Ukraine gedffnet. Verbunden mit der
Abschaffung der Kapitalverkehrskontrollen
ist die Garantie der problemlosen Riickfiihr-
ung auslidndischen Kapitals aus der Ukraine
und aller daraus resultierender Gewinne.

Das Ergebnis dieses hochgelobten
,.Freihandels* war von Anfang an klar
vorhersehbar, ndmlich die Verdrangung
ukrainischer Waren vom eigenen Markt und
die Zerstérung der heimischen Wirtschatft.

Durch die Abschaffung von Handelshem-
mnissen, von Schutzzollen, der Einfiihrung
teurer europdischer Produktstandards und
Zertifizierungsprozesse wird die ukraini-
sche Wirtschaft — weitgehend schutzlos —
der tiberméchtigen Konkurrenz der groen
EU-Konzerne ausgeliefert.

Die Integration der Ukraine in den EU-
Binnenmarkt bedeutet, dass die Ukraine
substanzielle Teile der Wirtschaftsge-
setzgebung der EU iibernimmt. Die Ukraine
verliert nicht nur Moglichkeiten des
AuBenschutzes fiir die nationale Okonomie,
sondern auch Schliisseloptionen fiir die
nationalstaatliche Industriepolitik, was
schlieBlich auf De-Industrialisierung und
vollige EU-Abhéngigkeit hinauslauft.

Und schlieBlich enthélt das Assoziierungs-
Abkommen auch noch Passagen zum
Ausbau der Militarkooperation und der
Integration in die EU-Militdrpolitik. Die
Ukraine verpflichtet sich zur schrittweisen
Intensivierung und Zusammenarbeit im
Bereich der EU-Auflen- und Sicherheitspo-
litik. Im Klartext: Sie verpflichtet sich zur
Beteiligung an den von der EU
beschlossenen Militérinterventionen.

Der Versuch der ukrainischen Regierung, in
Nachverhandlungen Zugestdndnisse zu
erhalten, wurde seitens der Europaischen
Union kategorisch abgelehnt — und hier
liegt die Hauptursache dafiir, dass das
Abkommen auf Eis gelegt wurde.




Unmittelbar darauf setzte eine vom Westen
massiv unterstiitzte Eskalationsspirale ein,
die schlielich zum gewaltsamen Sturz von
Janukowitsch fiihrte. Der Grund fiir die
Schirfe der Auseinandersetzungen um die
Ukraine liegt darin, dass es hier um weit
mehr geht als um vertiefte wirtschaftliche
Beziehungen. Es geht um die Entscheidung
iiber den Beitritt zu einem der zwei sich
zunehmend feindlich gegeniiber stehenden
Blocke: Entweder zu Russland oder zur
EU/NATO.

Der Vertragsabschluss richtet sich offen
gegen Russland.

Auf dem Spiel stand z.B. der Pachtvertrag
fiir den wichtigen Stiitzpunkt der russischen
Schwarzmee-rflotte in Sewastopol, den die
Regierung Janukowitsch auf 2042
verldngert hatte.

Das strategische Ziel der westlichen
imperialistischen Staaten ist es, Russland zu
schwiéchen.

Insbesondere von den USA wird die
Ukraine als geopolitisches Filetstiick ersten
Ranges betrachtet, was vom Top-Strategen
Zbigniew Brzezinski bereits 1997
folgendermaBen begriindet wurde:

“Die Ukraine, ein neuer und wichtiger
Raum auf dem eurasischen Schachbrett, ist
ein geopolitischer Dreh- und Angelpunkt,
weil ihre blofje Existenz als unabhdngiger
Staat zur Umwandlung Russlands beitrdgt.
Ohne die Ukraine ist Russland kein
eurasisches Reich mehr. (...) Wenn Moskau
allerdings die Herrschaft iiber die Ukraine
mit ihren bedeutenden Bodenschditzen und
dem Zugang zum Schwarzen Meer
wiedergewinnen sollte, erlangte Russland
automatisch die Mittel, ein mdchtiges
FEuropa und Asien umspannendes Reich zu
werden.”

Im Kampf um die Ukraine hatten die USA
in den letzten 20 Jahren 5 Milliarden Dollar
investiert — vor allem in die Vaterlands-
Partei Julia Timoschenkos und andere
Oppositionsgruppen. Deutschland dagegen

setzte auf Vitali Klitschko, dessen Partei
,,Udar* faktisch von der Konrad-Adenauer-
Stiftung ins Leben gerufen wurde.

Im Kern ging es dabei darum, ob in der
Ukraine kiinftig ein pro-amerikanischer
oder ein pro-deutscher Prisident das Sagen
haben wird. Wie ruppig es dabei hinter den
Kulissen zur Sache ging, wurde vor allem
iiber das abgehorte und ins Internet gestellte
,,Fuck-the-EU“-Telefonat der US-
Staatssekretérin Victoria Nuland bekannt.

Daran zeigt sich, dass Deutschland
keineswegs der verldngerte Arm
Washingtons ist, sondern seine eigenen
machtpolitischen Ziele verfolgt. Dazu
gehort die wirtschaftliche und sogar
strategisches Interesse an einer Kooperation
mit Moskau. Die von Berlin angestrebte
kiinftige Weltordnung ist eine multipolare,
in der Deutsch-Europa mit Russland
wirtschaftlich eng verwoben ist, um mit den
globalen Méchten Amerika und China
konkurrieren zu konnen.

Die deutsch-amerikanischen Differenzen
schlielen allerdings in entscheidenden
Fragen ein gemeinsames Vorgehen keines-
wegs aus. Was Berlin und Washington eint
ist das Bestreben, ihren jeweiligen Einfluss
in Osteuropa auf Kosten Russlands
auszudehnen.

Um das zu erreichen, schreckt die Bundes-
regierung auch nicht vor eine Zusammen-
arbeit mit der faschistischen Swoboda und
einem Konfrontationskurs gegen Russland
zuriick.

Das Ergebnis des Umsturzes in der
Ukraine ist erschreckend.

Nach dem Sturz von Janukowitsch hat sich
an der Oligarchenherrschaft, die das Land
seit einem Vierteljahrhundert aussaugt
nichts gedndert, nur die Gesichter der
Regierung wurden ausgetauscht. Es ist eine
Oligarchen-Rochade kein Machwechsel
zugunsten sozialer und demokratischer
Rechte.

Noch erschreckender ist allerdings, dass in
Europa erstmals seit Ende des Zweiten
Weltkriegs Faschisten an einer Regierung
beteiligt sind und den staatlichen Gewalt-
apparat beherrschen. Und vor allem aber,
dass keine der angeblich demokratischen
westlichen Regierungen daran Anstof3
nimmt.

Wichtiger ist ihnen, dass mit Petro
Poroschenko an der Spitze, der unter den
ukrainischen Milliarddren Platz 6 einnimmt,
jetzt die Erfiillung der Forderungen des
Internationalen Wahrungsfonds und die
praktische Umsetzung des Assoziierungs-
vertrags mit der EU garantiert ist. Die
Zeche fiir diese Unterordung unter die
westlichen Kapital-Interessen zahlt — siche
Griechenland — die Bevolkerung.

Eine soziale und emanzipatorische Per-
spektive fiir die Ukraine ist derzeit nicht in
Sicht. Sie wird es wohl erst dann geben,
wenn eine Bewegung entsteht, die sich
gegen diejenigen richtet, die sich auf
Kosten des Volkes bereichern und die sich
gleichzeitig denen widersetzt, die versu-
chen, die Losung der sozialen Probleme in
nationalistische Bahnen zu lenken.

Was wir zu tun haben ist, Stellung zu
beziehen, gegen den brandgeféhrlichen
Konfrontationskurs Deutschlands, der EU
und der NATO gegeniiber Russland und das
weitere Anheizen des Biirgerkriegs in der
Ukraine.

Und wir miissen die herrschenden Macht-
eliten unseres Landes daran hindern, dass
die mit Faschisten durchsetzte oligarchische
Regierung der Ukraine und ihre bewaffne-
ten Banden politisch, finanziell und mili-
tarisch von Deutschland unterstiitzt werden.

Die Fakten zum Assoziierungsvertrag sind
der IMI-Studie ,,Ukraine:Ringen um die
Machtgeometrie“ von Jiirgen Wagner
entnommen. Die 20-seitige IMI-Studie

finden Sie unter: http://www.imi-online.de/

http://www.isw-
muenchen.de/download/ukraine-red-cls-

20140801.pdf

Revolte der Leser gegen die Desinformation- und
Verdummungsfabriken

Sihttp://www.nachdenkseiten.de/?p=22546

Hamburg, 7.8. Proteste vor dem ,,Spiegel“-Gebiude mit 350 TeilnehmerInnen.

Fotos: http://www.arbeiterfotografie.com/galerie/reportage-2014/index-2014-08-07-hamburg-
" piegel.html

MSPIEGEL schlieBt Russland-Forum nach drei Stunden
http://www.heise.de/tp/artikel/42/42371/1.html
j{Der SPIEGEL, die Bild-Zeitung fiir Mochtegern-Intellektuelle

#Franziska, Jakob, bitte macht was! http://www.heise.de/tp/artikel/42/42402/1.html

Auf der Spiegel facebookseite iiber 3000 emporte Kommentare zum Titel. ..
https://www.facebook.com/spiegelonline/photos/a.420707594868.190602.38246844868/10152546816869869/?type=1
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Christian Christen

Politik im Blindflug — Wirtschaftssanktionen gegen Russland

10. August 2014

Nach dem weiterhin ungeklarten Abschuss
des malaysischen Passagierflugzeuges MH-
17 tiber der Ostukraine trommeln die
Leitmedien in Funk, Fernsehen und Print
fiir eine scharfe Reaktion Europas. Zwar
schreckt man (noch) vor der Forderung
nach militarischer Intervention zuriick,
jedoch ist bei den tonangebenden Kopfen
ausgemacht, wer der Hauptschuldige fiir die
politische Krise in der Ukraine und den
Biirgerkrieg im Osten des Landes ist und
wen es zu ,,bestrafen® gilt: Russland vulgo
Staatsprésident Putin. In grofer Pose der
Entschlossenheit verhdngten Ende Juli dann
die 28 EU-Mitgliedsstaaten neue
Wirtschaftssanktionen gegen Russland (1).
Kernelemente dessen sind ein Verbot des
Zugangs russischer Unternehmen und
Finanzdienstleister auf den europiischen
Kapitalmarkt, der Ausfuhrstopp von
Hochtechnologie, Riistungsgiitern und
Dual-Use Giitern (Einsatzmdglichkeit
ziviler/militdrischer Art) sowie weitere
Einreiseverbote und Kontensperren fiir
russische Funktionére.

Lektion I: Wenn Emotionen und
geostrategische Fantasien das Handeln
bestimmen

Hier ist nicht der Platz zu diskutieren,
welche Fehleinschétzungen der EU den
Konflikt befordert haben. Ebenso wenig
steht die Frage der Schuld und Verantwor-
tung Russlands, das Interesse und agieren
der Konfliktparteien USA, EU und NATO
zur Debatte. Es geht um die viel banaleren
Fragen nach Sinn und Zweck sowie
Effekten der Sanktionen

Normalerweise steht vor jedem Beschluss
iiber Sanktionen die rationale Uberlegung.
Was ist das Ziel und ldsst es sich mit den
MaBnahmen erreichen? Was sind die
direkten und indirekten Wirkungen? Und
vor allem: Wie wird in Gang gesetzte
Sanktionsspirale beendet oder soll der
,,Wirtschaftskrieg* als Vorstufe des
militdrischen Waffengangs dienen? Jeder,
der nur halbwegs die Wortmeldungen bei
uns in den letzten Monaten zum Thema
verfolgte, reibt sich jedoch verwundert die
Augen. Ernsthafte Antworten auf diese und
andere Kernfragen blieben die bestimmen-
den Medien und offizielle Politik weitge-
hend schuldig. Stattdessen finden sich
vielfach Beitrdge nach ghnlichem
Strickmuster wie das unterirdische
LInterview* des hoch bezahlten
Nachrichtensprechers Claus Kleber (ZDF)
mit SIEMENS-Chef Joe Kaeser im
vergangenen Mérz (3).

Im Grunde sind viele Nachrichten zur
Ukraine-Krise und Rolle Russlands und vor
allem deren 6konomische Situation sub-
jektive Kommentare. Zumeist sind die
eigene Ideologie und begrenzte Vorstel-
lungswelt zur Funktionsweise der

L, Wirtschaft® oft der Vater des verkiindeten
Wortes. Einfachste 6konomische
Zusammenhénge werden nicht beachtet,
differenzierte Betrachtungen flink mit dem
Vokabular aus der Mottenkiste des Kalten
Krieges beiseite gewischt (Putin Versteher,
Russenfreund, Gutmensch, Weichei). In
diesem kriftig selbst mit befeuerten
Diskussionsklima agieren die Regierungen
der EU und Entscheider der Briisseler
Biirokratie zunehmend sprunghatft,
merkwiirdig und bisweilen hilflos. Sie
scheinen zunehmend getrieben und oft
iiberrascht von den Effekten ihres
Handelns. Wer hier eine von langer Hand
geplante Strategie erkennt und perfide,
intelligente Strippenzieher in den Kulissen
am Werk sieht, mag unbeleckt von
praktischen Erfahrungen in Parlamenten,
Ministerien und Biirokratien an diese
Vorstellung festhalten.

Fiir alle anderen reiht sich der jlingste
Beschluss zu den Wirtschaftssanktionen
gegen Russland ein in eine lange Liste
irrationaler Handlungen die den Eindruck
verstérken, dass die europdischen ,,Eliten*
kaum mehr in der Lage sind progressive,
sozial-6konomisch sinnvolle Entscheidun-
gen zu treffen, selbstkritisch zu reflektieren
und bei Bedarf den Kurs zu dndern. Es setzt
sich eine nahezu grotesk stupide Politik
durch, die seit Ausbruch der Wirtschafts-
und Finanzkrise 2007/08 Europa im
Blindflug agiert und das Projekt EU
zunehmend an den Rand der Implosion
fithrt. Zwar sprudeln die Gewinne bei
Unternehmen und Finanzdienstleistern. Die
hoheren Einkommen und Vermogen
wachsen munter weiter und die
Ungleichheit steigt. ,,Deutschland* geht es
nach verdffentlichter Meinung und im
Vergleich zu den anderen Landern auch
relativ gut. Der Rest stagniert seit Jahren,
steckt in der Krise oder rutscht von einer in
die ndchste Rezession (aktuell Italien).
Massenarbeitslosigkeit, Uberschuldung der
Haushalte und Unternehmen bestimmen
den Alltag vieler Menschen. Gleichzeitig
agiert das europdische Finanzsystem weiter
am Rande der Insolvenz und muss sténdig
durch Steuergelder (aktuell die
portugiesische Grofibank Espirito Santo)
und MafBnahmen der EZB gestiitzt und vor
systemischen Risiken geschiitzt werden.
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Lektion II: Wie man sich wirksam ins
Knie schielit

Vor diesem Hintergrund konnen kleine
Riickschlédge grofie negative Wirkungen
entfalten und so die Wirtschafts- und
Finanzkrise in Europa zu neuen Héhepunk-
ten filhren. Zumindest ist es eine Illusion zu
glauben, die Wirtschaftssanktionen wiirden
nur Russland treffen. Warum? Erstens
werden der Auflenhandel und damit die
Auslastung der Unternehmen, deren
Investitionsverhalten und schlielich der
Arbeitsmarkt in allen EU-28 Staaten
unterschiedlich stark betroffen sein. Denn
iiber die letzten 20 Jahre hat sich der Absatz
von Konsum- und Investitionsgiitern nach
Russland stindig erhéht. Russland galt als
Teil der BRICS-Gruppe bis gestern noch als
dynamischer Wachstumsmarkt und alle
europdischen Handelshduser, Finanzdienst-
leister und Anbieter wollten dort mitmi-
schen. Uber auslidndische Direktinvestitio-
nen, Joint Ventures und den Ausbau der
Vertriebsstrukturen sowie die wechsel-
seitige Beteiligung durch Anleihen und
Aktien ist heute deshalb auch ein groB3er
Teil der russischen Wirtschaft eng mit der
Okonomie in der EU verbunden. Wer also
Sanktionen beschlieit, wird parallel seinen
Absatzmarkt strangulieren. Was noch fiir
Riistungsgiiter aus pazifistischer Sicht zu
begriilen ist und auf unzéhlige anderen
Staaten (Saudi Arabien, Katar, Tiirkei,
Syrien uvm.) besser heute als morgen
ausgeweitet werden sollte, wird am Ende
des Tages stets mit dem Nachfrageausfall
bei den eigenen Unternehmen und Banken
konfrontiert. Wen das jetzt {iberrascht, der
hatte schon vorher keine Ahnung von
,,Wirtschaft und sollte nur noch
schweigen. Alle anderen konnten lange vor
der Verscharfung der Wirtschaftssanktionen
die negative Effekte fiir den Absatz, die
Produktion und den Kapitalverkehr bei den
europdischen und deutschen Unternehmen
(4) wie Banken beobachten, was sich nun
u.a. in der offiziellen Statistik zu den
Auftragseingéngen niederschligt.

Zweitens haben sich die Kapitalverflech-
tungen zwischen russischen Unternehmen,
Banken und ihren europédischen Partnern
ebenso erhdht. Russische Unternehmen
haben sich so u.a. mit zinsgiinstigen
Krediten in Europa in Héhe von rund 370
Mrd. Euro eingedeckt. Européische
Bankhiuser sind seit Jahren in Russland
stark engagiert und empfahlen ihren
Kunden russische Aktien und Anleihen als
lukrative Geldanlage. Alles dies steht seit
Monaten zur Disposition und wer glaubt,
die russische Wirtschaft wiirde durch den




Stopp des Zugangs auf den europdischen
Kapitalmarkt hart getroffen, der muss
ebenso harte Riickwirkungen fiir die
europdischen Geldhduser und Anleger in
Rechnung stellen. Deren Forderungen
werden neu bewertet und sollte es zu
Zahlungsschwierigkeiten und Insolvenzen
russischer Unternehmen und Banken
kommen, miissten u.a. deutsche,
franzosische, italienische, Osterreichische
Banken und Anleger auf ihre Forderungen
verzichten und Verluste einfahren.
Inwieweit dies zur Schieflage européischer
Banken fiihrt und erneute Bankenrettungen
notwendig werden, ist heute noch nicht
absehbar aber in keinem Fall
auszuschlieBen.

Drittens werden die Riickwirkungen der
Wirtschaftssanktionen und daraus
resultierende weitere negative Effekte in
der EU schnell deutlich spiirbarer. Wer iiber
den Verweis auf Durchschnittswerte und
den relativ geringen Anteil des Russland-
geschifts insgesamt oder fiir Deutschland
im speziellen die Probleme beiseite wischen
mochte irrt gewaltig und argumentiert an
der Sache vorbei. Denn allgemeine
Betrachtungen und Durchschnittswerte
sagen nichts iiber die konkrete Situation
einer Firma aus, deren Geschift iiber Nacht
wegbricht. Auch die eindimensional
,,deutsche Brille* hilft nicht weiter und ist
letztlich nur national borniert. Bereits jetzt
sind die siid- und osteuropdischen Mitglie-
der der EU und deren Nachbarstaaten langst
vom monatewdhrenden Riickgang und
Einbruch des ,,Russlandgeschéfts*
betroffen. Ungleich schwerer treffen sie die
neuen Wirtschaftssanktionen und russischen
Gegenmafinahmen (5) . So kann sich die
fragile 6konomische, soziale Situation in
der européischen Peripherie schnell
verschlechtern und innerhalb der EU
verstirkte Umverteilung und Stiitzungs-
maBnahmen erfordern. Auch Deutschland
wird auf die eine oder andere Weise zahlen,
selbst wenn die Medien wie iiblich
reagieren. Wir geben nichts! Empfohlen
werden schon in wenigen Tagen mit
Sicherheit die bekannten Strukturreformen,
MaBhalten und Sparen. Alternativ konnte

man aber sehr schnell ein ,, Transferfonds
Wirtschaftssanktionen® einrichten, in denen
z.B. alle Personen mit mehr als 7.000 Euro
Monatseinkommen progressiv gestaffelt
einzahlen, um Kurzarbeitergeld, Arbeitslo-
senunterstiitzung, fallige Biirgschaften
(Exportkreditvergabe), Unternehmens-
kredite, die Abwicklungen von Insolvenzen,
Stiitzungskdufe der EZB uvm. teilweise
»Zegen zu finanzieren. Letzteres steht ja
ohnehin in den Medien und der Politik hoch
im Kurs und alle betroffenen Personen
konnen so dann praktisch Solidaritét mit
den gewiinschten politischen Entscheidun-
gen iiben.

Lektion III: Es kommt meistens anders
als man meint

Wenn die Wirtschaftssanktionen gegen
Russland gut wirken, werden sie in alle
Richtungen wirken. Eben deshalb ist eine
schnelle Zuspitzung der 6konomischen
Krise in der EU mit bekannten Effekten
mdglich: Nachfrageausfall, Insolvenzen,
Kreditklemme, Kurzarbeit und Arbeits-
losigkeit. Gleichzeitig geht niemand
ernsthaft davon aus, dass Russland durch
die beschlossenen Sanktionen 6konomisch
in die Knie gezwungen und deren Fiithrung
zu ,,Kreuze kriechen® wird. Um Russlands
Wirtschaft ist es nicht gut bestellt. Aber das
hat vollig andere Griinde als die
Wirtschaftssanktionen der EU. Richtig ist,
dass bestimmte Sektoren und Unternehmen,
Einkommensgruppen und nicht zuletzt die
Oligarchen getroffen werden kdonnen.
Moglicherweise gibt es den Wunsch, dass
eben diese Oligarchen dann Putin stiirzen,
um ihrer Pfriinde zu sichern. Ungeachtet
der Frage, was politisch damit gewonnen
wiire, hitte man ein solches Verhalten aber
wohl effektiver durch den direkten Zugriff
und die Konfiskation ihrer Vermogen
(Konten, FuBballclubs, Unternehmen,
Immobilien etc.) in Europa befordern
konnen.

SchlieBlich stellt sich noch die Frage nach
der 6konomischen Zukunft der Ukraine.
Kurz gefasst: Sie ist mehr als diister. Es

drohen Staatsbankrot und Staatszerfall.
Bereits vor Ausbruch der Kdmpfe war das
Land nur durch Zahlungen mit den iiblichen
,Reformauflagen® der EU und des IWF
iiberlebensféhig. Der Biirgerkrieg ver-
schlechtert die Lage téglich und nach den
Kéampfen wird die enge Verbindung der
ostukrainischen Wirtschaft mit der
russischen Okonomie auf Jahre zerstort
sein. Der Absatzmarkt EU wird diesen
Ausfall nicht kompensieren und die
Aufnahme der Ukraine in die EU steht nicht
an. Dafiir sind allein die Ausgaben fiir den
Wiederaufbau und die 6konomische
Modernisierung viel zu hoch und werden in
keinem Fall von Briissel und den EU
Mitgliedsstaaten getragen.

Im Endeffekt werden die jiingsten
Wirtschaftssanktionen also weder die
politischen Ziele erreichen (wie immer
diese konkret lauten), noch werden daraus
positive Impulse und eine Perspektive fiir
Russland, Europa oder die Ukraine
erwachsen, deren Biirgerinnen und Biirger
auch weiterhin auf einem Kontinent
miteinander leben miissen.

1
http://www.bmwi.de/DE/Themen/aussenwirtschaft,
did=648182.html

(2) zur ausfiihrlichen 6konomischen Analyse: s.
http://www.chefvolkswirt.net/

(3)
http://www.faz.net/aktuell/feuilleton/debatten/echtz

eitjournalismus-dr-seltsam-ist-heute-online-
12867571 .html

(4) http://www.ost-ausschuss.de/aktuelles-
statement-zu-den-sanktionen-gegen-ber-russland

(5
http://www.spiegel.de/wirtschaft/soziales/sanktione
n-in-russland-klage-aus-polen-eu-laender-fuerchten-
um-exporte-a-985139.html

http:/theorieblog.attac.de/politik-im-

blindflug-wirtschaftssanktionen-gegen-
russland/

S. auch: Politik der Eskalation. Der
Irrweg des Westens von Gabor Steingart
08.08.2014,

http://www.handelsblatt.com/meinung/komme

ntare/politik-der-eskalation-der-irrweg-des-
westens-seite-all/10308844-all.html

Kai Ehlers: Beschleunigung in der Ukraine - und die Frage der kritischen Solidaritat

25.07.2014

Die Eskalation des Biirgerkrieges in der
Ukraine steigert sich von Tag zu Tag. Der
soeben erfolgte Zerfall der Koalitions-
regierung wird das Tempo eher noch
beschleunigen als abbremsen, steht zu
befiirchten. Solidaritét wird mehr und mehr
zum Gebot der Stunde.

Aber mit wem solidarisch sein? Die
Ansichten dazu gehen so diametral
auseinander wie die Speichen eines Fahrrades.
Mit den Mitgliedern der Regierung, die durch
das Auseinanderfallen der Koalition noch

hérter unter den Druck der Rechten und des
internationalen Kapitals geraten? Mit den
Soldaten, die laut Poroschenko ,,heldenhaft
unser Land verteidigen®, die aber ab August
keinen Sold mehr bekommen werden, wenn
nicht sofort das neue Steuergesetz
verabschiedet werden kann, das heifit im
Kern, wenn nicht endlich die Oligarchen zu
ausreichenden Steuerabgaben verpflichtet
werden kdnnen? Mit den Wehrpflichtigen und
ihren Miittern, die gegen Poroschenkos neue
Mobilmachung demonstrieren? Mit den
Opfern der Kiewer Offensive gegen
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,Terrorismus‘“? Fiir welche Ziele stehen
welche Gruppierungen? Ist der Westen des
Landes ,,faschistisch*? Sind der Osten und
Siid-Osten, namentlich der Donbas
terroristisch“?

Weiter:
http://kai-ehlers.de/texte/artikel-zur-lage/2014-07-
25-beschleunigung-in-der-ukraine-und-die-frage-
der-kritischen-solidaritaet

Vom selben Autor:
http://kai-ehlers.de/texte/artikel-zur-lage/2014-06-
25-und-immer-noch-die-ukraine-eine-
zwischenbilanz



http://kai-ehlers.de/texte/artikel-zur-lage/2014-06-25-und-immer-noch-die-ukraine-eine-zwischenbilanz
http://kai-ehlers.de/texte/artikel-zur-lage/2014-06-25-und-immer-noch-die-ukraine-eine-zwischenbilanz
http://kai-ehlers.de/texte/artikel-zur-lage/2014-06-25-und-immer-noch-die-ukraine-eine-zwischenbilanz
https://3c.gmx.net/mail/client/dereferrer?redirectUrl=http%3A%2F%2Fkai-ehlers.de%2Ftexte%2Fartikel-zur-lage%2F2014-07-25-beschleunigung-in-der-ukraine-und-die-frage-der-kritischen-solidaritaet
https://3c.gmx.net/mail/client/dereferrer?redirectUrl=http%3A%2F%2Fkai-ehlers.de%2Ftexte%2Fartikel-zur-lage%2F2014-07-25-beschleunigung-in-der-ukraine-und-die-frage-der-kritischen-solidaritaet
https://3c.gmx.net/mail/client/dereferrer?redirectUrl=http%3A%2F%2Fkai-ehlers.de%2Ftexte%2Fartikel-zur-lage%2F2014-07-25-beschleunigung-in-der-ukraine-und-die-frage-der-kritischen-solidaritaet
http://www.handelsblatt.com/meinung/kommentare/politik-der-eskalation-der-irrweg-des-westens-seite-all/10308844-all.html
http://www.handelsblatt.com/meinung/kommentare/politik-der-eskalation-der-irrweg-des-westens-seite-all/10308844-all.html
http://www.handelsblatt.com/meinung/kommentare/politik-der-eskalation-der-irrweg-des-westens-seite-all/10308844-all.html
http://theorieblog.attac.de/politik-im-blindflug-wirtschaftssanktionen-gegen-russland/
http://theorieblog.attac.de/politik-im-blindflug-wirtschaftssanktionen-gegen-russland/
http://theorieblog.attac.de/politik-im-blindflug-wirtschaftssanktionen-gegen-russland/
http://www.ost-ausschuss.de/aktuelles-statement-zu-den-sanktionen-gegen-ber-russland
http://www.ost-ausschuss.de/aktuelles-statement-zu-den-sanktionen-gegen-ber-russland
http://www.faz.net/aktuell/feuilleton/debatten/echtzeitjournalismus-dr-seltsam-ist-heute-online-12867571.html
http://www.faz.net/aktuell/feuilleton/debatten/echtzeitjournalismus-dr-seltsam-ist-heute-online-12867571.html
http://www.faz.net/aktuell/feuilleton/debatten/echtzeitjournalismus-dr-seltsam-ist-heute-online-12867571.html
http://www.chefvolkswirt.net/
http://www.bmwi.de/DE/Themen/aussenwirtschaft,did=648182.html
http://www.bmwi.de/DE/Themen/aussenwirtschaft,did=648182.html

Antikriegsnachrichten

Ich stelle immer zwei Fragen: Wie viele Linder haben Militirbasen in den Vereinigten Staaten?
Und in wie vielen Lindern haben die Vereinigten Staaten keine Militirbasen? - Jose Saramago

NATO bereitet Manover in

UKkraine vor: 300 Soldaten aus 16
Nationen beteiligt - Bundeswehr priift
Teilnahme »mit Einzelpersonal«.
Ungeachtet der kriegerischen Auseinan-
dersetzungen in der Ostukraine wird die
NATO vom 11. bis zum 28. September
im Westteil des Landes die Ubung
»Rapid Trident« durchfiihren.

http://www.neues-
deutschland.de/artikel/940649.nato-bereitet-

manoever-in-ukraine-vor.html

Kurzer Film iiber den Widerstand von
ukrainischen Frauen gegen die
Einberufungssbefehle: http:/news.web-
hh.de/index11.php?1id=33811&newsfull=1

Texte zur (jiingeren) inneren und dufleren
Geschichte Russlands, der Ukraine, der dort
aufeinanderprallenden geostrategischen
Interessen, der Rolle des von Soros mitfi-
nanzierten PR-Zentrums in Kiew (900 Jour-
nalistInnen der ,,Welt“medien versorgend):
"Hintergrund" (Nr. I1I-2014)

Dossier vom Friedensratschlag:
http://www.ag-

friedensforschung.de/regionen/Ukraine1/Welcome.h

Liige in Kriegszeiten, Mathias Brockers,
29.07.2014; Am Beispiel des Ersten Welt-
kriegs formulierte Arthur Ponsonby 1928
die Strukturgesetze der Kriegspropaganda -
sie gelten, wie die aktuelle Berichterstat-

tung iiber die Ukraine zeigt, noch immer,
http://www.heise.de/tp/artikel/42/42386/1.html

R

AntiWarNews.org
AntiKriegsNachrichten.de

itische Medies

Im Krieg stirbt die Wahrheit zuers

Hintergrund | JungeWelt | Der Freitag | Weltnetz’ 9TV
Telepolis | Nachdenkseiten | Neues Deutschland | AG Friedensforschung

english: DemocracyNow | RussiaToday | PressTV | TeleSUR
WorldBeyondWar | CounterPunch | TruthOut

Hintergriinde der Vorginge in der
Ukraine in einer Chronologie :

http://www.holger-niederhausen.de/index.php?
id=922

tml

Grundlagenvortrag des schweizer
Historikers Daniele Ganser iiber
verdeckte Kriegsfithrung, false-flag-
Anschldge, Strategie der Spannung .

Er erkldrt die Methoden der verdeckten
Kriegsfiihrung durch staatliche US-
Einrichtungen (Militdr + Geheimdienste),
die Verbindung von Gewalt + Liige an
historisch dokumentierten Beispielen
(gegen Mossadegh im Iran 1953, Operation
Northwoods gegen Kuba, gegen Arbenz in
Guatemala, Vietnam, Nato-Geheimarmee
Gladio in Italien, Brutkastenliige zur
Rechtfertigung des Krieges gegen Irak
1990, Irak 2003, Syrien 2013).

Das Video ist eine Aufzeichnung seines
Vortrags bei der Veranstaltung der Anti-
Zensur-Koalition vom 27. Juli 2014.
http://www.alternativ.tv/verdeckte-
kriegsfuehrung-ein-blick-hinter-die-kulissen-
der-machtpolitik-dr-daniele-ganser/
Bewegend ist die personliche Einfiihrung
von Ganser, in der er die Art und Weise
beschreibt, wie er mit seinen wichtigen
Forschungen durch die Verunglimpfung als
Verschworungstheoretiker von den
Lehrstiihlen ferngehalten wird.

(Danke an E.S. Fiir den Hinweis, SiG-
Redaktion)

Mani Stenner ist tot - Ein Leben fiir Frieden, Abriistung, und Gerechtigkeit

(Bonn, 18.07.2014) Die sozialen
Bewegungen in Deutschland haben einen
ihrer wichtigsten Kopfe und aktivsten
Mitstreiter verloren. Die alte Bundeshaupt-
stadt Bonn verlor zugleich einen ihrer
engagiertesten Biirger. Mani Stenner, seit
25 Jahren Geschiftsfithrer und guter Geist
des Netzwerks Friedenskooperative, ist tot.
Ein plotzlicher Herzinfarkt riss den 60-
Jéhrigen am vergangenen Donnerstag
(17.7.2014) tiberraschend aus der Arbeit
und dem Leben.

Mani Stenner engagierte sich seit den
friihen 1980er Jahren in der Friedensbe-
wegung und wurde in der zweiten Hilfte
des Jahrzehnts zu einem ihrer fiihrenden
organisatorischen und politischen Kopfe.
Mit der Geschiftsfithrung des Netzwerks
Friedenskooperative {ibernahm er die
Leitung eines der wichtigsten Dachver-
béinde der Friedensbewegung.

Von der Verantwortung bundesweiter
GroBdemonstrationen und Kampagnen bis
zur deutschlandweiten Vernetzung der
lokalen Initiativen und der Zusammenarbeit

mit anderen sozialen Bewegungen reichte
sein Aufgabenbereich.

In seiner Heimatstadt Bonn engagierte sich
Stenner dariiber hinaus auf lokaler Ebene.
Mit dem ,,Bonner Forum fiir BiirgerInnen
und Polizei* initiierte er einen bundesweit
einmaligen Dialog mit Polizeibeamten der
alten Bundeshauptstadt, arbeitete in
ortlichen Nord-Siid-Projekten mit und
engagierte sich gegen das Wiedererstarken
rechtsextremen Gedankenguts.

Stenner besal3 die seltene Féahigkeit, unter-
schiedliche politische Stromungen zusam-
menzufiihren, mit politischen Gegnern
Dialoge zu fiihren und seine Vorstellungen
von einer friedlicheren und gerechteren
Welt auch gegeniiber den Méchtigen in der
Gesellschaft zu vertreten.

Getragen wurde seine Arbeit von dem Ziel,
den Menschenrechten mehr Geltung zu
verschaffen, die Anwendung manifester und
struktureller Gewalt zu minimieren und
eine gerechtere menschliche Gesellschaft
zu ermdglichen. Militdrische Mittel waren
fiir ihn nie alternativlos.
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Mani Stenner wusste sehr wohl, dass er auf
groBBe Widerstidnde treffen wiirde. Er war
Realist und machte sich keine Illusionen.
Aufgeben war seine Sache nicht. Die
deutsche Friedensbewegung hat ihm
unendlich viel zu verdanken.

,» Es wird lange dauern, bis wir begreifen,
wie viele und wie grofle Liicken der Freund,
der Mensch und der Arbeitskollege Mani
Stenner hinterldsst“, sagt Kristian Golla,
sein langjihriger Mitstreiter und Kollege
im Bonner Biiro der Friedenskooperative.
,,Aber seine bedingungslose Selbstver-
pflichtung zur konsequenten Arbeit fiir eine
friedlichere und gerechtere Welt bleibt nicht
nur sein Vermdchtnis, sondern auch unser
Ansporn.

Unsere Gedanken sind bei seiner Frau
Luise, die ihn mit unendlich viel Kraft und
Leidenschaft unterstiitzt und begleitet hat.

Otfried Nassauer (fiir das Netzwerk
Friedenskooperative)

http://www.friedenskooperative.de/
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Maria Elena Saludas
Argentinien:

Das Urteil des Obersten Gerichtshofs der USA und die ,,Geierfonds* -
ein Musterbeispiel fiir den Betrug mit den Staatsschulden

22. Juni 2014

Am Montag, den 16. Juni 2014 fallte der
Oberste Gerichtshof der Vereinigten Staaten
von Amerika ein Urteil zum Nachteil
Argentiniens. Die Verhandlung einer dem
argentinischen Staat zur Last gelegten
vermeintlichen Ungleichbehandlung der
Gléubiger, die einer Umschuldung
zugestimmt hatten, und derjenigen, die sich
fiir einen Rechtsstreit entschieden hatten,
wurde abgelehnt.

Kaum 48 Stunden spéter beschloss das
gleiche Gericht die Anwendung der Pari-
passu-Klausel (Gleichbehandlung von
Glaubigern). Diese Klausel, die auch als
Rights Upon Future Offers (RUFO)
bekannt ist und deren Giiltigkeit im Januar
2015 ablduft, garantiert den Glaubigern, die
dem Schuldenschnitt von 2005/2010
zustimmten, die gleichen Leistungen wie
den sogenannten Holdouts (denjenigen, die
den Schuldenschnitt ablehnten).

Die Nichtanwendung der Klausel hétte es
der Regierung ermoglicht, mit den
,,Geierfonds* eine bessere Ubereinkunft
(dhnlich den vorherigen Schuldenschnitten)
zu erzielen, und eine durch die Pari-passu-
Klausel gedeckte Flut von Klagen gegen
das Land vermieden. Jetzt besteht ndmlich
die Moglichkeit, dass die 92,4 Prozent der
Glaubiger, die dem Schuldenschnitt
zustimmten, dhnliche Anspriiche geltend
machen wie der Rest der Glaubiger, so dass
die zusétzlichen Forderungen nach
Schitzung des argentinischen Wirtschafts-
ministers Alex Kicillof 100 Milliarden US-
Dollar iibersteigen konnten

(http://www.paginal2.com.ar/diario/elpais/s
ubnotas/248948-68419-2014-06-19.html ).

Die Anwendung der Klausel verhindert eine
Verhandlungslésung und kénnte zu einem
,technischen Default (Zahlungsausfall)
fihren, zumal sie der von Wirtschafts-
minister Kicillof geduBerten Absicht, die
fiir die Auszahlungen zusténdige Stelle zum
30. Juni 2014 zu wechseln, entgegensteht
und auBBerdem die Pfandung von
Staatsvermogen ermoglicht.

Die von der Regierung bislang verfolgte
Strategie des Verhandelns und Zahlens
(weil wir ,,Dauerzahler sind und
»Schulden bezahlt werden miissen*) wird
auch (mit wenigen Ausnahmen) von
Oppositionspolitikerinnen und -politikern
unterstiitzt, von denen einige sogar in einem
schéndlichen Akt der Unterwerfung nach

Washington reisten, um dem, was sie ,,eine
nationale Angelegenheit* nannten,
Nachdruck zu verleihen.

Diese kompliziert klingende Darstellung
wird in den ,,Massenmedien‘ verbreitet und
mit AuBerungen der iiblichen Fachleute
angereichert, meist systemkonformen
Okonomen, die auch in den Prozess der
Verschuldung (Schutzschirm, Megaschul-
denschnitt) verstrickt waren. Ein befreun-
deter Okonom meint, dass ,,in der
Wirtschaft alles kompliziert erscheint, im
Grunde aber nur eine einfache Frage zu
losen ist: wer die Gewinner und wer die
Verlierer sind “.

Heute befinden wir uns in Argentinien auf
dem Hohepunkt der Diskussion iiber die
Staatsschulden. Niemals wurde mehr iiber
dieses Thema geschrieben. Allerdings wird
nicht dariiber debattiert, was seit Beginn der
Entwicklung offensichtlich ist: Die
Schulden sind ein Krebsgeschwiir — je mehr
wir zahlen, desto mehr schulden wir — und
sie sind ein Instrument der Herrschaft.

Leider bleibt auch eine gute Gelegenheit
ungenutzt, die Illegitimitdt und Illegalitét
der argentinischen Staatsschulden mit aller
Deutlichkeit zu erkldren und zu beweisen.
Der ,,technische Default®, auf den wir
vermutlich zusteuern, sollte in einen
einseitigen Beschluss zur Aussetzung der
Riickzahlung der Staatsschulden und die
Nichtbeachtung der Vereinbarung mit dem
Pariser Club miinden. Beides sollte so lange
andauern, bis unter Beteiligung der
Bevdlkerung eine umfassende Untersu-
chung erfolgt ist, die zu dem Schluss
kommt, das ein Teil der Schulden illegal
und illegitim ist. Das konnte ein Beispiel
fiir die ganze Welt sein und ermdglichen,
gemeinsame Gegenwehr zu organisieren
und einen ,,Club der Schuldner* zu
griinden. Nachdem sich die Méchtigen der
Welt zu Institutionen wie G 8, G 20 und
Pariser Club zusammengeschlossen haben,
ist es dringend notwendig, dass auch die
Bevdlkerungen sich zusammenschliefen,
um ein ungerechtes System zu bekdmpfen,
das sowohl die Bevdlkerungen als auch die
Natur maBlos ausbeutet und dafiir
unterschiedliche Instrumente einsetzt, von
denen eines die Staatsverschuldung ist.

Warum ist eine sofortige Uberpriifung
notwendig? Weil dieses Mittel uns erlauben
wiirde, die Machenschaften und Betriige-
reien in Bezug auf die argentinischen
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Staatsschulden offenzulegen. Wie stiitzen
uns auf eine Untersuchung, die als ,,Fall
Olmos* bekannt wurde.

Seit dem Urteil in diesem Fall gilt die
UnrechtméBigkeit der von 1976 bis 1982
entstandenen externen Schulden ebenso als
erwiesen wie die Verantwortung der
Funktiondre der Diktatur, die die Schulden
anhduften, und die Mitverantwortung
internationaler Finanzorganisationen wie
Internationaler Wahrungsfonds (IWF),
Weltbank (WB), Banco Interamericano de
Desarrollo (BID — Interamerikanische
Entwicklungsbank), von denen
sittenwidrige und betriigerische Kredite
gewdhrt wurden.1 Die Schulden aus diesem
Zeitraum wurden mehrmals umstrukturiert
und bleiben bestehen. Sie sind ein
wesentlicher Bestandteil der Vereinbarung
mit dem Pariser Club (9,7 Milliarden US-
Dollar), obwohl sie nach dem Grundsatz
der ,,verabscheuungswiirdigen Schulden®
fiir nichtig hétten erklart werden kdnnen.

Werfen wir einen kurzen Blick zuriick:

Im Jahr 1976 — dem Jahr, in dem die
Militardiktatur errichtet wurde — betrugen
die externen Schulden etwa acht Milliarden
US-Dollar. Nur sieben Jahre spiter, als die
Demokratie zuriickkehrte, beliefen sich die
Schulden auf 45 Milliarden US-Dollar.
Anders gesagt: Wihrend der Diktatur
verfiinffachten sich die Staatsschulden. Fiir
die Verschuldung gab es mehrere Griinde:
Kompensation der Kapitalflucht und
Finanzierung der Unterdriickung der
Arbeiterbewegung mit dem Ziel, den hohen
Organisationsgrad innerhalb der Bevolke-
rung abzubauen und die gesamte Bevolke-
rung zu terrorisieren. In dieser Zeit wurden
auch private Schulden verstaatlicht.

Bei Wiedereinfiihrung der Demokratie
(1983) beliefen sich die externen Schulden
also auf 45 Milliarden US-Dollar. Werfen
wir nun einen Blick auf die neunziger Jahre
des letzten Jahrhunderts, die gepragt waren
durch die Vorherrschaft des Neolibera-
lismus, die Konvertierbarkeit der
Wihrungen (ein Peso = ein US-Dollar), die
von IWF und WB verordneten Privatisie-
rungen zwecks Schuldentilgung und die
bekannten Konsequenzen: strukturelle
Arbeitslosigkeit, Marginalisierung,
Verarmung, Zerstérung des Produktions-
apparats und Ausverkauf der Wirtschaft ins
Ausland. Die externen Schulden stiegen in
dieser Zeit auf 147 Milliarden US-Dollar.
Nicht vergessen werden sollte auBerdem,
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dass der beriihmte Bradyplan (1993/1994)
die Verschuldung durch die Ausgabe von
Bonds zur Finanzierung der Haushalts-
defizite einleitete, wodurch eine neue Art
von Gldubiger entstand — zu den Banken
traten nun Bondsbesitzer (Investmentfonds,
Pensionsfonds usw.).

Wir kommen zum Jahr 2001, das geprégt
war vom Ende der Konvertierbarkeit, von
Rezession und von einer tiefgreifenden
Wirtschaftskrise, die zum Sturz der
Regierung de la Rua (Alianza) fiihrte. Die
nachfolgende provisorische Regierung
erklarte die Aussetzung der Riickzahlung
von Schulden in privater Hand (54 Prozent
der Gesamtsumme), ausgenommen blieben
allerdings die Schulden bei internationalen
Finanzorganisationen (WB, IWF und BID),
die zwischen 2001 und der Umschuldung
im Jahr 2005 weiterhin brav bedient
wurden.

Die 38 Monate wihrende Aussetzung des
Schuldendienstes war einer der Griinde
dafiir, dass der Staat der Finanznot, die der
Schuldendienst mit sich brachte, entkom-
men konnte und die Bedingungen fiir eine
Bewiltigung der soziodkonomischen Krise
sich verbesserten.

Mit dem Ziel, an die internationalen
Finanzmarkte zuriickzukehren, wurde 2005
und erneut 2010 ein Schuldenschnitt
vereinbart, wodurch die bisherigen
Schulden durch an Inflation und Wachstum
gekoppelte Bonds ersetzt wurden. Das
fithrte zu einem Schuldenerlass in Hohe
von 43,3 Prozent, der jedoch in wenigen
Jahren weitgehend aufgezehrt wurde,
insbesondere durch die an das Wachstum
des Bruttoinlandsprodukts gekoppelten
Zahlungen an Glaubiger. Seit den
Schuldenschnitten kann ein Grofteil der
externen Schulden nicht mehr mittels
Bonds in innerstaatliche Schulden bei
Organisationen wie Administracion
Nacional de Seguridad Social (ANSES —
Sozialversicherung), Banco Central R. A.
(Zentralbank) oder Banco Nacion Argentina
(Nationalbank) umgewandelt werden.

Dieser kurze Ausflug in die Geschichte
verfolgt zwei Ziele.

Erstens soll erklart werden, wer die ,,Geier-
fonds* sind: Es handelt sich um Invest-
mentfonds, die nach dem Zahlungsausfall
von 2001 Anleihen zu 20 Prozent ihres
Werts gekauft und die Schuldenschnitte von
2005 und 2010 abgelehnt haben. Besonders
hervorgetan hat sich dabei der Hedgefonds
NML Capital (Paul Singer), der 2008 vom
Zahlungsausfall betroffene Bonds, die
wihrend der Umstrukturierungsphase
ausgegeben wurden, fiir 42 Millionen US-
Dollar kaufte. Der Wert diese Bonds stieg
bis zum Jahr 2014 auf iiber 800 Millionen
US-Dollar, was einer Rendite von

anndhernd 2.000 Prozent entspricht.

Hinzu kommt, dass Argentinien aufgrund
verschiedener Rechte, die den Glaubigern
bei Ausgabe der Bonds eingerdaumt worden
waren, vor einem Gericht in New York
verklagt werden konnte.

Zu den Zugestindnissen gehdren: die
Vereinbarung von New York als Gerichts-
stand, der Verzicht auf staatliche Immunitét
und die Anerkennung von Kreditgebern als
Vorzugsglaubiger. Diese Rechte, die eine
standige Begleiterscheinung der Verschul-
dung der 1990er Jahre und wihrend der
Regierungszeit Kirchners darstellen,
miissen annulliert werden. Ihre Auswir-
kungen erleben wir heute. Wegen der
Vorstellung, die Glaubiger ,,beruhigen* und
ausldndische Direktinvestitionen sichern zu
miissen, werden sie jedoch aufrechterhal-
ten, obwohl sie eine Beschneidung der
Souverénitit hinsichtlich Rechtsprechung
und Gesetzgebung bedeuten. Heute werden
diese Dinge als eine der ,,Hinterlassen-
schaften des Neoliberalismus® betrachtet.
Tatséchlich haben solche Bestimmungen
ihren Ursprung in der Anderung des Zivil-
und Handelsrechts in der Zeit der Militér-
diktatur, aber es gibt keinen verniinftigen
Grund dafiir, dass die Bestimmungen nicht
gedndert wurden, als die Gelegenheit dazu
bestand, zum Beispiel Anfang November
2013, als eine Reform und Vereinheitli-
chung des Zivil- und Handelsrechts
debattiert und verabschiedet wurde. Dabei
meldeten sich wihrend dieser Debatten
Organisationen und Bewegungen zu Wort,
die diesen Zustand seit Jahren anprangern
und eine Anderung anmahnen:

http://ccycn.congreso.gov.ar/export/hedn/co
misiones/especiales/cbunificacioncodigos/p
onencias/buenosaires/pdfs/155_Javier_Echa
ide.pdf .

Es ist ein grofler Fehler, als Gerichts-
stand New York zu vereinbaren, nicht nur
in diesem Fall, sondern auch fiir Streitig-
keiten zwischen Investoren und Staaten, die
dem Internationalen Zentrum fiir die
Beilegung von Investitionsstreitigkeiten
(International Centre for Settlement of
Investment Disputes — ICSID) der
Weltbank tibertragen wurden in Erfiillung
der Investitionsschutzklauseln in tiber 50
bilateralen Investitionsabkommen, die
Argentinien abgeschlossen hat und die
weiterhin Giiltigkeit haben.

Zweitens soll dieser historische Abriss
aufzeigen, dass wir umso mehr schulden, je
mehr wir zahlen, dass die Staatsschulden
ein bestimmender Faktor unserer Wirtschaft
sind und dass der angebliche ,,Abbau der
Staatsschulden® keineswegs stattfindet.
Laut Aussagen von Prisidentin Cristina
Fernandez de Kirchner wurden von 2003
bis heute 173,733 Milliarden US-Dollar
gezahlt. Trotz dieser Zahlungen stieg der
Schuldenstand von 144,212 Milliarden US-
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Dollar im Jahr 2002 bis heute auf 240
Milliarden US-Dollar. Damit wird deutlich,
dass die Schulden ein Riesenbetrug sind,
ein Mittel zur Abschopfung der Produkte,
die von der Bevolkerung Argentiniens
geschaffen werden. Sie sind auf illegale und
illegitime Art entstanden und wir haben sie
schon mehrfach zuriickgezahlt.

Regierung und Opposition sind sich darin
einig, dass eine Riickkehr an die interna-
tionalen Finanzmaérkte anzustreben sei und
folglich Wohlverhalten gezeigt werden
misse. Deshalb wurden in den letzten
Monaten fiinf von transnationalen Kon-
zernen vor der ICSID erhobene Forderun-
gen beglichen (677 Millionen US-Dollar),
wurde das Unternechmen REPSOL fiir die
,» Verstaatlichung® von 51 Prozent des
Aktienkapitals von YPF entschédigt (iiber
10 Milliarden US-Dollar einschlieBlich
Zinsen) und einigte man sich im Stillen mit
dem Pariser Club (9,7 Milliarden US-
Dollar).

Dennoch scheint dieses Wohlverhalten nur
dazu zu fiithren, dass den Staatsschulden in
Hohe von 240 Milliarden US-Dollar noch
die Forderung der ,,Geierfonds* (15
Milliarden US-Dollar einschlieflich des
noch nicht gerichtlich geltend gemachten
Anteils) hinzugefiigt werden und dass
moglicherweise noch mehr als 100
Milliarden US-Dollar hinzukommen —
Forderungen der Glaubiger, die den
Schuldenschnitten von 2005 und 2010
zugestimmt haben. Weiterzahlen ist also
offenkundig keine Losung.

Zunéchst ist es, wie schon gesagt, notwen-
dig, die Riickzahlung der Staatsschulden
so lange auszusetzen, bis unter Beteiligung
der Bevolkerung eine umfassende
Untersuchung festgestellt hat, dass Teile
davon illegal und illegitim sind.

Als Vorlage konnte der Weg dienen, der in
Ecuador beschritten wurde, wo im Jahr
2007 durch den Erlass 472 des Présidenten
Rafael Correa ein Schuldenaudit verfiigt
wurde, das einer Sonderkommission
iibertragen wurde und dazu fiihrte, dass ein
Teil der externen Schulden als ,,illegal,
illegitim und sittenwidrig* eingestuft
wurde. In unserem Land bauen wir, wie
schon gesagt, auf dieses Mittel und berufen
uns auf den unschétzbaren Beitrag von
Alejandro Olmos und das Urteil im ,,Fall
Olmos®, das die UnrechtméBigkeit der von
1976 bis 1982 entstandenen externen
Schulden feststellte, sowie auf andere
Verfahren, bei denen iiberzeugende
Beweise vorgelegt wurden in Bezug auf die
Schuldenschnitte, den Bradyplan und
insbesondere den Megaschuldenschnitt,
durch den die Schulden auf mehr als 55
Milliarden US-Dollar anstiegen.

Zusitzlich ist es notwendig, die
juristischen Konstruktionen
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anzuprangern und zu demontieren, die es
erlauben, ausldndische Gerichte anzurufen
und auf diese Weise die Souverdnitét
zugunsten von ,,Geierfonds®, Hedgefonds
und transnationalen Konzernen einzu-
schrianken, die danach streben, wihrend
einer tiefgreifenden weltweiten Krise des
Kapitals immer mehr Gewinn zu erzielen.

Unser Land muss eine Politik der Autono-
mie und Unabhiingigkeit anstreben, die
sich ausbreiten konnte, wenn in der ganzen
Region verschiedene Themen wiederauf-
gegriffen wiirden, zum Beispiel die Debatte
tiber eine neue Finanzarchitektur mit einer
funktionierenden Bank des Siidens und der
Schaffung eines Fonds des Siidens. Zu
einem solchen Fonds konnten alle Lander
unseres Amerika einen finanziellen Beitrag
leisten. Seine Aufgabe bestiinde darin,
Alternativen zur derzeitigen Produktions-
weise zu finanzieren, die sich an den
Bediirfnissen der Bevolkerungen und nicht
an den Interessen der transnationalen
Konzerne orientieren.

Die Aufdeckung des Betrugs rund um die
Staatsschulden ist auch ein Teil des
Prozesses zur Entlarvung der derzeitigen
landwirtschaftlichen Produktionsweise,
die auf Export und iibermafBige Ausbeutung
ausgerichtet ist. Es ist nicht zu erwarten,
dass im 21. Jahrhundert genug Nahrungs-
mittel zur Verfiigung stehen werden, wenn
man sich auf Monokulturen von genmani-

Geier sind niitzlich Tiere, Geierfonds
sind die Pest. Ob ganze Staaten oder
einzelne Unternehmen, wo Hedgefonds
zuschlagen, leiden Menschen unter der
grenzenlosen Profitgier. Jetzt, mit der
neuerlichen Staatspleite von Argentinien
riicken die Hedgefonds wieder ins Licht
der Offentlichkeit. Es wir wieder einmal
deutlich Hedge- bzw. Geierfonds miissen
verboten werden.

Hedgefonds verwalten rund 50 Billionen
Euro und machen damit rund 30 Prozent
des weltweiten Finanzmarktes aus.
Dennoch unterliegen sie im Gegensatz zu
Banken fast keiner Kontrolle. Schon seit
vielen Jahren ist klar: Das ist mindestens so
geféhrlich wie eine Atombombe in der
Hand von Terroristen. Denn diese Speku-
lanten konnen schwere Krisen auslosen
oder ganze Lénder in unségliches Elend
stiirzen. Getan haben die Regierungen
nichts gegen diese Finanzterroristen!

Zwei dieser Hedgefonds haben nach der
ersten Staatspleite 2002 Argentiniens billig
Staatspapiere aufgekauft. Sie beteiligten
sich nicht am Schuldenschnitt bei den
argentinischen Staatsschulden. Nur dank
dieses Schuldenschnitts war es aber
moglich, dass Argentinien wieder auf die

pulierter Soja in Handen transnationaler
Konzerne konzentriert oder wenn man an
die Industrialisierung der Landwirtschaft
und nicht an Nahrungsmittelsouverénitét
denkt. Es ist nicht zu erwarten, dass wir
Energiesouverénitit erreichen werden,
wenn Vertrage mit Konzernen wie Chevron
(grofiter Umweltverschmutzer weltweit)
iiber die Gewinnung von nichtkonventio-
nellem Ol und Gas mithilfe einer zersto-
rerischen Technik namens Fracking
abgeschlossen werden.

Es ist notwendig, mithilfe von Sensibilisie-
rungskampagnen und 6ffentlichen Kon-
sultationen eine Debatte iiber solche
Themen anzustof3en. Wir verfiigen liber
langjdhrige Erfahrungen auf diesem Gebiet.
Hunderte von Wahlkabinen wurden 2001
aufgestellt, als eine landesweite Bewegung
gegen die Armut und fiir eine Arbeitslosen-
und Ausbildungsversicherung ins Leben
gerufen wurde. Noch mehr waren es im
Jahr 2003, als nach langer Vorbereitung
eine Abstimmung gegen die Area de Libre
Comercio para las Américas (ALCA —
amerikanische Freihandelszone) durch-
geflihrt wurde, an der sich mehr als
2.300.000 Menschen beteiligten. Solche
Praktiken miissen wiederaufgegriffen
werden, sie haben bei uns allen Spuren
hinterlassen.

Der Gewerkschaftsbund Central de
Trabajadores de la Argentina (CTA) hat

Michael Schlecht

Geierfonds sind die Pest!

Beine kam und die Verelendung von noch
mehr Menschen stoppen konnte. Ubrigens:
Ein groBer Batzen der Schulden, die damals
gestrichen wurden, stammte noch aus der
Zeit der Militardiktatur. Die Rechtméfig-
keit dieser Schulden wurde zu Recht
infrage gestellt.

Die beiden Geierfonds haben jetzt vor
einem US-amerikanischen Gerichten
Argentinien zur 100prozentigen Zahlung
der Anleihen verklagt, die sie billig
eingekauft hatten. Thnen winkt eine
Traumrendite von 1680 Prozent. Die
neuerliche Staatspleite Argentiniens
nehmen sie dabei billigend in Kauf.
Argentinien konnte auf diese Zahlungs-
forderung nicht eingehen, denn dann wére
das vor Jahren abgeschlossene Umschul-
dungsabkommen hinfillig geworden und es
bestiinde die Gefahr, dass alle alten Anlei-
hen zu 100 Prozent zuriickgezahlt werden
miissen.

So in die Ecke getrieben stellte Argentinien
die Zahlungen ein und wurde von der
Ratingagentur Standard & Poor fiir pleite
erklart. Damit kann sich Argentinien nicht
mehr auf dem Finanzmarkt refinanzieren.
Und eine neuerliche brutale Wirtschafts-
krise, die Millionen von Menschen ins
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eine Kampagne fiir eine Volksbefragung zur
Verfligung tiber die 6ffentlichen Giiter
angeregt, der sich gerade Hunderte von
sozialen, religidsen, politischen, indigenen,
Frauen-, Jugend- und Umweltbewegungen
anschlieBen.

Ziel ist es, eine Debatte iiber das aktuelle
Entwicklungsmodell anzustofen, das die
Zahlung von illegitimen und illegalen
Staatsschulden begiinstigt und das eng mit
der Art der weltweiten Integration der
Léander des globalen Siidens zusammen-
héngt. Das beinhaltet auch den Kampf
gegen die Ideologie des Freihandels und
seine Begleiterscheinungen: bilaterale
Investitionsabkommen, ICSID,
Freihandelsabkommen zwischen der
Européischen Union und MERCOSUR.

Auf diese Weise kdnnen wir uns in partizi-
pativer Demokratie iben. Demokratie
bedeutet Praxis, gemeinsames Handeln.
Solche Kampagnen helfen uns zu fragen,
wer entscheidet und ob wir iiber Souve-
rénitét in den Bereichen Energie, Finanzen
und Nahrungsmittel verfiigen oder ob wir
sie uns auf dem Weg zur Souverénitét der
Bevdlkerung und zur gesellschaftlichen
Emanzipation aneignen miissen.

1 Siehe http://cyt-ar.com.ar/cyt-
ar/images/e/ee/Deuda_externa sentencia Ball
esteros.pdf .

http://cadtm.org/Argentina-El-fallo-de-la-
Corte Ubersetzung: Werner Horch

Elend stiirzen wird, steht bevor. Ein neuer
Albtraum!

Man muss aber gar nicht in der Ferne
schweifen, um die Hedgefonds bei ihrem
skrupellosen Geschift zu beobachten. In
Baden-Wiirttemberg hat zum Beispiel der
Hedgefonds KKR das Traditionsunter-
nehmen WMF iibernommen. Ein grund-
solides Unternehmen, das in Deutschland
hochwertige Produkte herstellt und anstén-
dige Tariflohne bezahlt. Nun steht der
groBte Personalabbau in der 161-jéhrigen
Geschichte an. Wie pervers unser Rechts-
system ist, erkennt man daran, dass diese
Geschiftsmodelle sogar rechtens sind.

In Deutschland haben SPD und Griine 2004
im Investmentmodernisierungsgesetz den
Heuschrecken hierzulande den roten
Teppich ausgerollt. Dieses und andere
unségliche Gesetze zur ,,Modernisierung
der Finanzwelt* gehdren wieder abges-
chafft. Auch international miissen
Hedgefonds und Schattenbanken das
Handwerk gelegt werden.

Internationaler Terrorismus wird ja auch
bekdmpft, mindestens so wichtig ist die
Bekdmpfung der Finanz-Terroristen, die in
den Geierfonds sitzen.
www.michael-schlecht-mdb.de
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CHILE

Forderungen des RED Ambiental Norte (RAN - Umweltnetzwerk Nord)

Nach dreiBBig Jahren neoliberaler Politik und
einer auf massiver Gewinnung und Ausfuhr
von Rohstoffen basierten Wirtschaft wird
immer deutlicher, dass es so nicht
weitergehen kann, insbesondere wenn wir
das Land nicht in eine kontaminierte Wiiste
verwandeln wollen. Die Diirre, von der das
ganze Land betroffen ist und die die
Verteilung von Wasser mittels Tankwagen
sogar in siidlichen Regionen erforderlich
macht, 1dsst sich nur zum Teil mit den
allgemeinen Klimaverhéltnissen erkldren.
Denn wihrend die Stauseen austrocknen
und es vielen ldndlichen Gemeinden an
Wasser mangelt, erwerben transnationale
Konzerne Rechte an diesem lebenswichti-
gen Gut und erweitern die grofen land- und
forstwirtschaftlichen Unternehmen ihre
Produktion fiir den Auslandsmarkt. Dariiber
hinaus werden zahlreiche neue Bergbau-
projekte geplant, deren Ausfiihrung nicht
nur erhebliche Vorréite an Wasser
beansprucht und verunreinigt, sondern auch
eine gesteigerte Stromerzeugung bewirkt,
die ebenfalls mit GroBprojekten verbunden
ist, die Kontaminationen verursachen und
zerstoren.

Vor mehr als vier Jahren haben sich
betroffene Gemeinden im Norden des
Landes zu einem Netzwerk zusammen-
geschlossen, um den ihnen erwachsenen
Problemen — die alle dieselbe Ursache
haben — gemeinsam zu begegnen und sich
aus ihrer misslichen Lage, die ihnen durch
das geheime Einversténdnis der Presse und
der jeweiligen Regierungen mit den
Foérderunternehmen aufgezwungen wird, zu
befreien. Unser Warnruf vereint sich mit
dem von vielen Gemeinden im Zentrum und
im Siiden des Landes und riittelt immer
mehr Menschen auf. So konnte im April
2013 ein grofer Protestmarsch stattfinden,
der Umweltorganisationen aus allen Teilen
des Landes unter den folgenden mit dem
Thema Wasser verbundenen Forderungen
vereinte.

1. Schluss mit Profit: Wasser ist ein
Gemeingut, und als Mitglied der Vereinten
Nationen muss Chile anerkennen, dass der
Zugang zu Wasser ein grundlegendes
Menschenrecht darstellt, das als solches in
unserer Verfassung verankert werden muss,
damit Wasser nicht langer eine den Regeln
des Marktes unterworfene Ware ist.

2. Gemeineigentum: Wasser bedeutet
Leben und gehort allen Lebewesen, die
darauf angewiesen sind. Deshalb ist der
Staat nicht befugt, es zu privatisieren.
Vielmehr besteht seine Aufgabe darin, je
nach Region eine demokratisch
kontrollierte, rationelle, angemessene und

funktionierende Wasserversorgung
sicherzustellen. Dazu ist es unerlésslich,
beim Verbrauch Prioritdten zu setzen, so
dass die Verwendung von Wasser als
Getrink, fiir gesundheitliche und
hygienische Zwecke, fiir die Nahrungs-
mittelproduktion und filir den Erhalt der
Okosysteme Vorrang vor anderen
Verwendungsweisen hat. Gleichzeitig
muss die 6ffentliche Kontrolle der
Versorgung der Bevolkerung mit
gesundem Trinkwasser wiedererlangt
werden.

3. Gemeinsame Bewirtschaftung: Alle
Bevdlkerungen haben das Recht, dariiber
zu bestimmen, wie sie leben wollen. Die
gemeinsame Entscheidung iiber die
Verwendung und den Erhalt unserer
Wasservorrite ist eine grundlegende
Voraussetzung dafiir, lokale Projekte zu
ermdglichen und uns das fiir ihre
Durchfiihrung notwendige Wissen
anzueignen. Deshalb muss die uns
aufgezwungene auf zentralistischen
Strukturen beruhende Entwicklung in den
Bereichen Bergbau, Forstwirtschaft,
Energie und Landwirtschaft umgehend
angehalten werden, damit wir die Vor- und
Nachteile, die sie den Regionen, den
Landern und dem Planeten gebracht hat,
mit der gebotenen Griindlichkeit
gemeinsam bewerten kdnnen.

4. Abschaffung der
Privatisierungsinstrumente: Wasser und
Land sind untrennbar. Diese Einsicht ist
Bestandteil aller bauerlichen und
indigenen Weltanschauungen. Deshalb
miissen alle Regelungen, die dieses
Grundprinzip verletzen, wie der Codigo de
Aguas (Wasserrecht) und der Tratado
Binacional Minero (binationales
Bergbauabkommen), abgeschafft werden,
damit der Zugang zu Wasser nicht ldnger
den Konzernen vorbehalten bleibt — zum
Nachteil fiir die Lebensbedingungen in den
Gemeinden und die Okosysteme.

5. Gesetze zugunsten des Lebens: Wir
brauchen dringend ein Gesetz zum Schutz
der empfindlichen Umwelt, insbesondere
der glazialen und periglazialen Okosyste-
me, um die Quellen unserer Wasservor-
kommen bewahren sowie den Bestand und
die Erhaltung der Wasserldufe sicherstellen
zu konnen.

6. Institutionelle Umgestaltung: Es ist
unerlésslich, dass die staatlichen Institu-
tionen, insbesondere die Direccion General
de Aguas (oberste Wasserbehorde), ihr
kriminelles Verhalten abstellen und das
Wasserrecht so gestalten, dass die
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Wasservorrite sich erneuern konnen, sowie
praktische Fragen nach politisch-6kono-
mischen Kriterien 16sen. Die Institutionen,
die die Gewdsser verwalten, diirfen nicht
unter dem Deckmantel der Demokratie
Raubbau erméglichen, sie miissen
umgehend entbiirokratisiert werden, den
Gemeinden dienen und mit Fahigkeiten und
Befugnissen ausgestattet werden, die
geeignet sind, einen schonenden Umgang
mit Wasser zu gewahrleisten.

AuBer zur Wasserfrage hat das Red
Ambiental Norte weitere Forderungen
erarbeitet.

7. Regelungen fiir den Bergbau, die
einerseits dem mit chemischen Substanzen
operierenden Megabergbau und den
transnationalen Unternehmen Einhalt
gebieten und nur solche einheimischen
Unternehmen zulassen, die fir den Erhalt
des dkologischen Gleichgewichts der
Gewisser geeignete Verfahren anwenden,
und die andererseits den Einsatz von
Giftstoffen untersagen und ebenfalls den
Tagebau in der Umgebung von Wasser-
quellen wegen der damit verbundenen
dauerhaften Risiken flir das Leben in den
Télern untersagen. Notwendig ist auBerdem
eine wirksame staatliche Kontrolle des
Umgangs mit alten und neuen Giftstoffen
zur Vermeidung von Gefahren fiir die
Bevélkerung und die Okosysteme.

8. Aufbau eines landesweiten
Energieversorgungssystems, das auf
sauberen Energietrdgern und fortschritt-
lichen Technologien beruht, die Beteiligung
der Bevolkerung vorsieht und ohne
Thermoelektrika auskommt.

9. Nahrungsmittelsouverinitit: Wir
fordern ein Moratorium beim Anbau
transgener Pflanzen und eine
Kennzeichnungspflicht fiir Nahrungsmittel,
die Transgene enthalten. Wir lehnen das Ley
de Obtentores Vegetales (Pflanzenziichter-
gesetz) ab, das einen weiteren Schritt zur
Privatisierung von Saatgut darstellt, weil es
die Anwendung des UPOV-Ubereinkom-
mens 91 (UPOV = Unidn Internacional para
la Proteccion de las Obtenciones Vegetales —
Internationaler Verband zum Schutz von
Pflanzenziichtungen) ermdglichen wird, das
unser Erbgut und die Biodiversitit beriihrt.
Wir lehnen Biokraftstoffe, GroBprojekte bei
der Nahrungsmittelproduktion und das neue
Fischereigesetz ab und fordern den Schutz
der im Einklang mit der indigenen und
kreolischen Lebensweise stehenden Kultur
der béauerlichen und Fischerei betreibenden
Bevolkerung und den Schutz der Klein-
betriebe, die in der Lage sind, die




Bevolkerung mit gesunden Nahrungsmitteln
zu versorgen. Wir verlangen die Forderung
der auf natiirlicher Befruchtung und
Schidlingsbekdmpfung beruhenden
organischen Landwirtschaft und die
Reduzierung des Einsatzes von
Agrochemikalien auf ein Minimum.
Auflerdem lehnen wir ein Gesetz zur
Foérderung der Forstwirtschaft ab, das die
massive Anpflanzung von Béumen
begiinstigt, die die Okosysteme schidigen
und den Grundwasserspiegel absinken
lassen. Wir lehnen auch kategorisch jedes
internationale Abkommen ab, das uns daran
hindert, Entscheidungen zum Nutzen
unserer Bevolkerung zu treffen.

10. Gesundheitspolitik zum Schutz der
Biirgerinnen und Biirger: Die erste Sorge
des Staates muss dem Wohlbefinden seiner
Biirgerinnen und Biirger gelten und nicht
der Vermehrung der Gewinne transna-
tionaler Unternehmen. Deshalb lehnen wir
kategorisch den Prisidialerlass Nummer 20
vom 16. Dezember 2013 ab, der eine
Verdreifachung der Feinstaubemissionen
erlaubt und damit die Interessen der
Industrie iiber das Recht der Bevdlkerung
auf Gesundheit stellt. Auerdem verlangen
wir die Aufhebung der Bestimmungen iiber
die Aufstellung von Sendeanlagen, weil sie
die Rechte der Menschen auf Gesundheit
und Freiheit missachten. Wir fordern eine
offentliche Uberpriifung der von den
Anlagen fiir mobile Telefonie und Kom-
munikation ausgehenden Emissionen, die
Reduzierung der Emissionsrichtwerte im
Bereich elektromagnetischer Wellen auf 0,1

Mikrowatt pro Quadratzentimeter und die
Ersetzung der Masten beziehungsweise
Tragervorrichtungen fiir Mobilfunkanten-
nen durch Mikrozellen. Weiterhin muss
eine stiandige Uberpriifung der Qualitit des
Trinkwassers und der Luft erfolgen, damit
eventuelle Kontaminationen durch
Industriebetriebe entdeckt und behoben
werden konnen, und die Entsorgung von
Giftstoffen oder Abwasser in Gewissern
und im Meer muss verboten werden.
Notwendig sind auerdem Maflnahmen
zur Reduzierung, zum Recycling und zur
angemessenen Behandlung aller Arten von
Miill. Es ist unertraglich, dass Unter-
nehmen aus ihrer Tétigkeit Gewinne
erzielen, wihrend der Bevolkerung die
Kosten fiir Gesundheit, Landschaftspflege,
Tourismus und Umwelt aufgebiirdet
werden.

Die neuen Umweltschutzbestimmungen
dienen unserer Ansicht nach mehr den
Interessen der Unternehmen als denen der
Bevdlkerung. Sie enthalten Beteiligungs-
moglichkeiten fiir Biirgerinnen und Bir-
ger, von denen der Grofiteil der Bevolke-
rung mangels ausreichender Informationen
und Ressourcen kaum Gebrauch machen
kann, vor allem auch weil die Unterneh-
men immer ausgefeiltere Methoden
anwenden, um die Bevolkerung, die
Behorden und die Presse mit Ver-
sprechungen aller Art zu vereinnahmen.
So wird die ,,gesellschaftliche
Verantwortung von Unternehmen* zu
einem trojanischen Pferd, mit dem in den
Gemeinden Vorhaben initiiert werden

Darion Azzelini

konnen, wobei hiufig die prekére Situation
dort ausgenutzt und das nachbarschaftliche
Zusammenleben beeintrachtigt wird. Die
Vorschldge der Biirgerinnen und Biirger sind
nicht bindend. Im besten Falle werden sie
dafiir genutzt, ein Projekt nachzubessern
und zu legitimieren. Allerdings kann nicht
verhindert werden, dass ein Betrieb errichtet
wird, der das Leben in einer Gemeinde und
ein Okosystem gravierend veréindert.
Neuerdings kann man sich im Schadensfall
an ein Umwelttribunal wenden, doch die
dort verhéngten Strafen bringen die
verlorengegangenen Lebensgrundlagen
nicht zuriick. Auflerdem beriicksichtigen die
Bestimmungen nicht die mdglichen
Auswirkungen der auf unterschiedliche
Schadstoffe zuriickzufiihrenden
Kontaminationen auf die Okosysteme.

Daher brauchen wir weniger ein Umwelt-
gesetz, das die Auspliinderung schonfarbt,
sondern vielmehr eine neue Verfassung, die
auf dem Konzept des Gemeinwohls beruht,
nach dem die Schitze der Natur mit Sorgfalt
behandelt und geteilt werden, die ohne
Verfolgung und Kriminalisierung eine echte
Biirgerbeteiligung in den einzelnen Regio-
nen einschlieBt und die das Recht der
Menschen auf Gesundheit und auf ein
Leben in einer von Kontaminationen freien
Umwelt garantiert.

Ubersetzung: Werner Horch
Hinweise der SiG-Redaktion
http://amerika21.de/2013/10/92506/mapuch

e-wehren-sich

Konterrevolution in Lateinamerika

April 2014

In Venezuela sind seit Anfang Februar
mindestens 37 Menschen im direkten
Zusammenhang mit den oppositionellen
Mobilisierungen getdtet worden.

Entgegen dem auch hier von den Medien
verbreiteten Bild waren in nur vier Féllen
mutmaBlich Sicherheitskréfte fiir die Tode
verantwortlich. 17 Angehdrige verschie-
dener Sicherheitskrifte befinden sich dafiir
in Haft. In 13 Fallen sind mutmaBlich
Regierungsgegner direkte Téter in weiteren
sieben Féllen starben Menschen durch
Unfille im Zusammenhang mit den
StraBenblockaden, darunter mindestens
zwei Personen, die von iiber die Stral3e
gespannten Stacheldraht gekdpft wurden. In
fiinf Féllen sind mutmaBlich Regierungs-
anhénger fiir den Tod verantwortlich. In

drei Fallen gibt es bislang keine Anhalts-
punkte. In 2 Fillen waren es wohl politisch
Unbeteiligte. In drei Fillen handelte es sich
um selbstverschuldete Unfille: Ein
Opositionsanhénger fiel vom Dach eines
Hauses, einer starb bei der Explosion eines
selbstgbastelten Sprengsatzes und ein
weiterer starb an einem Stromschlag bei der
Beschaffung von Barrikadenmaterial.

Am 1. April setzte eine Gruppe
Oppositioneller das Wohnungsbauministe-
rium in Caracas mit Molotov-Cocktails in
Brand. Dies geschah wiéhrend sich 1200
Personen in dem Gebédude befanden,
darunter 89 Kleinkinder im Kindergarten,
die von der Feuerwehr im Noteinsatz
evakuiert werden mussten:
http://www.youtube.com/watch?

Siehe auch: https://amerika2 1.de/analyse/98825/krieg-gegen-das-soziale
Maurice Lemoine, En Amérique latine, 1’ére des coups d’Etat en douce, in Le Monde Diplomatique, August 2014 (nicht {ibersetzt)

http://www.monde-diplomatique.fr/2014/08/LEMOINE/50711
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In deutschen und internationalen Medien ist
immer noch von "Protesten” in Venezuela
und "Toten bei Protesten" zu lesen — doch
mit dem, was gemeinhin als "Protest"
verstanden wird, haben die Aktionen
kleiner, bewaffneter, agiler Gruppen seit
spétestens Anfang Mérz nichts mehr
gemein. Nachdem die gewalttitige
Mobilisierung der Opposition, die Anfang
Februar begann und von einer beispiellosen
internationalen Medienkampagne begleitet
wurde, ihr Ziel des Sturzes der Regierung
in Venezuela nicht erreichen konnte, sind
die Aktionen zunehmend in Terrorismus
iibergegangen....



http://www.monde-diplomatique.fr/2014/08/LEMOINE/50711
https://amerika21.de/analyse/98825/krieg-gegen-das-soziale
https://3c.gmx.net/mail/client/dereferrer?redirectUrl=http%3A%2F%2Fwww.youtube.com%2Fwatch%3Ffeature%3Dplayer_embedded%26v%3DTbGTS7wk4r0
https://3c.gmx.net/mail/client/dereferrer?redirectUrl=http%3A%2F%2Fwww.youtube.com%2Fwatch%3Ffeature%3Dplayer_embedded%26v%3DTbGTS7wk4r0
https://3c.gmx.net/mail/client/dereferrer?redirectUrl=http%3A%2F%2Fwww.youtube.com%2Fwatch%3Ffeature%3Dplayer_embedded%26v%3DTbGTS7wk4r0
http://amerika21.de/2013/10/92506/mapuche-wehren-sich
http://amerika21.de/2013/10/92506/mapuche-wehren-sich

Appell an die zivilgesellschaftlichen Organisationen und die Volksvertreter in Europa und Afrika
initiiert von Jacques Berthelot, Jean Gadrey, Susan George und Majdouline Shai

Das Europaische Parlament und die nationalen Parlamente diirfen den
sPartnerschafts“-Vertrag zwischen Europa und Westafrika

Am 10. Juli 2014 haben die 16 westafrika-
nischen Staatschefs in Accra, der Haupt-
stadt von Ghana, den Plan fiir ein Wirt-
schaftspartnerschaftsabkommen zwischen
der Europdischen Union (EU), den 15 Staa-
ten der CEDEAO (Communauté économi-
que des Etats d’Afrique de 1’Ouest, West-
afrikanische Wirtschaftsgemeinschaft) und
Mauretanien unterschrieben. Es handelt
sich dabei vielmehr um ein ,,Freihandels*-
Abkommen, mit dem Ziel, 75% der Zoll-
rechte auf die aus der EU kommenden
Importe abzuschaffen und ihre Handels-
politik auf einer Art und Weise einzuschrén-
ken (1), die iiber die Forderungen der WTO
hinausgeht . Falls dieses Abkommen durch
die nationalen Parlamente und das
Européische Parlament ratifiziert werden
sollte, wire dies eine Katastrophe fiir die
afrikanische und auch die europdische
Bevdlkerung. Es ist entstanden durch den
Druck der multinationalen européischen
Konzerne, in deren besonderem Dienst die
Europédische Kommission steht. Es ist ihnen
gelungen, auch die afrikanischen Staats-
chefs davon zu iiberzeugen, die sich jetzt
unempfindlich gegeniiber den wiederholten
Warnungen ihrer seit 14 Jahren mobilisier-
ten Zivilgesellschaften zeigen.

Die europdische Bevolkerung profitiert
nicht von einem solchen Abkommen, im
Gegenteil. Es wird diejenige Landwirtschaft
unterstiitzen, die am stérksten gewinnorien-
tiert, umweltverschmutzend ist und Arbeits-
plétze vernichtet, sowie einige nicht
weniger gewinnorientierte Industrieberei-
che, Exporteure von Giitern mittelméBiger
Qualitét. Dies alles zu Lasten nachhaltiger
Landwirtschaftspolitik, der Ernédhrungs-
souvernitit und des 6kologischen
Industriewandels. Es werden Rohstoff-
Importe in die EU gefordert, anstatt zu
Strategien der Reduzierung des Material-
umsatzes bei der européischen Produktion
Zu ermuntern.

Die westafrikanische Bevolkerung und
dariiber hinaus auch jene der anderen
afrikanischen Lander siidlich der Sahara,
sowie die von dhnlichen Abkommen
bedrohten14 Pazifischen Inseln, haben alles
zu verlieren. Die 12 der 16 westafrikani-
schen Staaten mit PMA-Status (pays les
moins avancés, am wenigsten entwickelte
Lander) werden die 8 Milliarden Euro fiir
die Produkte , die sie aus der EU

nicht ratifizieren

importieren (« non sensitive » products) ,
nicht mehr besteuern kénnen, was einen
betrichtlichen Verlust an den schon
knappen Staatseinnahmen bedeutet.

Das, was die EU ihnen als Gegenleistung
auszuzahlen verspricht, ist nur heile Luft:
Es gibt nicht mehr als den gewohnten
Betrag des Europdischen Entwicklungs-
fonds — 4 Euro pro Einwohner und Jahr! -,
der eine Finanzierung der Mitgliedstaaten
auBlerhalb des Gemeinschaftshaushalts ist,
sowie eine marginale ,, Wiederverwertung®
anderer bereits vorgesehener Gemein-
schaftsfonds. Das ist die Taube auf dem
Dach statt der Spatz in der Hand.

Vor allem aber werden in diesen betroffe-
nen Landern die béuerliche und die klein-
bauerliche Landwirtschaft, die Erndhrungs-
sicherheit und alle aktuellen Plidne zur
lokalen Verarbeitung und zur Entwicklung
der regionalen Industrie durch eine illoyale,
stellenzerstorende europdische Konkurrenz
und eine verstiarkte Abhéngigkeit von den
Weltmarktpreisen empfindlich getroffen.
Das bedeutet eine geplante Pliinderung der
natiirlichen Ressourcen des Lands und der
Bodenschitze. Die eigenstindige regionale
Entwicklung und die regionalen Integra-
tionsprojekte wiirden zugunsten einer auf
exportorientierten und CO2-intensiven
Wirtschaft geopfert werden und die
Bevolkerung hitte keine andere Wahl, als
subventionierte und qualitativ fragwiirdige
Produkte zu importieren, die mit ihren

eigenen Produktionen konkurrieren wiirden.

Eine der vorhersagbaren Konsequenzen
wire eine massive Migration der Bevol-
kerung, der die Zukunft in ihrem Land
beraubt wiirde, vor dem Hintergrund eines
Bevdlkerungszuwachses von noch 302
Millionen Einwohnern im Jahre 2010 auf
510 Millionen im Jahre 2030 — genauso
viele, wie in der heutigen EU leben und im
Jahre 2030 leben werden! — und auf 807
Millionen im Jahre 2050, sowie im Kontext
des Klimawandels, der diese Region
besonders stark betrifft.

Wir, Biirger und Biirgerinnen, Organisa-
tionen der europdischen und afrikanischen
Zivilgesellschaft, wir bitten die gewahlten
Vertreter in Europa und in Afrika,
besonders diejenigen der nationalen
Parlamente und des Europdischen

Parlaments:

- es ABZULEHNEN, diesen menschlich
und wirtschaftlich skandalésen Vertrag zu
ratifizieren;

- die Bevolkerung nicht auf dem Altar der
Profitmaximierung einer Handvoll rduberi-
scher, multinationaler Konzerne zu opfern;
-unabhéngige Studien iiber die Auswirkun-
gen eines solchen Vertrages zu fordern;
-sich fiir Kooperations- und Solidaritéts-
abkommen (Accords de Coopération et de
Solidarité, ACS) einzusetzen, die nicht, wie
die EPAs, auf einem ,,Freihandels“-
Abkommen basieren, welches die Freiheit
der Menschen und ihre Emanzipierung
bedroht.

(1) "Les principales raisons de ne pas ratifier ' APE
UE-Afrique de 1'Ouest" :
http://www.solidarite.asso.fr/Articles-de-2014,684

Unterschriften von Organisationen,
Stand vom 5 August.

GARED (Groupe d'Action et de Recherche en
Environnement et Développement du Togo),
membre du POSCAOQO (Plateforme des
organisations de la société civile de I’ Afrique de
1I’Ouest sur I’ Accord de Cotonou)
OSCAF (Dynamique des Organisations de la
Société civile d’Afrique Francophone) du Togo
Action Stratégique pour un Développement
Global (ASDeG), TOGO
Forum social sénégalais
Panafricaine pour I'Education au Développement
durable
Organisation des Jeunesses Panafricanistes
Centre national de coopération au
développement (CNCD), Bruxelles
CADTM Afrique; CADTM France
CADTM Belgique; Solidarité, France
Association Adéquations, France
Fondation Frantz Fanon
R.D. du Congo : Groupe de réflexion et d'appui a
la promotion rurale (G.R.A.P.R) et nouvelles
alternatives pour le développement (N.A.D)
Elevages sans frontiéres
Mouvement Utopia
Chacun cherche son ane (association d'aide a
l'autonomie des cultivateurs du Burkina Faso)
Filiere paysanne; S.0.S. Faim Belgique
Initiative Phi
Craddes-Benin (Centre de Recherche et d’Action
pour le Développement Durable et
I’Epanouissement des Sociétés, ONG)
Sortir du colonialisme
Cercle des décideurs humanitaires, ONG (Bénin)
Relocalisons
Attac France; Attac Deutschland
Les Amis de la terre France

Wie eine breite Ablehnung dieses Abkommens aufgebaut werden konnte, wird Thema auf einem Seminar zu den Beziehungen
Afrika- EU sein, das im Rahmen der Sommeruniverstdt in Paris stattfinden wird.

http://www.esu2014.o0rg/spip.php?page=conferences_atelier&id_conferences_atelier=283
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Bilaterals.org

Filhrende afrikanische Minister und Experten unterstiitzen Nigeria in
der Ablehnung des Europaischen Wirtschafts-Abkommen.

Der Artikel datiert vom 30. April 2014, 2 Monate spdter haben die bedringten Staatschefs dieses kritisierte Abkommen doch

Afrikanische Handelsminister und Experten
fiir Handel und regionale Integration
nehmen dhnliche Positionen ein wie Nigeria
zum Handels-Liberalisierungs-Deal mit der
EU im Rahmen des Wirtschafts-Partner-
schafts-Abkommen (EPA, Economic
Partnership Agreement). Sie prognostizie-
ren langfristige negative Auswirkungen auf
die Anstrengungen, den Kontinent zu
industrialisieren und Arbeitsplitze zu
schaffen.

Dies horte man am 29. April aus den Reden
der Minister bei der auBlerordentlichen
Sitzung der Wirtschafts-Minister-
Konferenz der Afrikanischen Union in
Addis Abeba, Athiopien.

Das Treffen wurde einberufen, um recht-
zeitig vor dem 1. Oktober eine gemeinsame
Stellungnahme zu erarbeiten. Das ist das
Datum, an dem - unter anderem - folgende
Abkommen unterzeichnet werden sollten:

- Das EPA mit der EU,

- Die Errichtung der Gemeinsamen
Freihandelszone (CFTA, Common Free
Trade Area) bis 2015,

- Die Erweiterung des Afrikanischen
Wachstums- und Zukunfts- Abkommens
(AGOA, African Growth and Opportunity
Act) mit der Regierung der USA fiir weitere
15 Jahre und

- Die strategische Antwort Afrikas bei den
Verhandlungen mit der Welthandels-
Organisation (WTO, World Trade
Organisation).

Der nigerianische Minister fiir Industrie,
Handel und Investitionen, Olusegun
Aganga betonte erneut seine Position zum
EPA: ,,Die Position Nigerias zum EPA ist
sonnenklar. Afrika ist im Aufwind. Sein
Markt ist sehr grofs und von strategischer
Bedeutung fiir jeden Handelspartner. Das
ist es, was sich die EU von uns wiinscht,
aber Afrika muss alles was es hat,
eiferstichtig behiiten.

“Wir sollten unsere reichen natiirlichen
Ressourcen und die GrifSe seines Marktes
als Hebel niitzen, um unsere Industrien zu
entwickeln, Arbeitsplitze fiir unsere
Menschen zu schaffen, den innerafrikani-
schen Handel zu intensivieren und
regionale Integration zu erreichen. Wir
diirfen nicht voreilig verschenken, was wir

unterschrieben.

haben. Wir diirfen nicht ein Abkommen
unterzeichnen, bevor wir zuerst eine trag-
fihige 6konomische Analyse vornehmen,
welche Auswirkungen dieses auf die ganze
Region, unsere Kinder und Kindeskinder
haben wird.

HIGERIA

Der Sambische Minister fiir Wirtschaft,
Gewerbe und Industrie, Robert Sichinga
bestitigte seine Ubereinstimmung mit der
Position Nigerias. Statt, mit der Unterzeich-
nung des EPA, die Industrialisierung und
den Arbeitsmarkt zu gefdhrden, sollten die
Lander Afrikas die regionale Integration
und den innerafrikanischen Handel fordern,
durch Verarbeitung ihrer reichen Rohstoff-
Vorkommen deren Wert zu steigern. ,, Sie
sollten das besonders in jenen Bereichen
tun, in denen sie im Wettbewerbs-Vergleich
im Vorteil sind.

Er sagte: ,, Gerade so wie Nigeria betont
hat. Bevor wir das EPA unterzeichnen,
sollten wir die Auswirkungen auf unsere
Kinder und die Zukunfi des Kontinents
bedenken, besonders was die Industria-
lisierung, den Arbeitsmarkt und die
regionale Integration betrifft. Ich méchte
feststellen, solange wir unsere Unterschrif-
ten nicht unter das Abkommen gesetzt
haben, gibt es kein Abkommen. Ich glaube
auch, dass es besser ist ein Abkommen gar
nicht zu unterzeichnen, bevor man ein
schlechtes Abkommen unterzeichnet.

Der Kommissar fiir Handel und Industrie
der Afrikanischen Union. Fatima Haram,
stimmte damit {iberein, dass die Unter-
zeichnung des EPA negative Auswirkungen
auf die Industrialisierung, den Arbeitsmarkt
und die regionale Integration Afrikas haben
wiirde.

Haram sagte: ,, Genauso wie der nigeria-

nische Minister fiir Industrie, Handel und
Investitionen, Herr Olsegun Aganga beton-
te, ist die Industrialisierung eine sehr
kritische Voraussetzung fiir das wirtschaft-
liche und politische Uberleben der Lénder
Afrikas. Wenn wir das EPA so unterzeich-
nen, wie es heute vorliegt, wird es Schwie-
rigkeiten geben bei unserer Integration,
wegen der unterschiedlichen Zollgebiete.
Seien wir realistisch und schauen wir uns
unsere Statistiken an. Die Bevélkerung
Afrikas wdchst rasant. Statistiken zeigen,
dass mehr als 50% unserer Bevilkerung
zwischen 18 und 30 Jahre alt ist. Wenn wir
das EPA unterzeichnen, wie sollen wir dann
die Arbeitspldtze schaffen, die wir fiir
unsere wachsende Bevélkerung bendtigen,
wie sollen wir die illegale Migration
unserer Jugend in die entwickelten Linder
stoppen?

Ahnlich duBerte sich der Minister fiir Han-
del und Entwicklung des privaten Sektors
aus der Republik Niger, Alma Oumarou. Er
sagte, die Lander Afrikas miissen die Aus-
wirkungen des EPA realistisch bewerten,
bevor sie unterzeichnen.

,, Wir unterstiitzen die Position Nigerias
zum EPA und wir sollten uns ein Beispiel
daran nehmen, was dort getan wurde. Man
erstellte eine Studie, um die Auswirkungen
zu bewerten, welche die Unterzeichnung
des EPA mit sich bringen kann “, sagte er.
Aganga aber betonte, dass es auch sehr
wichtig sei, dass man nichts unternimmt,
was die regionale Integration Afrikas
untergraben konnte. ,, Wihrend es wichtig
ist den 1. Oktober, den spdtesten Termin fiir
die Unterzeichnung des EPA zu beachten,
sollten wir auch die Auswirkungen genau
untersuchen, die ein Ende des
Marktzugangs in die EU nach diesem
Termin haben wird. Wenn notig, sollte
Afrika Wege suchen, wie Mitgliedsstaaten,
die durch den fehlenden Marktzugang
Verluste erleiden, entschddigt werden
kénnen. Wir diirfen nicht iibereilt ein EPA
unterzeichnen, das nicht im allgemeinen
besten Interesse des Kontinents ist, “ sagte
er.

Zum Weiterlesen:

http://www.bilaterals.org/?african-leaders-
join-nigeria-to

Siehe auch: New pact aims to expand trade between US, West Africa http://www.bilaterals.org/?west-africa-new-pact-aims-to
The Economic Community of West African States (ECOWAS) and the United States have signed a trade and investment framework
agreement (TIFA) ; The new TIFA will play an important role in advancing President Obama's U.S. Strategy toward Sub-Saharan
Africa, which calls for more enhanced and focused engagement on trade and investment between the United States and sub-
Saharan Africa, according to a USTR press release.
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Fidel Castro

Das Treffen der BRICS-Gruppe in Fortaleza
markiert eine Zasur der globalen Entwicklung

In unserer Epoche werden die Probleme
immer komplizierter und die Nachrichten
verbreiten sich, wie viele wissen, mit
Lichtgeschwindigkeit. Auf unserer Welt
passiert heute nichts, was uns, die wir
fithlen kdnnen und noch in der Lage sind,
neue Realitdten zu verstehen, nicht etwas
Neues lehren wiirde.

Der Mensch ist eine merkwiirdige
Mischung aus blinden Instinkten einerseits
und Bewusstsein andererseits.

Wir sind politische Tiere. Das sagte nicht
ohne Grund Aristoteles, der wie vielleicht
kein anderer Philosoph des Altertums das
Denken der Menschheit durch den
Aussagen zufolge fast 200 Schriften
beeinflusst hat, von denen nur 31 bewahrt
wurden. Sein Lehrer war Platon, der der
Nachwelt seine beriihmte Utopie iiber den
idealen Staat hinterlassen hat, die ihm in
Syrakus, wo er versuchte, sie umzusetzen,
fast das Leben kostete. Seine politische
Theorie blieb ein Appellativ, um Ideen als
gut oder schlecht zu beurteilen. Die
Reaktionédre nutzten sie, um sowohl Marx
als auch Lenin als Theoretiker zu
bezeichnen, ohne dabei zu beriicksichtigen,
dass ihre Utopien Russland und China
inspiriert haben — die zwei Lander, die dazu
aufgerufen sind, an der Spitze einer neuen
Welt zu stehen, die das Uberleben der
menschlichen Gattung erlauben konnte,
wenn der Imperialismus zuvor nicht einen
verbrecherischen und verheerenden Krieg
entfesselt.

Die Sowjetunion, das sozialistische Lager,
die Volksrepublik China und Nordkorea
haben uns mit notwendigen Lieferungen
und mit Waffen geholfen, der
erbarmungslosen Wirtschaftsblockade der
Vereinigten Staaten, dem méchtigsten
Imperium, das jemals existiert hat,
Widerstand zu leisten. Trotz ihrer riesigen
Macht konnten sie das kleine Land nicht
niederwalzen, das wenige Meilen vor ihren
Kiisten mehr als ein halbes Jahrhundert
lang Widerstand gegen die Drohungen,
Pirateniiberfille, Entfiihrungen von
Fischerbooten und die Versenkung von
Handelsschiffen, gegen die Zerstérung
eines Flugzeugs der Cubana de Aviacion
iiber Barbados, die Brandschatzung von
Schulen und andere Ubeltaten geleistet hat.
Als sie versuchten, unser Land mit
Soldnertruppen, die als Vorhut und erste
Stufe mit US-Kriegsschiffen transportiert
wurden zu iiberfallen, wurden sie in
weniger als 72 Stunden besiegt. Spéter
begingen die von ihnen organisierten und
ausgeriisteten konterrevolutionéren Banden

Handlungen des Vandalismus, die
Tausenden Landsleuten das Leben oder die
physische Unversehrtheit kosteten.

Im Bundesstaat Florida befand sich die
grofBite Basis fiir Aktivitdten gegen ein
anderes Land, die es zu diesem Zeitpunkt
gab. Im Verlauf der Zeit weitete sich die
Wirtschaftsblockade auf die Lander der
NATO und viele ihrer Verbiindeten in
Lateinamerika aus, die in den ersten Jahren
Komplizen der verbrecherischen Politik des
Imperiums waren, das die Traume von
Bolivar, Marti und Hunderten groer
Patrioten von unbeirrbar revolutiondrer
Haltung in Lateinamerika in Fetzen rissen.

Unserem kleinen Land wurde nicht nur das
Recht verweigert, eine unabhéngige Nation
zu sein, wie alle anderen der zahlreichen
Staaten Lateinamerikas und der Karibik, die
von ihnen ausgebeutet und ausgepliindert
wurden. Unser Recht auf die
Unabhingigkeit wire uns vollkommen
geraubt worden, wenn die Manifest Destiny
(»offensichtliche Bestimmung«, US-
Doktrin des 19. Jahrhunderts; Anm. d.
Ubers.) ihre Aufgabe erfiillt hitte, unsere
Insel dem Territorium der Vereinigten
Staaten von Nordamerika einzuverleiben.
Bei dem vor kurzem beendeten Treffen von
Fortaleza wurde eine wichtige Erklarung
der Lénder verabschiedet, die der BRICS-
Gruppe angehoren.

Als einen fundamentalen Faktor fiir die
Stiarkung der Perspektiven einer effektiven
und nachhaltigen Erholung der gesamten
Welt schlagen die BRICS eine groflere
makrodkonomische Koordination zwischen
den wichtigsten Okonomien, speziell der G-
20, vor.

Fidel Castro und der chinesische

Président Xi Jinping

Sie kiindigten die Unterzeichnung eines
Abkommens zur Konstituierung der
Neuen Entwicklungsbank an, um
Ressourcen fiir Infrastruktur- und
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nachhaltige Entwicklungsprojekte der
BRICS-Lander und anderer aufstrebender
und sich entwickelnder Okonomien vor.

Die Bank wird iiber ein autorisiertes
Anfangskapital von 100 Milliarden US-
Dollar verfiigen. Das unterschriebene
Anfangskapital wird bei 50 Milliarden
Dollar liegen, die gleichmidBig unter den
Griindungsmitgliedern aufgeteilt werden.
Der erste Prisident der Gouverneursrat wird
Russland sein. Der erste Prasident des
Verwaltungsrates wird Brasilien sein. Der
erste Bankprisident wird aus Indien sein.
Der Sitz der Bank wird Shanghai sein.

Sie kiindigten auch die Unterzeichnung
eines Vertrags zur Etablierung eines
Gemeinsamen Devisenreservefonds fiir
Notsituationen an, dessen Umfang zu
Beginn bei 100 Milliarden Dollar liegt.

Das bekriftigt die Unterstiitzung fiir ein
multilaterales System fiir offenen,
transparenten, inklusiven und nicht
diskriminierenden Handel sowie fiir den
erfolgreichen Abschluss der Doha-Runde
der Welthandelsorganisation (WTO).

Sie erkennen die wichtige Rolle an, die die
staatlichen Unternehmen in der
Wirtschaft spielen, ebenso wie die kleinen
und mittleren Unternehmen als Schopfer
von Beschéftigung und Reichtum.

Sie bekriftigen die Notwendigkeit einer
umfassenden Reform der Vereinten
Nationen einschliefllich ihres
Sicherheitsrates, um sie repriasentativer,
effektiver und effizienter zu machen, so
dass sie angemessen auf die globalen
Herausforderungen reagieren konnen.

Sie wiederholen ihre Verurteilung des
Terrorismus in allen seinen Formen und
Ausdrucksweisen, wo auch immer er sich
ereignet, und sie driickten ihre Besorgnis
fiir die stdndigen Bedrohung durch den
Terrorismus und Extremismus in Syrien
aus, wihrend sie zugleich alle syrischen
Parteien aufriefen, sich dazu zu
verpflichten, die terroristischen Taten der
Al-Qaeda, ihrer Verbiindeten und anderer
terroristischer Organisationen zu beenden.

Sie verurteilten energisch und unter allen
Umsténden den Einsatz chemischer
Waffen und begriifiten die Entscheidung
der Syrischen Arabischen Republik, der
Konvention gegen chemische Waffen
beizutreten.

Sie bekriftigten die Verpflichtung, auf der
Grundlage des universal anerkannten
internationalen Rechtsrahmens zu einer
gerechten und dauerhaften globalen
Losung des arabisch-israelischen




Konflikts beizutragen, wozu die
entsprechenden Resolutionen der Vereinten
Nationen, die Prinzipien von Madrid und
die Arabische Friedensinitiative gehdren.
Und sie driickten ihre Unterstiitzung fiir
die Einberufung einer Konferenz iiber
die Errichtung einer von Atom- und
anderen Massenvernichtungswaffen
freien Zone Mittlerer Osten zum
frithestmdglichen Zeitpunkt aus.

Sie bekriftigten den Willen, dass die
Erkundung und Nutzung des Weltraums
ausschlieBlich zu friedlichen Zwecken
erfolgen darf.

Sie wiederholten, dass es keine Alternative
zu einer Verhandlungslosung der irani-
schen Atomfrage gibt und bekriftigten ihre
Unterstiitzung zu ihrer Losung auf
politischen und diplomatischen Wegen.

Sie dullerten ihre Besorgnis iiber die Lage
im Irak und unterstiitzten die irakischen
Regierung in ihren Anstrengungen zur
Uberwindung der Krise sowie zur
Verteidigung der nationalen Souveréinitét
und der territorialen Integritét.

Sie driickten Sorge iiber die Situation in der
Ukraine aus und richteten einen Aufruf zu
einem breiten Dialog, zur Einschriankung
des Konflikts und zur MéaBigung aller darin
verwickelten Akteure, um eine friedliche
politische Losung zu erreichen.

Sie bekriftigten die feste Verurteilung des
Terrorismus in allen seinen Formen und
Ausdrucksweisen. Sie wiesen darauf hin,
dass die Vereinten Nationen eine zentrale
Rolle bei der Koordination des
internationalen Handelns gegen den
Terrorismus spielen, der sich entsprechend
des Volkerrechts einschlieBlich der Charta
der Vereinten Nationen und unter
Respektierung der Menschenrechte und der
Grundfreiheiten gefiihrt werden muss.

Sie erkannten an, dass der Klimawandel
eine der groBten Herausforderungen ist,
denen sich die Menschheit gegeniibersieht,
und richteten einen Aufruf an alle Léander,
damit auf der Grundlage der bei der
Rahmenkonvention der Vereinten
Nationen iiber den Klimawandel
(CMNUCC) getroffenen Beschliisse 2015
ein erfolgreicher Abschluss der laufenden
Verhandlungen iiber ein Protokoll oder ein
anderes rechtliches Instrument oder ein
vereinbartes rechtskréftiges Ergebnis im
Rahmen der Konvention erreicht wird, das
den Prinzipien und Festlegungen der
CMNUCC entspricht, besonders dem
Prinzip der gemeinsamen Verantwortung,
die aber differenziert und den jeweiligen
Kapazititen entsprechen muss.

Sie driickten die strategische Bedeutung der

Bildung fiir die nachhaltige Entwicklung
und das inklusive Wirtschaftswachstum aus

und hoben die Verbindungen zwischen der
Kultur und der nachhaltigen Entwicklung
hervor.

Das niichste BRICS-Gipfeltreffen findet
im Juli 2015 in Russland statt.

Es kénnte scheinen, als handele es sich um
ein Abkommen mehr unter den vielen, die
stindig in den Agenturdepeschen der
wichtigsten westlichen Presseagenturen
auftauchen. Aber die Bedeutung ist klar
und umfassend: Lateinamerika ist die
geographische Region der Welt, der die
Vereinigten Staaten das ungerechteste
System des Planeten zur Nutzung der
inneren Reichtiimer, der Lieferung billiger
Rohstoffe, als Kaufer ihrer Waren und als
privilegierter Anleger ihres Goldes und
ihrer Fonds aufgezwungen haben, die aus
ihren jeweiligen Landern fliechen und von
den nordamerikanischen Unternehmen im
Land oder an irgendeinen Ort der Welt
investiert werden.

Niemand hat jemals eine Antwort gefunden,
die in der Lage gewesen wire, die
Bediirfnisse des realen Marktes, den wir
heute kennen, zu befriedigen. Aber man
kann auch nicht daran zweifeln, dass die
Menschheit zu einer Etappe voranschreitet,
die gerechter sein wird als die, die die
menschliche Gesellschaft bislang erlebt hat.

Die im Verlauf der Geschichte begangenen
Vergehen ekeln an. Was heute Wert hat ist,
was aus unserem globalisierten Planeten in
einer nahen Zukunft werden wird. Wie
konnen die Menschen der Unwissenheit,
dem Mangel an den grundlegenden
Ressourcen zur Ernihrung, Gesundheit,
Bildung, Wohnraum, anstindiger Arbeit,
Sicherheit und gerechter Entlohnung
entkommen. Das ist am wichtigsten, ob es
in diesem kleinen Winkel des Universums
nun moglich ist oder nicht. Wenn das
Nachdenken dariiber irgend etwas bringt,
wird dies dazu dienen, tatsdchlich das
Uberleben des Menschen zu garantieren.

Ich meinerseits habe nicht den geringsten
Zweifel daran, dass, wenn Prasident Xi
Jinping ebenso wie der Président der
Russischen Foderation, Wladimir Putin, die
Aktivitdten ihrer Rundreisen durch diese
Hemisphére vollendet haben werden, beide
Léander einen der bedeutendsten Prozesse
der menschlichen Geschichte vollenden.

In der am 15. Juli 2014 in Fortaleza
verabschiedeten Erkldrung der BRICS wird
sich fiir eine stirkere Beteiligung anderer
Lénder ausgesprochen, speziell von denen,
die um ihre Entwicklung kdimpfen, um so
die Kooperation und Solidaritit mit den
Vélkern besonders Stidamerikas zu fordern.
In einem bedeutenden Absatz signalisieren
die BRICS, dass sie die besondere
Bedeutung der Union Siidamerikanischer
Nationen (UNASUR) bei der Forderung

von Frieden und Demokratie in der Region
und beim Erreichen des Ziels nachhaltiger
Entwicklung und der Beseitigung der
Armut anerkennen.

Ich bin bereits ziemlich ausfiihrlich
geworden, obwohl der Umfang und die
Bedeutung des Themas eine Analyse
wichtiger Fragen verlangte, die eine
Antwort brauchten.

Ich dachte, dass es in den kommenden
Tagen etwas mehr ernsthafte Analyse {iber
die Bedeutung des Gipfeltreffens der
BRICS geben miisste. Es wiirde reichen,
die Zahl der Einwohner Brasiliens,
Russlands, Indiens, Chinas und Siidafrika
zusammenzuzihlen, um zu verstehen, dass
sie in diesem Moment die Hilfte der
Weltbevolkerung reprasentieren. In
wenigen Jahrzehnten wird das
Bruttoinlandsprodukt Chinas das der
Vereinigten Staaten iibertreffen. Viele
Staaten ordern bereits Yuans und nicht mehr
Dollars, darunter nicht nur Brasilien,
sondern mehrere weitere wichtige Lander
Lateinamerikas, deren Produkte wie Soja
und Mais in Konkurrenz zu denen aus
Nordamerika stehen. Der Beitrag, den
RufBland und China in der Wissenschaft,
Technik und der wirtschaftlichen
Entwicklung Siidamerikas und der Karibik
leisten konnen, ist entscheidend.

Die groflen Ereignisse der Geschichte
vollziehen sich nicht an einem einzigen
Tag. Riesige Priifungen und
Herausforderung von zunehmender
Komplexitit zeigen sich am Horizont.
Zwischen China und Venezuela wurden 38
Kooperationsabkommen unterzeichnet. Es
ist an der Zeit, die Realitdten etwas mehr
kennenzulernen.

21. Juli 2014

Quelle: Granma / Ubersetzung: RedGlobe
http://www.venezuela-
aktuell.de/lateinamerika/kuba/reflexionen-
des-companero-fidel/9843-es-ist-an-der-
zeit-mehr-ueber-die-realitaet-zu-erfahren

11 °
Text der Erkliarung:
http://www.epo.de/index.php?
option=com_content&view=article&id=101

67:dokumentation-die-brics-erklaerung-
von-fortaleza&catid=50&Itemid=99

Siche auch Conrad Schuhler, ,,Verinderung der globalen Krifteverhéltnisse — 6konomisch, politisch, militéirisch*
(faktenreich!) ,, TTIP und TPP sind der Versuch, die immer noch dominante, wenn auch brockelnde Stellung deralten Metropolen
zu festigen und auszubauen “ http://www.isw-muenchen.de/download/kraefteverhaeltnisse-ref-cs-20140802.pdf
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Bai Shi, Peking

BRICS-Staaten grinden Entwicklungsbank und Wahrungsfonds

(...) Am 15. Juli fand in Fortaleza im
Nordosten des Landes das sechste
Gipfeltreffen der BRICS-Staaten Brasilien,
Russland, Indien, China und Siidafrika statt.
Das Motto lautete: ,,Inklusives Wachstum:
nachhaltige Losungen." An dem Gipfel-
treffen nahmen Brasiliens Prasidentin Dilma
Roussef, Russlands Priasident Wladimir Putin,
Indiens Premierminister Narendra Modi,
Chinas Staatsprésident Xi Jinping und
Stidafrikas Préasident Jacob Zuma teil. Sie
diskutierten iiber Losungen fiir Entwicklungs-
probleme und présentierten Erfolge ihrer
Zusammenarbeit.

Das Gipfeltreffen von Fortaleza ldutet die
zweite Runde der jahrlichen BRICS-Meetings
ein, bei denen sich die Mitgliedslénder als
Gastgeber abwechseln. Der erste BRICS-
Gipfel fand 2009 im russischen Jekaterinburg
noch ohne Siidafrika statt und leitete den
Beginn der Zusammenarbeit der
Schwellenlénder ein.

In den vergangenen fiinf Jahren entwickelte
sich BRICS zu einer beeindruckenden
Partnerschaft, die in einem komplexen
internationalen Umfeld zu vielen
gemeinsamen Interessen gefunden hat. Zurzeit
befasst sich der Staatenblock mit der
Einfiihrung von Kooperationsinitiativen in
mehr als 30 Bereichen.

Zweifellos steht die Griindung der Neuen
Entwicklungsbank (New Development
Bank, NDB) und die Einrichtung eines
eigenen Wihrungsreservefonds (Contingent
Reserve Arrangement, CRA) ganz oben auf
der diesjihrigen Gipfel-Agenda. (...)

Der Hauptsitz der Entwicklungsbank sei in
Shanghai geplant, hief3 es in der Erklarung
von Fortaleza. Die Bank soll den Aufbau der
Infrastruktur und nachhaltige
Entwicklungsprojekte in den BRICS-Staaten
sowie anderen Schwellen- und Entwick-
lungsldndern finanzieren. Dafiir soll ein
Stammbkapital von 100 Milliarden Dollar und
ein Grundkapital von 50 Milliarden Dollar
bereitgestellt werden, das unter den
Griindungsmitgliedern gleichberechtigt
aufgeteilt wird. In Stidafrika soll auBerdem
zeitgleich zum Hauptsitz ein regionaler
Ableger entstehen.

Der Wihrungsreservefonds soll iiber ein
Anfangskapital von 100 Milliarden Dollar
verfiigen. Sein Ziel ist es, Landern mit
kurzfristigen Kapitalengpéssen zu helfen und
die Zusammenarbeit der BRICS-Staaten zu
fordern. Auflerdem soll der Fonds bestehende
internationale Finanzeinrichtungen ergéinzen
und das globale finanzielle Sicherheitsnetz
starken. NDB und CRA stehen auch anderen
Entwicklungslédndern offen. Jedes BRICS-
Mitglied stellt dem Fonds je nach finanzieller
Ausgangslage eine bestimmte Geldsumme zur
Verfiigung. China stellt mit 41 Milliarden
Dollar den groften Anteil und erhélt einen
Kredit von 20,5 Milliarden Dollar. Siidafrika

zahlt 5 Milliarden Dollar ein und erhilt dafiir
einen Kredit in doppelter Hohe.

Eine alternative Losung?

Seit ihrer Bekanntmachung steht die BRICS-
Bank im Zentrum der weltweiten Aufmerk-
samkeit. Westliche Medien fragen sich, ob sie
eine Alternative zum aktuellen Bretton-
Woods-System sein wird, einschlielich
Internationalem Wéhrungsfonds und
Weltbank.

"Die neue Bank soll die Entwicklung in den
BRICS-Staaten férdern, vor allem den Aufbau
der Infrastruktur. Sie dient den Bediirfnissen
der BRICS-Ldnder und ist als sinnvolle
Ergdnzung zu bestehenden internationalen
Finanzeinrichtungen gedacht, weniger als
Konkurrenz", erklarte Huang Wei,
Wissenschaftler am Institut fiir Weltwirtschaft
und Politik an der Chinesischen Akademie der
Sozialwissenschaften, gegeniiber der
Nachrichtenagentur Xinhua.

Seit 2009 versuchen die BRICS-Lénder, Wege
zu einer besseren Zusammenarbeit im globa-
len Finanzsystem zu finden. Beim 4. Gipfel-
treffen im indischen Neu-Delhi im Jahr 2012
einigten sich die Mitglieder auf die Griindung
einer Entwicklungsbank, die von den BRICS-
Staaten und anderen Entwicklungsldndern
finanziert und gemanagt werden sollte. (...)

Die bestehenden internationalen Finanzein-
richtungen sind nicht in der Lage, die Bediirf-
nisse der schnell wachsenden Schwellenldnder
zu erfiillen. Die Weltbank beispielsweise hilft
unterentwickelten Léndern bei der Bekdmp-
fung der Armut. BRICS-Staaten konnten dort
wegen ihrer steigenden Pro-Kopf-Einkommen
keine Kredite erhalten, erkldrte Huang.
Auflerdem gibt es in Schwellenlédndern einen
groflen Finanzierungsbedarf fiir Investitionen
in die Infrastruktur. Kommerzielle Kreditge-
ber ziehen jedoch kurzfristige Projekte einem
langfristigen Engagement in risikobehaftete
Infrastrukturprojekte vor. Die neue Bank solle
diese Finanzierungsliicke schlieen, so
Huang.

"China hat viel Erfahrung und ausreichende
Kapaczitdten fiir den Ausbau der Infrastruktur.
Die neue Bank wird chinesischen Unterneh-
men in diesem Bereich Méglichkeiten zur
Kooperation mit anderen BRICS-Mitglieds-
ldndern verschaffen", erlauterte Huang. Der
Aufbau der Infrastruktur wird zudem die
Kommunikation und den Handel miteinander
erleichtern und Arbeitsplétze schaffen. ,, Es ist
eine effektive Methode, inklusives Wachstum
zu erzielen.”

Bei seinem Chinabesuch am 8. Juli habe auch
Weltbankprésident Jim Yong Kim die Bank-
griindung begriifft, berichtete die South China
Morning Post in Hongkong. Die BRICS-Bank
sei keine Bedrohung fiir die Weltbank,
erklarte Kim. Sie werde vielmehr bei der
Reduzierung der Armut helfen und das
Wachstum ankurbeln. Der Finanzierungs-
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bedarf fiir Investitionen in die Infrastruktur
erreicht jedes Jahr fast 1 Billion Dollar, die
Weltbank kann jedoch nur 60 Milliarden
Dollar zur Verfligung stellen.

Eine faire Reform

(...) Das gegenwirtige Finanzsystem ist in
hohem Mafe auf Bretton-Woods-Institutionen
angewiesen, die 1946 und 1947 unter Fithrung
der USA gegriindet wurden. In diesem System
spielen die BRICS-Staaten nur eine unter-
geordnete Rolle. Keine ihrer Wahrungen ist
im Internationalen Wéhrungsfonds als
Reservewdhrung anerkannt.

Beobachter meinen, dass die BRICS-Lénder
groBeren Einfluss verdienen, da sie fiir mehr
als 25 Prozent der weltweiten Wirtschafts-
aktivitdt verantwortlich sind. Thre Devisen-
reserven machen mehr als 40 Prozent, ihr
Wachstum der letzten zehn Jahre mehr als 50
Prozent am globalen Gesamtergebnis aus.
Bereits 2009 einigte sich die internationale
Gemeinschaft auf eine Reform der internatio-
nalen Finanzinstitutionen. So erklérte sich der
Internationale Wahrungsfonds 2010 beispiels-
weise bereit, den Anteil der BRICS-Lénder zu
erhdhen und die Institution demokratischer
und multilateraler zu gestalten. Laut
Reformplan sollten Schwellenlédnder wie
Brasilien, Russland, Indien und China zu den
Top Ten der Anteilseigner des IWF zdhlen.
Der Plan wurde 2013 jedoch vom US-
Kongress abgelehnt. Mit einem Anteil von
17,69 Prozent sind die USA der groBite
Anteilseigner des IWF und verfiigen iiber ein
Veto-Recht gegeniiber dem Vorstand.

Wegen ihrer benachteiligten Position in den
bestehenden internationalen Finanzinstitutio-
nen sind Schwellenldnder haufig durch
Schwankungen der US-Finanzpolitik
beeintrdchtigt. Die Einrichtung der neuen
Bank und des Wéhrungsreservefonds wiirden
den BRICS-Léndern einen Weg zeigen, sich
ein eigenes Instrument fiir ihre finanzielle
Sicherheit aufzubauen, nachdem ihre
gerechtfertigten Appelle an IWF und
Weltbank gescheitert seien, erkldrte Zhang.

Die Entwicklungsbank sei eine neue Option
fiir Entwicklungslénder, wenn sie kiinftig in
finanziellen Schwierigkeiten stecken, erklérte
Shen Jiru, Wissenschaftler am Institut fiir
Weltwirtschaft und Politik bei der Chinesi-
schen Akademie der Sozialwissenschaften.

In der Vergangenheit haben viele
Entwicklungslidnder die Weltbank und den
IWF um Hilfe gebeten, doch deren Kredite
werden nur unter strengen Auflagen vergeben.
Schuldnerlénder zahlen daher einen hohen
politischen Preis fiir die Unterstiitzung. Im
Gegensatz dazu werde sich die NDB nicht in
die inneren Angelegenheiten dieser Lander
einmischen, was sie deutlich von Weltbank
und IWF unterscheide, so Shen.

http://german.beijingreview.com.cn/german20
10/Focus/2014-07/23/content_630806.htm
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3. Weltkongress des Internationalen Gewerkschaftsbunds (IGB)

in Berlin, Mai 2014

1500 Delegierte aus 161 Ldandern, Vertreter einer 170 Millionen Mitglieder zdhlenden Bewegung treffen sich in
Berlin ... und die Medien (auch linke) berichten fast nichts dariiber.

(...) Zum Abschluss des Weltkongresses
haben sich die Gewerkschaften verpflichtet:

In den néchsten vier Jahren tiber 27
Millionen neue Mitglieder zu organisieren,

Moderne Sklaverei zu beenden, angefangen
mit Katar,

Sich fiir einen Mindestlohn stark zu
machen, von dem die Beschéftigten in Wiirde
leben konnen, und den Teufelskreis der
Hungerlohne in den Lieferketten globaler
Konzerne zu beenden,

Beim Klimagipfel in Paris ein ehrgeiziges
Klimaschutzabkommen zu fordern.

(...)
,, Wir werden dafiir sorgen, dass die Regierun-
gen den Mut aufbringen, fiir die arbeitenden

Menschen einzutreten. Wir wissen, dass Politik

ohne eine Agenda, Ambitionen auf dem
Arbeitsmarkt ohne starke ArbeitnehmerInnen
nicht funktionieren. Wir wollen eine Agenda
mit politischen Mafinahmen, und wir wollen,
dass starke ArbeitnehmerInnen
menschenwiirdige Lohne, Sozialschutz und
alles, wofiir wir stehen, erreichen.

Vor uns liegt eine grofie Aufgabe, aber wir
werden den erwerbstitigen Menschen mehr
Macht verschaffen und in den ndchsten vier
Jahren 27 Millionen neue Mitglieder fiir
unsere globale Bewegung gewinnen. (...)

Wir haben eine ehrgeizige Agenda beschlos-
sen, aber gemeinsam, in Zusammenarbeit auf
lokaler und globaler Ebene, werden wir es
schaffen", erklarte IGB-Generalsekretérin
Sharan Burrow, die jetzt wieder gewéhlt
wurde.

Es wurden DringlichkeitsentschlieBungen zur
Tiirkei, wo bei dem Grubenungliick in Soma
301 Bergleute getotet wurden, und zu
Thailand verabschiedet.

Der Kongress hat zudem eine Deeskalation
des Konfliktes in der Ukraine gefordert.

Bei der Tagung des IGB-Vorstandes unmit-
telbar nach dem Kongress wurde Joao
Antonio Felicio von der brasilianischen
CUT zum neuen Prisidenten des IGB
gewihlt.

Maria Fernanda Carvalho Francisco von
der UNTA-CS (Angola) wurde zur stellver-
tretenden IGB-Présidentin und Karl-Petter
Thorwaldsson von der LO-Schweden wurde
zum stellvertretenden IGB-Prisidenten
gewdhlt.

Jaap Wienen und Wellington Chibebe
wurden als stellvertretende IGB-General-
sekretdre im Amt bestétigt.

Der Vorstand hat zudem eine neue subregio-
nale Struktur fiir die arabische Welt
eingerichtet.

Prisident Jodo Felicio nahm im Namen der
brasilianischen IGB-Mitgliedsorganisationen
und als Zeichen der Solidaritdt mit den vielen
Gastarbeitern, die in Katar ausgebeutet
werden, ein von den Kongressdelegierten
unterschriebenes Spruchband entgegen, mit
dem die FIFA aufgefordert wird, neu iiber
den Austragungsort der Fullball-WM 2022
abstimmen zu lassen.

Der néchste IGB-Weltkongress findet 2018
statt.

Link zum offiziellen Kongressvideo von den
Plenarsitzungen und den Reden der
Delegationsleiter/innen:
http://congress2014.ituc-csi.org/multimedia
http://www.ituc-csi.org/sharan-burrow-als

Der IGB hat 175 853 032 Mitglieder in 325
Organisationen, dies in 161 Lénder und
Territorien (dazu gehdren der Osterreichische
Gewerkschaftsbund, der Deutscher
Gewerkschaftsbund, der Schweizerische
Gewerkschafsbund)

Liste der Mitgliedsorganisationen:
http://www.ituc-csi.org/IMG/pdf/no 36 -
_list affiliates 181113-2.pdf

Der IGB hat drei Regionalorganisationen:
die Regionalorganisation fiir Asien/Pazifik
(IGB-AP), die Regionalorganisation fiir Afrika
(IGB-AF) und die Regionalorganisation fiir
Gesamtamerika (IGB-TUCA), und er arbeitet
eng mit dem Européischen Gewerkschaftsbund
zusammen, u.a. im Rahmen des Pan-
Européischen Regionalrates.

Der IGB unterhilt zudem enge Bezichungen
zu den Globalen Gewerkschaftsfoderationen
(GUF) und zum Gewerkschaftlichen Bera-
tungsausschuss bei der OECD (TUAC).
AuBlerdem arbeitet er eng mit der Internatio-
nalen Arbeitsorganisation und mit verschiede-
nen anderen Sonderorganisationen der UN
zusammen.

http://www.ituc-csi.org/about-us
Berichte iiber den Kongress in Berlin, Mai

2014:http://congress2014.ituc-csi.org/?lang=de|

Gewerkschaften verpflichten sich zum Kampf gegen den Klimawandel

21. Mai 2014

Mehr als 50 Gewerkschaften, die Millionen
Mitglieder vertreten, haben sich beim IGB-
Weltkongress in Berlin der Klimaschutzaktion
"Unions4Climate" angeschlossen. Damit
beginnt eine globale
Mobilisierungskampagne fiir ein
Klimaschutzabkommen 2015 in Paris.

IGB-Generalsekretéirin Sharan Burrow sagte

dazu, dass wir uns fiir ein globales Abkommen

in Paris stark machen und einen industriellen
Wandel fordern miissten, einschlie3lich der
Finanzierung eines gerechten Ubergangs fiir
schwichere Nationen und Gemeinschaften.
"Auch der Klimawandel stellt eine Gefahr fiir

Arbeitspldtze und Existenzgrundlagen dar. Fiir

die Gewerkschaften ist das ganz einfach: Auf
einem toten Planeten gibt es keine
Arbeitspldtze”, so Sharan Burrow.

Frances O’Grady, Generalsekretirin des

britischen Gewerkschaftsbundes TUC; Ignacio

Fernandez Toxo, Generalsekretar der
spanischen CCOOQO; Marc Leemans, Prisident
des belgischen CSC-ACYV; Bishnu Rimal,

Prisident der nepalesischen GEFONT; Julio
Cesa Bazan Figueroa, Generalsekretir der
peruanischen CUT; und Louise Thipe,
Vorsitzende der siidafrikanischen
Gewerkschaft SACCAWU, gehdrten zu den
fithrenden Gewerkschaftsvertreterinnen und
-vertretern, die sich der Klimagerechtigkeit
verschrieben haben.

Die Gewerkschaften kdmpfen fiir ein
chrgeiziges globales Rahmenwerk fiir den
Klimaschutz, um das Leben und die
Arbeitsplétze erwerbstitiger Menschen zu
schiitzen, Bildung fiir alle zu garantieren,
bahnbrechende Technologien zu férdern, den
industrielen Wandel in allen
Wirtschaftsbereichen und Branchen zu
lenken und den Armen der Welt gerechte
UbergangsmaBnahmen zu garantieren.

"Wir haben erlebt, wie die Regierungen in
Kopenhagen versagt und nicht den Planeten
und die Menschen, sondern die Interessen
der Konzerne in den Vordergrund geriickt
haben, und genau diese Konzerne wollen
auch die Klimakonferenz in Paris scheitern
sehen. Der Auftrag der Gewerkschaften, fiir
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Arbeitsplitze, Rechte und soziale
Gerechtigkeit zu sorgen, erfordert, dass wir
uns fiir einen gerechten Ubergang zu einer
nachhaltigen Entwicklung einsetzen, und
dieser Ubergang muss jetzt beginnen", fordert
Sharan Burrow.

Die Untersuchungen des IGB haben ergeben,
dass in nur 12 Landern 48 Millionen neue
Arbeitsplétze geschaffen werden konnen. Ein
Beispiel ist Deutschland, wo in nur zwei
Jahren bis zu 400.000 neue Arbeitsplitze im
Bereich erneuerbarer Energien entstanden
sind. (...)

Die Klimaschutzaktion kann hier unterstiitzt
werden:

http://act.equaltimes.org/unions4climate

Zu den Klimaverhandlungen in Bonn im Juni
2014:

http://corporateeurope.org/pressreleases/2014/
06/groups-returning-un-climate-talks-must-
show-governments-business-usual-not
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Jeff Bezos von Amazon gewinnt die IGB-Abstimmung iiber den schlechtesten Boss der Welt

22.Mai 2014

Jeff Bezos, CEO von Amazon, wurde beim
3. Weltkongress des Internationalen
Gewerkschaftsbundes in Berlin als
schlechtester Boss der Welt enthiillt. (...)
IGB-Generalsekretérin Sharan Burrow sagte
zu dem Ergebnis, dass es zwar viele CEOs
gebe, die viel zu wiinschen {ibrig lieBen,
neun von ihnen aber wihrend des Jahres
2014 besonders aufgefallen seien und daher
in die erste internationale Abstimmung der
Gewerkschaften dieser Art einbezogen
werden mussten.

"Die Macht der Unternehmen ist aufSer
Kontrolle geraten. Die Regierungen beugen
sich dieser Macht, wenn ihnen mit dem
Abzug von Kapital gedroht wird. Die
Habgier des einen Spitzenprozents ist ihnen
wichtiger als das Wohlergehen der iibrigen
99 Prozent.

Wir haben daher beschlossen, aufzudecken,
was dieses Phinomen eines schlechten
Bosses u.a. ausmacht: Untergrabung der
Demokratie und der Arbeitnehmerrechte,
Unterstiitzung von Sklaverei und Kafala.
Amazon ist auch in Deutschland tdtig und
behandelt seine Beschdftigten wie Roboter.
Das Unternehmen macht kein Geheimnis

daraus, dass es Beschdftigte in nur
wenigen Jahren durch Roboter ersetzen
wird. Ein weltweit tdtiges reiches
Unternehmen, das die Menschenwiirde
und die Rechte erwerbstitiger Menschen
verachtet.

Jeff Bezos verkdrpert die Unmenschlich-
keit von Arbeitgebern, die auf das US-
amerikanische Unternehmensmodell
setzen. Unsere Botschaft an die Grofskon-
zerne lautet, dass das aufhoren muss,
keine Misshandlung von Beschiiftigten
mehr", so Sharan Burrow.

(...) Amazon steht in vorderster Front,
wenn es um Steuerhinterziechung und
schlechte Arbeitsbedingungen geht.

Die Beschiftigten in den Logistikzen-
tren legen 15 Meilen/24 km am Tag
zuriick.

RegelmiBig miissen Beschéftigte von
Krankenwagen abgeholt werden.

In Deutschland kdmpft ver.di fiir bessere
Lohne und Arbeitsbedingungen fiir diese
Beschiéftigten. "Die Beschdftigten in den
Amazon-Logistikzentren miissen digitale
Gerdte am Arm tragen, mit denen jeder
ihrer Schritte iiberwacht wird. Es gibt
keine konkreten Vereinbarungen iiber
Pausen oder das Arbeitstempo, und

Mobbing und Schikanen sind extrem
verbreitet. Die Beschidftigten werden geriigt,
wenn sie nur miteinander reden oder eine
Verschnaufpause machen”, kommentiert
Sharan Burrow.

Wegen unehrenhaften Verhaltens erwéihnt
wurden Herr X von einer groBen Fluggesell-
schaft und Rupert Murdoch, Verwaltungs-
ratsvorsitzender und CEO von News Corp.
Der CEO von Qatar Airways hat die
Gewerkschaften fiir die weltweite
Arbeitslosigkeit verantwortlich gemacht und
in einem Interview mit Arabian Business
(Mai 2013) gesagt: "Wenn es keine Gewerk-
schaften gibe, dann gdibe es dieses Problem
mit der Arbeitslosigkeit in der westlichen
Welt nicht."

Weitere Kandidaten bei der Abstimmung
waren:

C. Douglas McMillon, CEO Wal-Mart
Stores

Jamie Dimon, CEO JP Morgan Chase

Loyd Blankfein, CEO Goldman Sachs
Group

Charles Koch, CEO Koch Industries

Lee Kun-Hee, Chairman Samsun Group
Ivan Glasenberg, CEO Glencore Xstrata
http://www.ituc-csi.org/jeftf-bezos-von-

amazon-gewinnt-die

Neuer Bericht des Internationalen Gewerkschaftsbundes (IGB): '"Die Akte Katar"

17. Mérz 2014

Ein neuer Bericht des Internationalen
Gewerkschaftsbundes (IGB) deckt im
Vorfeld der wichtigen Sitzung des FIFA-
Exekutivkomitees am 20. Mérz in Ziirich
auf, wie weit Katar geht, um den
Beschiftigten ihre Rechte zu verweigern.
Das Exekutivkomitee wird eine von der
FIFA durchgefiihrte Untersuchung der
Arbeitnehmerrechtslage in Katar erdrtern,
nachdem Schéitzungen des IGB verdffent-
licht worden waren, denen zufolge 4000
Beschiftigte vor dem ersten Anstof3 bei der
FuBball-WM in Katar sterben konnten.

(...)

Bei einem kiirzlichen Besuch im Stadion Al
Wakrah in Katar hat die IGB-Generalsekre-
tarin mit eigenen Augen gesehen, wie 38
Arbeiter aus Indien, Nepal und Thailand
unter erbarmlichen Bedingungen unterge-
bracht waren, mit Matratzen auf dem Boden
in Behelfsunterkiinften unter den
Zuschauertribiinen.

Die FIFA hat auf die vom IGB présentierten
Fotos, die die Zustidnde in dem Stadion Al
Wakrah belegen, erwidert, dass die Situation
in Katar "komplex" sei.

Das katarische Organisationskomitee
(Supreme Committee), das fiir die gesamte
Bebauung des 585.000 Quadratmeter
groBBen Al Wakrah-Gelidndes zustindig ist,
hélt sich in keiner Weise verantwortlich fiir
die Beschiftigten des bereits vorhandenen

Stadions, da sie nicht unter seine Normen
zum Schutz der Arbeiter fielen, die einge-
fithrt worden waren, um die internationale
Offentlichkeit angesichts der Arbeitneh-
merrechtsverletzungen in dem Land zu
besénftigen.

"Es freut uns, dass diese Beschiftigten
anderswo untergebracht werden, nachdem
der IGB ihre Situation publik gemacht und
die FIFA darauf angesprochen hat. Es ist
bedauerlich, dass diese Beschdftigten bei
der "erfolgreichen Inspektion" des
Organisationskomitees im Januar nicht
entdeckt wurden.

Die Tatsache, dass es die katarische
Sportbewegung tiberhaupt fiir angemessen
gehalten hat, Beschdftigte unter diesen
Bedingungen im Stadion Al Wakrah
unterzubringen, erschreckt uns",
kommentiert IGB-Generalsekretirin
Sharan Burrow.

"Es muss sich in Katar etwas dndern. Die
FIFA kann dadurch etwas bewirken, dass
sie die Abschaffung des Kafala-Systems
und die Achtung internationaler Rechte zu
einer Bedingung fiir die Austragung der
Fufball-WM 2022 in Katar macht.

Wenn die FIFA von Katar die Abschaffung
des Kafala-Systems und die Achtung
grundlegender internationaler Rechte
fordert, dann wird das geschehen", betont
Sharan Burrow.
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Der Bericht "Die Akte Katar" beschreibt
das zerriittete System, in das die Beschéftig-
ten in Katar eingebettet sind, inwiefern das
Land gegen internationales Recht verstoft
und wie die Arbeitsbedingungen dort
aussehen:

- salziges Wasser flir die Beschéftigten in
den Lagern zum Kochen und Waschen;

- Arbeitgeber verlangen von den
Beschiftigten 275 US-Dollar als Kaution,
bevor sie in Urlaub gehen konnen;

- lber 2500 indonesische Hausangestellte
fliichten jedes Jahr vor ihren Biirgen, die sie
missbrauchen; und

- Beschiftigte im Stadion Al Wakrah sind in
erbarmlichen Unterkiinften untergebracht.

Die FIFA ist méchtig genug, um fiir die
Fufiball-WM 2022 Bedingungen
aufzuerlegen, die etwas bewirken kdnnen.
Der IGB fordert von der FIFA und von
den katarischen Behorden:

- die Abschaffung des Kafala-Systems
und das Recht fiir die Beschiftigten, sich
gewerkschaftlich zu organisieren;

- die Verwendung moralisch
einwandfreier Vermittlungsagenturen;

- einen niemanden diskriminierenden
Mindestlohn und

- ein ziigiges und unabhiingiges
Uberwachungssystem mit angemessenen
Sanktionsmoglichkeiten.

http://www.ituc-csi.org/neuer-bericht-des-
internationalen
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Alberto Garzon

Podemos und Perpektiven der Pluralen Linken
nach dem Wahlerfolg in Spanien

Die Plurale Linke, ein Wahlbiindnis der
Vereinigten Linken (Izquierda Unida — 1U)
mit linken Regionalparteien, konnte bei den
Wahlen zum Europdischen Parlament ihr
Ergebnis gegeniiber den letzten Wahlen
verdreifachen. Sie schickt nun sechs
Abgeordnete nach Strassburg. Eigentlicher
Uberraschungssieger aber ist die aus den
Krisenprotesten hervorgegangene Platt-
form Podemos (»Wir kénnen«) mit ihrem
Spitzenkandidaten Pablo Iglesias. In nur
vier Monaten seit ihrer Griindung erreichte
sie ein Ergebnis, das ihnen fiinf Abgeordne-
te beschert. Kommt es nun zu einer weite-
ren Zersplitterung oder einer Konvergenz
der Linken? Nur wenige Stunden nach der
Wahl bot Podemos »allen Krdften, die auf-
richtig gegen die Austeritdtspolitik sind«,
einen Einigungsprozess an. Dieser Aufiuf
richtet sich an Parteien wie die Vereinigte
Linke, die griine Equo, aber auch an die
Bewegungen. Was bedeutet das fiir die IU?

Ich bin seit langem mit Pablo Iglesias
befreundet und wir teilen inhaltlich die
meisten Positionen. Strategisch und taktisch
bestehen natiirlich Differenzen. Ich hielt es
vor der Wahl nicht fiir sinnvoll, dass eine
weitere linke Formation bei den Wahlen
antritt. Wir miissen an einer starken Linken
und an gesellschaftlichen Mehrheiten
arbeiten, die das Zweiparteiensystem und
die Kiirzungspolitiken zu Fall bringen
konnen. Dafiir ist letztlich jede Initiative
von Nutzen, doch wir wollten eine
zersetzende Konkurrenz um Stimmen und
Posten vermeiden.

Die Griindung von Podemos, die sich weni-
ger als Partei denn als Plattform der zivil-
gesellschaftlichen Bewegungen verstehen,
kam iiberraschend. Was hat es gebracht,
sich zundchst nicht der 1U anzuschlieffen?

Letztlich war es von groflem Vorteil: Die IU
hat ihre Unterstiitzung verdreifacht, insbe-
sondere bei jenen, die sich als links ver-
stehen, in der Gewerkschaftsbewegung und
entsprechenden Mareas, den Protestwellen
im Gesundheits- oder Bildungssektor zum
Beispiel, aktiv sind. Auch viele von der
Sozialistischen Partei Enttduschte sind
dabei. Hier gibt es ein Potenzial von bis zu
20 Prozent der Bevolkerung. Podemos
besetzt ein Feld, das die Plurale Linke nicht
zu erreichen verstand. Vor allem jene, die
sich vom politischen System nichts mehr
versprechen und von den traditionellen
Parteien abgewandt haben. Die Struktur
und die Sprache von Podemos hat es
moglich gemacht, ihren Stimmen Gehor zu
verschaffen, die Frustration in Protest
umzuwandeln. Sonst wiren sie vielleicht

fiir die Linke verloren gegangen. Zudem
konnte Podemos so erst an Gewicht gewin-
nen, bevor es zu Gesprichen iiber eine
Konvergenz mit der Pluralen Linken
kommt. In Umfragen erreicht Podemos in-
zwischen 15 Prozent. Gemeinsam kdnnten
wir das Zweiparteiensystem zu Fall
bringen.

Gehéren die Plurale Linke und v.a. die IlU
damit auch zu den traditionellen Parteien?

Fiir eine nicht unerhebliche Zahl von
Menschen wohl ja. Die Parteien der
Pluralen Linken und der IU verfiigen iiber
Organisationsstrukturen, Gremien und
Hierarchien. Auch wenn sie sicher weitaus
demokratischer aufgebaut sind als die
konservative PP oder die sozialistische
PSOE (und zahlreiche Regionalparteien)
konnten sie in den letzten 40 Jahren das
Zweiparteiensystem nicht ernsthaft heraus-
fordern. In vielen Kommunen und einigen
Regionen regierte die IU zwar mit. Aber
nicht immer wurde dabei ein Unterschied
deutlich. Auch zu Korruptionsfillen ist es in
der Vergangenheit gekommen, auch wenn
diese mittlerweile aufgeklért sind und die
entsprechenden Personen die Partei
verlassen haben. Seither ist vieles passiert.
Auch unsere Organisation hat sich durch
die Dynamik der 15M-Bewegung
verandert. Das muss weitergetrieben und
Vertrauen gewonnen werden.

Gibt es nun eine Konkurrenzsituation mit
Podemos? Oder kommt es zur Anndhrung?

Nicht alle wollen einen Prozess der Kon-
vergenz, weder bei Podemos noch bei der
IU. Aber ich habe keinen Zweifel, dass es
dazu kommen wird, und Pablo Iglesias auch
nicht. Das wird auch immer wieder an uns
herangetragen. Anti-politische Abgrenzung
machen bei Podemos sowenig Sinn wie
beleidigte Kritiken aus den Reihen der IU,
Podemos habe uns Stimmen gestohlen.
Viele arbeiten daran, Gemeinsames auszu-
loten, mdgliche Spannungen abzubauen.
Die Linke kann sich gar nicht den Luxus
leisten, breite Spektren der Bevolkerung in
einem solchen Prozess auen vor zu lassen.
Programmatisch sind wir zu 95 Prozent der
gleichen Meinung, organisatorisch jedoch
recht unterschiedlich. Hier heil3t es neue
Formen der stérker basisorientierten Arbeit
zu entwickeln und wechselseitig
voneinander zu lernen.

Und wie steht es mit den Sozialisten?
Parteichef Alfredo Pérez Rubalcaba trat

kurz nach der Wahl zuriick und setzte fiir
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Juli einen Sonderparteitag an. Prominente
wie die ehemaligen sozialistischen
Regierungschefs Felipe Gonzalez und José
Luis Rodriguez Zapatero fordern eine grof3e
Koalition, damit das Land regierbar bleibt.
Die PSOE-Basis indes will mit Podemos
und der Vereinigten Linken Gespréche
fihren. Sie fiirchten im Falle einer gro3en
Koalition den volligen Untergang ihrer
Partei, wie es der Pasok in Griechenland
passierte.

Ein Kurswechsel nach links ist unwahr-
scheinlich. Sicher gibt es an der Basis viele
gute und ehrlich an einem politischen
Richtungswechsel interessierte Leute. Aber
die Krifteverhéltnisse in der Partei sind
noch zu unbeweglich. Wir werden das
testen. Unter anderem wollen wir ein
Gesetz aus der Zeit Zapateros riickgdngig
machen und bringen eine Gesetzesinitiative
ein, die der Finanzierung der 6ffentlichen
Dienste wieder Vorrang vor den Schulden-
zahlung einrdumt. Hier wird man sehen, ob
die PSOE es ernst meint mit ihrer Kritik an
der Regierung. Anlésslich der Abdankung
von Konig Juan Carlos fordern wir im
Parlament auch ein Referendum, damit die
Bevdlkerung entscheiden kann, ob sie
weiter in einer Monarchie leben will oder in
einer I1I. Republik.

Wie kann so ein gemeinsamer Prozess der
Konvergenz der Linken organisiert werden?
Es gibt zahlreiche Plattformen wie die
Frente Civico (vgl. Interview mit Manuel
Monereo) oder andere, die an tibergreifen-
den Perspektiven arbeiten. Oder soll es
vordinglich um Podemos und IU gehen?

Da gibt es noch keine Ubereinkunft. Die
Gespriche beginnen gerade erst. Sicher ist
dies kein Prozess, der nur unter der Fiih-
rung der beiden Formationen ausgehandelt
wird. Er muss von der Basis aus organisiert
werden, auf vielen Ebenen zugleich
stattfinden.

Die Plurale Linke hat bei den Europa-
wahlen mit Formen wie einem offenen
Programmprozess experimentiert. Weitere
Versuche, die Parteien fiir zivilgesellschaft-
liche Initiativen zu 6ffnen und die inner-
parteiliche Demokratie zu beleben, sollen
folgen.

In letzter Zeit hat die Debatte um Vorwah-
len nach dem US-amerikanischem Muster
der »Primaries» viel Aufmerksamkeit
erfahren. Fiir uns ist wichtig, dass die
Parteifiihrung oder die Spitzenplétze fiir
Wahllisten in einem offen Prozess bestimmt
und nicht von der Fiihrung ausgedealt
werden. Dafiir gibt es einen starken Willen
in der IU, nicht zuletzt von der jiingeren




Generation. Lara Hernandez gehort u.a. zur
den Kandidatinnen, die eine solche
Initiative gestartet haben. Kiinftig wird es
offene Listen geben. Wie weit das gehen
soll, ob nur Parteimitglieder oder inwieweit
SympathisantInnen mitbestimmen diirfen,
ist offen. Allgemeine Skepsis besteht jedoch
gegeniiber einem US-Format. Noch viel
wichtiger als die Wahl des Fiithrungsper-
sonals ist uns aber seine Verantwortlichkeit:
Es muss jederzeit moglich sein, Fiihrungs-
personen abzuberufen, wenn sie den
Grundkonsens der Basis verlassen, keine
lebendigen Bezichungen zur Basis mehr
pflegen, taub werden fiir deren Wiinsche
und Forderungen. Die Partei darf unter
keinen Umstdnden wieder den Kontakt zu
den popularen Klassen verlieren. Sie muss
politisch und kulturell verankert sein, sonst
verliert sie ihre Existenzgrundlagen. Wir
verstehen uns auch als Bewegungspartei,
deren Kern die aktiven Mitglieder und ihre
Aktivitdten bilden. Die wirkliche Demokra-
tie muss auch in der Parteiorganisation zum
MaBstab werden.

Schon vor den Wahlen habt ihr eine
Kampagne fiir die »demokratische und
soziale Revolutiony angekiindigt, die nun
nach der Wahl beginnen soll. Was hat es
damit auf sich?

Wir wollen damit die Debatte iiber einen
konstitutiven Prozess (vgl. Interview mit
Chema Ruiz) voranbringen, mit einer Tour
durch das ganze Land, mit Foren in den
Nachbarschaften und Regionen. Dabei geht
es nicht nur um eine neue (republikanische)
Verfassung, sondern um einen breiten
Diskussions- und Organisationsprozess, um

die Regeln des Spiels neu zu bestimmen. Es
geht um den Bruch mit der postfaschisti-
schen Verfassung von 1978. Wir bendtigen
ein Verhéltniswahlrecht, was nicht linger
die zwei herrschenden Parteien privilegiert.
Wir brauchen mehr direkte Demokratie:
Volksabstimmungen, aber auch alltdgliche
Formen der Partizipation jenseits von
Wahlen, wie verbindliche Biirgerentscheide
(Consultas Populares). Das Offentliche
muss Vorrang erhalten und vor Privatisie-
rung geschiitzt werden etc. Es geht uns um
eine umfassende Transformation unseres
politischen Systems. Die Bevdlkerung hat
die bestehende pseudo-demokratische
Ordnung satt.

Was bedeutet der konstitutive Prozess einer
wirklichen Demokratie fiir die Transfor-
mation der Okonomie?

Wir treten fiir ein zivilgesellschaftliches
Schuldenaudit ein, das priift, welche
Schulden illegitim sind und nicht zuriick-
gezahlt werden. Das wiirde zahlreiche
Banken erneut in Schieflage bringen. Der
Sektor der Grof3-Banken gehdrt daher
vergesellschaftet, auch um die Konzentra-
tion der Macht, die damit verbunden ist,
abzubauen. Das gilt auch fiir strategisch
bedeutende GroB-Unternehmen. Wir
wollen, dass genossenschaftliche und
offentliche Unternehmen Vorrang bekom-
men. Die Finanzierung des Offentlichen
muss Prioritdt erhalten, vor dem Schul-
dendienst. Soziale Rechte, angefangen vom
Wohnen bis hin zum Anspruch auf eine
armutsfeste Grundsicherung und gute
Arbeit, sollen garantiert werden. Ich kann
nicht alles aufzéhlen. Gerade fiir eine

Transformation der Okonomie hat IU
programmatische Vorschldge entwickelt.
Mit Podemos teilen wir die meisten
Aspekte politisch notwendiger
Veranderungen.

Ihr habt bereits sehr klare Vorstellungen.
Wozu die Debatte? Und was passiert mit
den Ergebnissen?

Wir gehen nicht mit einem wei3en Papier in
die Debatte. Wir mochten unsere Punkte als
Angebote einbringen. Nach Jahren der
Krise ist auch in den Bewegungen vieles in
dieser Richtung entwickelt worden. Da gibt
es bereits groBe Ubereinstimmung, zum
Beispiel mit Blick auf die Vergesellschaf-
tung der Banken. Und wir sind neugierig
auf neue Ideen. Die Ergebnisse der
Debatten werden wir als gesetzliche
Initiativen in die Kommunen und die
Parlamente einbringen und so zivilge-
sellschaftliche Basisarbeit mit institutio-
neller Arbeit zusammenbringen.

Zielt ihr damit auf parlamentarische
Mehrheiten bei den Regional- und
Kommunalwahlen 20152

Ja, aber bis dahin ist es noch lang. Der
konstituierende Prozess dient auch dazu,
den auBerparlamentarischen Kampf zu
fokussieren. Wir verfolgen eine klare
Orientierung auf den Bruch mit dem
herrschenden Regime.

Die Herrschenden schwanken, doch sie
fallen nicht.

Richtig, aber wir nutzen jede Gelegenheit,
ihnen einen Stof} zu versetzen.
http://www.zeitschrift-luxemburg.de/es-geht-uns-um-eine-umfassende-transformation-unseres-politischen-systems/

Zahl oder stirb! Das Gesetz des Dschungels in der griechischen Medizinversorgung
"Dass es mit Griechenlands medizinischer Versorgung nicht zum Besten steht, ist mehr oder weniger bekannt. Wie sehr
gesundheitlich eingeschrankte Menschen unter den Folgen einer falschen Politik zu leiden haben, wird am Besten mit
Praxisbeispielen deutlich..." Artikel von Wassilis Aswestopoulos in telepolis vom 19.07.2014

http://www.heise.de/tp/artikel/42/42281/1 .html

Kommunalpolitische Tagung der Bundes-AG Kommunen von Attac und von GiB (Gemeingut in
BuergerInnenhand) am Samstag, 25. Oktober 2014 11 bis 16 Uhr in Erfurt (Johannes-Lang-Haus, Allerheiligenstr. 10).

Viele Staedte und Gemeinden in
Deutschland befinden sich in einer so
katastrophalen finanziellen Lage, dass sie
die Sicherstellung kommunaler Leistungen
fuer ihre Buergerinnen und Buerger nicht
mehr gewachrleisten koennen.

Warum das so ist und wie es veraendert
werden koennte, ist Inhalt der Tagung:
"Fuer starke, demokratische und solidaris-
che Kommunen -Kommunalfinanzen
sanieren, lokale Demokratie staerken,
kommunale Leistungen zur Daseinsvor-
sorge sichern".

Die Tagung wird von der Bundes-AG Kom-
munen von Attac und von GiB (Gemeingut
in BuergerInnenhand) organisiert und von
der ver.di-Bundesverwaltung (Bereich

Politik und Planung) und dem Thiiringer
Landesverband von Mehr Demokratie
unterstuetzt.

Zum Auftakt der Tagung werden Harald
Riedel (Kaemmerer der Stadt Nuernberg),
Joachim Bischoff (Soziologe und Publizist)
und Thomas Eberhardt-Koester (Attac)
einen Problemaufriss geben, indem sie die
Ursachen und Folgen der kommunalen
Finanzmisere aufzeigen. In den darauf
folgende Workshops werden verschiedene
Aspekte beleuchtet, die mit der Finanzkrise
der Staedte und Gemeinden zusammen-
héngen. Es geht dabei um die Moglichkei-
ten, wie die Kommunalfinanzen saniert
werden koennen (Input: Dr. Martin Beck-
mann; ver.di), was gegen Privatisierung
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kommunaler Gueter und Dienstleistungen
getan werden kann (Input: Juergen Schutte
und Laura Valentukeviciute; Gemeingut in
BuergerInnenhand - GiB), welche Rolle
Buergerinitiativen fuer die lokale
Demokratie spielen koennen (Input:
Barbara Kern; Stuttgarter Wasserforum und
Ralf-Uwe Beck; Mehr Demokratie) und
welche Auswirkungen Handelsabkommen
wie das TTIP oder TISA auf Kommunen
haben (Input: Thomas Fritz; PowerShift).

http://www.attac.de/fileadmin/us
er_upload/AGs/AG_Kommunen
[Herbsttagung 2014/Attac_Kom

munal-Tagung-
Erfurt 141025.pdf



http://www.attac.de/fileadmin/user_upload/AGs/AG_Kommunen/Herbsttagung_2014/Attac_Kommunal-Tagung-Erfurt_141025.pdf
http://www.attac.de/fileadmin/user_upload/AGs/AG_Kommunen/Herbsttagung_2014/Attac_Kommunal-Tagung-Erfurt_141025.pdf
http://www.attac.de/fileadmin/user_upload/AGs/AG_Kommunen/Herbsttagung_2014/Attac_Kommunal-Tagung-Erfurt_141025.pdf
http://www.heise.de/tp/artikel/42/42281/1.html
http://www.zeitschrift-luxemburg.de/es-geht-uns-um-eine-umfassende-transformation-unseres-politischen-systems/

Attac Osterreich: Zivilgesellschaftliches Zukunftsbudget zeigt die Eckpfeiler

Attac spricht sich fiir eine umfassende Steuer-
reform nach sozialen und 6kologischen
Gesichtspunkten aus. ,, Das dsterreichische
Steuersystem belastet nicht nur Arbeit zu hoch
und Vermogen kaum, es ist auch aus anderen
Perspektiven dringend reformbediirftig,
meint Alexandra Strickner von Attac Oster-
reich. So werden Einkommen aus Kapital
steuerlich geringer - mit einem einheitlichen
Steuersatz von 25% - besteuert. Und auch im
Bereich der Unternehmenssteuern gibt es
unzdhlige Moglichkeiten fiir international
agierende Unternehmen ihre Steuerlast erheb-
lich zu verringern. Steuern auf Ressourcen
sind im EU-Schnitt ebenfalls geringer als
Steuern auf Arbeit. Gemeinsam mit einer
Reihe fragwiirdiger Steuerbefreiungen oder
-vergilinstigungen (wie z. B. bei Firmenwagen)
fiihrt das dazu, dass das Osterreichische
Steuersystem nicht nur sozial ungerecht ist,
sondern auch zu 6kologisch unerwiinschtem
Verhalten fiihrt.

Attac hat gemeinsam mit den TrigerInnen
der Allianz ,,Wege aus der Krise* einen
umfassenden Vorschlag fiir eine Steuer-
reform erarbeitet.

Das zivilgesellschaftliche Zukunftsbudget
definiert fiinf zentrale Bereiche fiir eine
Steuerreform:

1. Vermdgen besteuern

2. Spitzeneinkommen gerecht beteiligen —
Arbeit entlasten

3. Abschaffung der Steuerprivilegien auf
Kapitaleinkommen und Kapitalgesellschaften

4. Finanztransaktionen besteuern

5. Okosteuern, die der Umwelt niitzen
6. Umstellung von Freibetrdgen auf
Absetzbetrige

Vermégenssteuern beinhalten Steuern auf
grofe Vermogen, Erbschafts- und Schen-
kungssteuern, eine Stiftungssteuer, eine
Grundsteuer Neu sowie eine Reform der
Bodenwertabgabe. Dies wiirde nach Berech-
nungen von ,,Wege aus der Krise* 5, 4 Mil-
liarden Euro bringen.

Mit einer Anhebung der Einkommens- bzw.
Lohnsteuer fiir hohe Einkommen und der
Einfiihrung des Uberstunden-Euros wiirden
600 Millionen Euro in die Staatskassen
gesplilt werden.

Eine Abschaffung der Steuerprivilegien auf
Kapitaleinkommen, eine reformierten
Gruppenbesteuerung sowie eine Anpassung
der Kost an OECD-Niveau wiirde zusétzliche
1,45 Milliarden Euro bringen.

Eine echte Finanztransaktionssteuer wiirde
fiir Osterreich 200 Millionen Euro bringen.
Der aktuelle Beschluss auf européischer
Ebene ist aber ein Etikettenschwindel, der vor
allem KleinsparerInnen betrifft und leicht
umgangen werden kann.

Eine umfassende Okologisierung des
Steuersystems brichte zusitzlich 2,25 Mil-
liarden Euro. Diese Maflnahmen beinhalten
Angleichung der Mineraldlsteuer fiir Diesel,
LKW Roadpricing auf allen Strafen,
Kerosinbesteuerung, Reform der NOVA,
Reform der steuerlichen Begiinstigungen fiir

Firmenwagen, Reform der motorbezogenen
Versicherungssteuer, Forderentgelte fiir
bundeseigene fossile Rohstoffe und
Einfiihrung einer Diingemittelabgabe.

Das osterreichische Steuersystem enthélt eine
Reihe von Freibetrdgen zur steuerlichen Ent-
lastung (z. B. fiir Ausgaben fiir Ausbildung,
Gesundheitskosten usw.). Freibetrdge fiihren
aber zu unterschiedlich hoher Steuerersparnis,
die umso hoéher ist, je mehr jemand verdient.
Geringe Einkommen - das betrifft v. a. Frauen
- gehen hingegen fast leer aus. Daher braucht
es eine Umstellung von Freibetrigen auf
Absetzbetrige, damit alle unabhéngig vom
Einkommen einen gleich hohen Entlastungs-
betrag in Anspruch nehmen kénnen.

,,Alles in allem brdchte die vorgeschlagene
Steuerreform knapp 10 Milliarden Euro.
Damit konnte Arbeit entlastet und in Bildung
und Soziales investiert werden. Dann miisste
der Finanzminister keine Bettelbriefe fiir
Spenden aussenden und nachhaltige Verdnde-
rungen wdren moglich “, analysiert Strickner.
Gleichzeitig fordert Strickner einen demo-
kratischen Prozess unter Beteiligung der
Zivilgesellschaft und von ArbeitnehmerIn-
nenvertreterInnen ein.

Das Zukunftsbudget ist hier online
einsehbar: http://www.wege-aus-der-
krise.at/zukunftsbudget.html

Attac zeigt mittels Vermogensuhr
(www.vermoegensuhr.at ) das Wachstum des
reichsten 1% im Vergleich zu den
Staatsschulden.

Attac Frankreich: 59% der franzésischen o6ffentlichen Verschuldung ist illegitim.

Dienstag, 27. Mai 2014 - Der Bericht, den
heute die Sachverstindigen des Kollektivs zur
Uberpriifung der Staatsschulden durch die
Biirger ver6ftentlicht haben, 16st Wirbel in der
Austeritétspolitik aus: fast 600 Milliarden
Euro des in dreiBlig Jahren angesammelten
Bergs von 1950 Milliarden Euro an 6ffentli-
cher Verschuldung gehen auf unverhéltnis-
méBig hohe Zinssétze zuriick, und fast 500
Milliarden auf Steuergeschenke
hauptséchlich fiir Reiche und Aktionére.
Insgesamt sind nicht weniger als 59% der
staatlichen Schulden illegitim.

Um mit der Austeritdtspolitik , die nur die
extreme Rechte und ihre Freunde politisch
aufbldht, Schluf3 zu machen, muss in Frank-
reich und in Europa unverziiglich eine Neu-
strukturierung der Staatsschulden vorgenom-
men werden.

Bei den Europawahlen hat die Front National
(FN) in Frankreich mit 25%, die Sozialistische
Partei (PS) mit 15% der Wahlerstimmen
abgeschnitten: Frangois Hollande gehorsame
Umsetzung der europdischen Austeritétspolitik
kostet einen hohen Preis. Die Austeritatspolitik
beruhigt die Finanzmirkte, bringt die Bevdl-
kerung aber zur Verzweiflung. Das Zeichen
der Urnen zur Kenntnis nehmen, hief3e fiir
eine linke Regierung, die Macht der Finanz-
miérkte in Frage zu stellen, angefangen bei

deren wichtigster Waffe: der Staatsverschul-
dung. Der heute vom Kollektiv fiir eine
Uberpriifung der Staatsschulden durch die
Biirger veroffentlichte Bericht zeigt, dass
dies legitim und moglich ist.

Die Verschuldung ist zunichst einmal nur
deshalb angewachsen, weil der Staat Steuer-
befreiungen fiir wohlhabende Haushalte
und GroBunternehmen vervielfacht hat:
deswegen ist der Anteil der Staatseinnahmen
am BIP in 30 Jahren um 5 Punkte gesunken.
Hitte der Staat seine Einnahmen gewahrt
anstatt seine Verluste zu organisieren, lage
die Staatsschuld heute um 24 BIP-Punkte
(oder 488 Milliarden €) unter ihrem
derzeitigen Stand.

Zum anderen haben die {iberzogenen Zins-
sitze wie eine Lawine gewirkt, deren ganzes
Gewicht sich in der jetzigen Verschuldung
zeigt. Hatte sich der Staat, anstatt sich 30
Jahre lang iiber die Finanzmaérkte zu
finanzieren, mit seinen Anleihen direkt an die
Haushalte gewandt oder Geld bei Banken zu
einem realen Zinssatz von 2% aufgenommen,
lage die heutige Staatsverschuldung sogar
um 29 BIP-Punkte (oder 589 Milliarden €)
unter ihrem heutigen Stand.

Insgesamt gehen nicht weniger als 59%
der derzeitigen Staatsverschuldung auf
Steuergeschenke und iiberzogene
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Zinssitze zuriick. Dieses Ergebnis zeigt die
Illegitimitdt eines breiten Teils dieser
Staatsverschuldung. Die der Bevolkerung im
Namen ihrer Riickzahlung auferlegte
Austeritétspolitik ist nicht nur wirtschaftlich
absurd und politisch gefdhrlich, sie ist auch
vom Standpunkt des Gemeinwohls her nicht
zu rechtfertigen: dieser Berg an 6ffentlichen
Schulden wurde nur zu Gunsten der Finanz-
oligarchie angehduft, es ist also auch deren
Sache, die Kosten fiir ihre Streichung zu
tragen. Und wie es das Kollektiv in seinem
Bericht vorschligt, miissen die Staaten aus den
Klauen der Finanzmirkte befreit werden.
Demokratie tut dringend Not!

http://france.attac.org/actus-et-medias/salle-de-
presse/article/dette-publique-illegitime-stop-a-1

Der gesamte Bericht (38 Seiten):
http://france.attac.org/IMG/pdf/note-dette.pdf
Aus dem Franzosischen von Angelika Gross,
ehrenamtliche Ubersetzerin coorditrad
/Lektorat: SiG-Redaktion

Transform! Bericht EL-Schuldenkonferenz
Briissel 2014: GEMEINSAM kénnen wir das
Problem der Schulden und Austeritdt in
Europa losen! Das pdf-Dokument (Englisch):
http://transform-
network.net/uploads/tx_news/Benatouil Repor
t EL Transform DebtConference 01.pdf



http://france.attac.org/IMG/pdf/note-dette.pdf
http://france.attac.org/actus-et-medias/salle-de-presse/article/dette-publique-illegitime-stop-a-l
http://france.attac.org/actus-et-medias/salle-de-presse/article/dette-publique-illegitime-stop-a-l
http://www.vermoegensuhr.at/
http://www.wege-aus-der-krise.at/zukunftsbudget.html
http://www.wege-aus-der-krise.at/zukunftsbudget.html

Altersummit-Konferenz in Budapest
Thesen zum Kampf gegen den Rechtsextremismus

in Europa

., Gewerkschaften, soziale Bewegungen und politische Akteure haben oft Alternativen, jedoch tragen sie gemeinsam die
Verantwortung deren fehlender Sichtbarkeit. “ - das ist eine der Schlussfolgerungen der Konferenz “Strategies for the
Struggle Against the Far Right and Neo-Fascism in Europe” in Budapest am 3. April 2014

Die eintdigige Konferenz in Budapest am 3
April 2014 war ein wichtiger Schritt
vorwdrts im Alter Summit-Prozess. Sie
versammelte tiber 110 Teilnehmer_innen
aus Ungarn, Polen, Griechenland,
Tschechien, Osterreich, Frankreich,
Russland, Belgien, Grofibritannien,
Deutschland und der Tiirkei. einschlieflich
Gewerkschafter_innen von CGT, FSU,
Solidaire und der Ungarischen
Lehrer_innengewerkschaft. Wir
veroffentlichen hier die Schlusserkldrung.

Der Rechtsextremismus ist in Europa keine
Randerscheinung der Politik mehr. Das
beweisen die neonazistischen Bewegungen
in Ungarn und Griechenland, Jobbik und
Golden Dawn, die Gewalt im 6ffentlichen
Raum gegen Andersdenkende und
Minderheiten ausiiben und gleichzeitig den
legalen politischen Rahmen ausniitzen, der
ithnen durch die parlamentarische Vertretung
gegeben wird.

Das Phidnomen hat viele Gesichter. Auller
den Neonazis, die sich unverhohlen zu
Gewalt, Fremdenhass, Antisemitismus und
faschistischer Tradition bekennen, gibt es
rechtsextreme Parteien, die ihren Diskurs
soweit modernisiert haben, dass sie auch
viele Wahler/-innen mobilisieren kénnen,
die iiber ihre soziale Lage und die Politik
erbittert sind, keine Alternative erkennen
konnen, aber nicht in erster Linie mit
Faschismus und Nationalsozialismus
sympathisieren.

Doch der rechtsextreme Kern der Ideologie,
die das Denken und Fiihlen der Fiihrer und
Kader dieser Parteien prégt, bricht immer
wieder durch die diinne Hiille des aus
taktischen Griinden abgemilderten
Diskurses wie jiingst beim Niederlédnder
Geert Wilders oder dem Osterreicher
Andreas Molzer.

Angesichts der in Europa herrschenden
Krise wire es ein schwerer Fehler, die
Gefahr zu {ibersehen oder zu unterschétzen,
die vom Rechtsextremismus in seinen
unterschiedlichen Formen ausgeht.

Siebzig Jahre nach der Befreiung Europas
vom Nationalsozialismus sind uns Holo-
caust und Krieg Mahnung und Auftrag, dem
Faschismus energisch entgegenzutreten.

(SiG-Redaktion)

I. Unterschiedliche Ursachen —
Vor dem Hintergrund von heute
analysieren

Der Rechtsextremismus, mit dem wir
gegenwirtig konfrontiert sind, ist ein
heutiges Phénomen mit neuen
Charakteristiken, die aus der heutigen
Realitdt beurteilt werden miissen.

Wo immer es auftritt, ist es Ausdruck der
tiefen, ungeldsten wirtschaftlichen,
sozialen und politischen Krise. Die
Traditionen, auf die es sich bezieht, und
die Formen, die es annimmt, sind von
Land zu Land unterschiedlich. Soweit es
die soziale Lage betrifft, sind es in den
zentral- und osteuropdischen Lindern die
Krisen, die mit dem Ubergang vom Staats-
sozialismus zum Kapitalismus aufgetreten
sind. In Ungarn spiegelt das Anwachsen
des Rechtsextremismus eine allgemeine
Unzufriedenheit der Bevolkerung wieder,
auf die es im Moment keine politische
Antwort von links gibt. Die Funktion der
RechtsauBenparteien ist es, diese Unzufrie-
denheit in bestimmten Grenzen zu halten,
zu kontrollieren und die extreme Ungleich-
heit in der Gesellschaft durch den Einsatz
verschiedener Formen der Gewalt aufrecht
zu erhalten. In anderen Féllen fiihren die
durch die Troika aufgezwungene Austeri-
tatspolitik, die Massenarbeitslosigkeit und
der Abbau des Sozialstaats zu einer
fortschreitende Prekarisierung sogar in
scheinbar konsolidierten Gesellschaften,
die ihrerseits eine Brutalisierung der
Arbeitswelt und um sich greifende Angst
vor der Zukunft nach sich zieht.

In allen Féllen ist der Rechtsextremismus
ein Ausdruck der systemischen und
strukturellen Krise und wachsender
sozialer Frustration, der Wut iiber die
Nichtanerkennung von Arbeit und
Qualifikation und der Angst vor Armut.

I1. Die Krise hat auch das
politische System erfasst

In den meisten Staaten 16sen sich seit
Jahrzehnten immer dieselben Parteien an
der Macht ab, oder stellen gemeinsam die
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Regierungen und teilen als Machtkartell
Macht und Einfluss.

Sie haben die Politik an den vom
neoliberalen, finanzmarktgesteuerten
Kapitalismus gesetzten Regeln orientiert.
Fiir die sozialen Folgen werden sie nun von
grof3en Teilen der Bevilkerung — zu Recht —
verantwortlich gemacht. Viele Menschen
wenden sich von ihnen und von der Politik
im Allgemeinen ab. In einer Situation, in der
das Scheitern des neoliberalen Projekts
offensichtlich wird, versucht der rechte
Fliigel der Machteliten durch ethnischen
Nationalismus, der Antisemitismus, Hass
auf Roma und Sinti und den Ausschluss von
Fremden beinhaltet, eine neue ideologische
Legitimation fiir den Staat zu schaffen.

Rechtsextreme Parteien niitzen diese Krise,
geben sich als Antagonisten des herrschen-
den politischen Systems aus und stellen sich
als Verteidiger des Sozialstaats dar, von dem
sie entsprechend ihrer nationalistischen und
rassistischen Sichtweise Fremde, Migrantin-
nen und Migranten ausschlieBen wollen.
Inzwischen beeinflussen viele dieser Ideen
den Diskurs in der Mitte der Gesellschaft.
Aber ihr Ziel ist nicht, der Entleerung und
Verfdlschung der Demokratie eine reale
Demokratie der Mitsprache und Verantwort-
lichkeit entgegenzustellen, sondern sie
durch ein autoritires Regime zu ersetzen, in
dem der ,,Volkswille” direkt von einem
charismatischen Fiihrer verwirklicht wiirde.
Die neoliberale Individualisierung und die
von den Mainstream-Medien ausgehende
Personalisierung der Politik kommen ihnen
dabei entgegen. Die modernisierten rechts-
extremen Parteien sind nicht Ausdruck eines
demokratischen Aufbegehrens, sondern
stellen eine Gefahr flir die Demokratie dar.
Sie wollen das bestehende Ubel durch das
groBte aller Ubel ersetzen.

I11. Die StoBrichtung gegen die
européische Integration

Die Krise der Politik betrifft in spezieller
Weise die européische Integration und die
nationalen Beziehungen in Europa.
Einerseits, weil rechte Parteien die Span-
nungen der sozialokonomischen Krise in
Nationalismus, das heiflit in Ablehnung




anderer Volker und Migrantinnen und
Migranten, ableiten wollen. Andererseits,
weil die Européische Union durch die
Institutionalisierung des Neoliberalismus
und durch die Austeritatspolitik an
Vertrauen der Bevolkerung verliert.

In dieser Atmosphére machen die rechts-
extremen Parteien die Ablehnung der euro-
péischen Integration zu ihrer gemeinsamen
Strategie. Sie bildet auch das Kernelement
ihres Versuchs, eine Fraktion im kommen-
den Europaparlament zu bilden. Die Alter-
native zur europdischen Integration ist die
nationalistische Rivalitét der europdischen
Machte. Daher ist das Projekt der euro-
pdischen Fraktion der Nationalisten in sich
ein Widerspruch, ist Demagogie, die ihre
wahren Absichten verbirgt, welche es ist,
die Nationen gegeneinander aufzuhetzen.

IV. Die Macht von TINA
(,,There is no Alternative”)

Zur Frustration {iber die herrschende Politik
kommt die Abwesenheit oder eine mangeln-
de Sichtbarkeit der demokratischen und
sozialen Alternative. Diese Feststellung trifft
in unterschiedlichem Ausmal fiir die
einzelnen Staaten und auf der EU-Ebene zu.
Gewerkschaften, soziale Bewegungen und
politische Akteure haben oft Alternativen,
jedoch tragen sie gemeinsam die Verant-
wortung deren fehlende Sichtbarkeit. Doch
ohne politische Alternative und Verdnderung
der politischen Krifteverhéltnisse in den
Staaten und auf europdischer Ebene ist
weder ein Ausweg aus der Krise zu 6ffhen,
noch wird dem Aufstieg des Rechtsextre-
mismus etwas strategisch Entscheidendes
entgegengesetzt werden.

V. Wettbewerbsideologie kontra
europiische Solidarit:it

Das Vertrauen in die neoliberale Politik
wurde durch die Wirtschaftskrise erschiit-
tert. Aber die Hegemonie des Neoliberalis-
mus, das heif3t das Vorherrschen neolibera-
ler Ideen in der Massenkultur, in den
Medien und im Alltag blieb in vielen
Léandern unerschiittert.

Das Konkurrenzdenken, die Entsolidari-
sierung, der Sexismus, die Homophobie und
der Rassismus bilden nicht nur einen
fruchtbaren Nahrboden fiir rechtsextreme
Parteien, sondern auch dafir, dass
rechtsextreme Haltungen sich in der Mitte
der Gesellschaft festsetzen und die
Programmatik und die praktischen
Handlungen der Mainstream-Parteien nach
rechts driicken. Die Grenzen zwischen
Neonaziparteien und den modernisierten
Parteien des Rechtsextremismus waren

immer schon durchléssig und relativ.

Zu beobachten sind heute aber eine Anné-
herung zwischen modernen rechtsextre-
men und konservativ- nationalistischen
Parteien sowie Mischformen zwischen
beiden. Das System ist nach links ge-
schlossen und nach rechts offen. In vielen
Staaten droht ein Zusammenschluss der
Rechten mit der extremen Rechten. Auch
in diesem Prozess der Annidherung und
Umgruppierung spielt die Skepsis gegen-
tiber der europdischen Integration als
Konvergenz der Strategien eine Rolle.

VI. Soziale Bewegungen und
Gewerkschaften kimpfen fiir
Gleichheit und Respekt

Der Kampf gegen den Rechtsextremismus
ist ein Kampf um die Kultur des Zusam-
menlebens in allen Zusammenhéangen.
Dabei spielen die Betriebe und Dienst-
stellen und der Kampf um gleiche Rechte
und Arbeitsvertrige flir alle Beschiftigten
eine ausschlaggebende Rolle. Die Koor-
dinierung der drei franzosischen Gewerk-
schaften (CGT, FSU und Solidaire) im
Kampf gegen den Rechtsextremismus
sowie die Kampagne des OGB gegen
Rassismus in der Arbeitswelt, sowie der
EGB-Aktionsplan fiir Migration sind
wichtige Beispiele.

Der Kampf gegen Sexismus, Homophobie
und gegen jeden religiosen Fundamenta-
lismus, der die Frauen ihrer Rechte
berauben will, vereint alle demokratischen
und sozialen Krifte. Die Solidaritét mit
den spanischen Frauen, die das Recht auf
ihre Selbstbestimmung verteidigen, ist Teil
des Kampfes gegen die extreme Rechte.

Den rechtsextremen Hass-Kampagnen
muss eine Kultur der Solidaritit entgegen-
gestellt werden, wie es durch die Solidari-
tatsnetzwerke und Kooperativen in
Griechenland vorbildhaft geschieht, die
darauf zielen, in der Krise niemanden
zurlickzulassen, oder das Europiische
Netzwerk gegen Privatisierung und
Kommerzialisierung des Gesundheits-
wesens und der sozialen Sicherheit.

Wir kdmpfen fiir eine menschliche und
menschenrechtskonforme Asyl- und
Fliichtlingspolitik, bei der die soziale und
finanzielle Verantwortung von allen
Staaten der Europdischen Union
gemeinsam und solidarisch getragen wird.
Wir fordern gleiche Rechte fiir alle in
Europa lebenden Menschen.
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Gemeinden und Schulen tragen in hohem
Ausmal Verantwortung fiir die Inklusion
von Migrantinnen und Migranten und von
nationalen Minderheiten wie den Roma und
den Sinti. Die Zivilgesellschaft ist
aufgerufen, dem Rechtextremismus in all
seinen Formen entgegenzutreten. Wir
unterstiitzen die Initiativen, mit denen sich
die Biirger/-innen in zahlreichen Stédten,
unter anderem in Deutschland, dagegen
wehren, dass Neonaziparteien, mitunter auf
richterliche Anordnung, &ffentliche Rdume
fiir Versammlungen und Aufmérsche
iiberlassen werden.

Wir miissen uns gegen den Rechtsextre-
mismus auch mit rechtlichen Mitteln zur
Wehr setzen. Diesbeziiglich muss der
Pariser Friedensvertrag, der nach dem
zweiten Weltkrieg unterzeichnet wurde,
Anwendung finden.

Wir fordern eine europdische Richtlinie, die
die Mitgliedsstaaten der EU verpflichtet,
Gesetze zu beschlieen, die neonazistische,
gegen Minderheiten gerichtete Betétigung
und Aktionen, die Menschen ihrer
demokratischen Rechte bzw. Menschen-
rechte berauben wollen, strafbar machen,
die die Behérden zum Eingreifen
verpflichten und den Widerstand der
Biirger*innen rechtlich decken und
ermutigen.

VIL. Ein anderes Europa ist
(dringend) erforderlich

Wir sind gegen die neoliberale, kapitalisti-
sche Politik der EU. Aber im Gegensatz zu
den RechtsauB3enparteien sind wir nicht
gegen die EU, sondern kémpfen fiir eine
andere Richtung des europdischen Integra-
tionsprozesses. Wir kimpfen fiir ein anderes
Europa: Fiir ein Europa der Bevdlkerungen,
der garantierten sozialen Sicherheit und der
6kologischen Nachhaltigkeit.

Ein wesentliches Element der Strategie
gegen den Rechtsextremismus ist der
gemeinsame Kampf der sozialen Bewegun-
gen und Gewerkschaften gegen die Auste-
ritdtspolitik und die Memoranden, wie er im
Manifest des Alter-Summit skizziert wird.
Ohne Verteidigung und Weiterentwicklung
des Sozialstaates, der 6ffentlichen Dienste,
der Commons und ohne Stirkung der
gewerkschaftlichen Rechte, ohne Uberwin-
dung der Massenarbeitslosigkeit und der
Gewihrleistung des Rechts auf Ausbildung
und Beschéftigung fiir die junge Generation
in allen européischen Regionen und Staaten
kann es keine dauerhafte Demokratie geben.

Die Alternative zur européischen Integration
sind nationale Gegensétze und die
Rivalitdten der europédischen Méchte. Das
aber ist kein Programm des Friedens, des




sozialen, demokratischen und politischen
Fortschritts, sondern Nationalismus. Das ist
das Programm der Rechtsextremisten.

Thre Strategie zielt darauf, als die politi-
schen Gewinner der Krise hervorzugehen.
Die Rechnung basiert darauf, dass die EU in
ihrer gegenwirtigen neoliberalen Verfasst-
heit, die die Herrschaft der Finanzmérkte
institutionalisiert, die Zustimmung immer
groBerer Teile der Bevolkerung verliert. Wir
stellen uns nicht gegen die europiische
Integration als solche, die den gesamten
Kontinent umfassen soll, anstatt ihn zu
spalten. Wir miissen jedoch eine essentielle
Richtungsidnderung in der europdischen
Integration und eine Neugriindung der EU
fordern.

Unsere Schlussfolgerung:

Fiir ein europiisches Biindnis auf
der Grundlage von Analysen und
dem Bekenntnis zur Solidaritit

Die Auseinandersetzung mit Rechts-
extremismus und Neonazismus erfordert
eine komplexe Strategie, die auf die
sozialen, politischen und kulturellen
Waurzeln der Misssténde zielt. Die
Auseinandersetzung darf nicht allein von
Spezialistinnen und Spezialisten und von
spezialisierten Organisationen des
antifaschistischen Kampfes gefiihrt werden,
obwohl diese eine bedeutende Aufgabe
haben, sondern sie betrifft alle sozialen

Bewegungen, Gewerkschaften, kulturellen
und politischen Akteurinnen und Akteure.
Sogar noch breitere Schichten der
Gesellschaft miissen mit einbezogen
werden, um die neonazistischen und
rechtsextremen Parteien sozial, politisch
und moralisch zu isolieren. Diese
Auseinandersetzung muss auf breitest
mdglicher Basis unter Einbeziehung aller
gewinnbaren Krifte des sozialen,
politischen und kulturellen Lebens gefiihrt
werden. Wenn wir unsere Strategien und
Aktionen festlegen, muss der Griindung
breiter Biindnisse Prioritdt zukommen.

Der Kampf gegen den Rechtsextremismus
und Neofaschismus findet zu einer Zeit
statt, in der die Krise und die herrschende
Politik das Wohlergehen Millionen
europdischer Biirger/-innen bedroht, oder
ihm ein Ende setzt. Der Kampf kann dieser
Realitdt gegeniiber nicht neutral sein,
sondern muss in Zusammenhang stehen
mit dem Kampf fiir ein demokratisches
Europa der gleichen Lebenschancen fiir
alle, fiir die Uberwindung der Austeritéts-
politik, fiir Jobs, fiir soziale Rechte und
Gleichheit, fiir 6kologische Nachhaltigkeit
und fiir reale Demokratie und Solidaritit.

http:/transform-network.net/de/blog/blog-
2014/news/detail/Blog/theses-on-the-
struggle-against-right-wing-extremism-in-
europe.html

Als konkrete Aktionsméglichkeiten wurden
auf dieser Konferenz beschlossen: die
internationale Griechenlandsolidaritit sollte
auf einer festen und kontinuierlichen Basis
gestellt werden (dhnlich der ,,Roten Hilfe*
in der Zwischenkriegszeit), sorgfiltige
Organisierung eines gesamteuropdischen
»Aktionstags“ gegen die Extreme Rechte.
(s. Bericht in ,,Z.*, S. 174-175)

Freerk Huisken

Der demokratische
SchoB ist fruchtbar...

Das Elend der Kritik
am (Neo-)Faschismus

V5A

Wir sind von dem unerwarteten Tod unseres gemeinsamen Freundes Rémy tief
betroffen. Rémy hat einen bleibenden Anteil am politischen Wirken von Attac in der
Schweiz wie auch an der Zusammenarbeit im Europidischen Attac Netzwerk. Wir
werden ihn sehr vermissen. Unsere tiefe Anteilnahme gilt seiner Familie und unseren
Freunden in der Schweiz.

Attac Deutschland, April 2014
Hommage a Rémy Gyger: http://www.suisse.attac.org/Hommage-a-Remy-Gyger
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Hans-Peter Diirr, Peacemaker und Physiker

Nachruf auf Prof. Hans-Peter Diirr ( 7. Oktober 1929 — 18. Mai 2014), den Quantenphysiker und Netzwerker, den Friedens- und Anti-
Atom-Aktivisten, den Philosophen und Alternativen Nobelpreistriger, den Querdenker und bis zuletzt Neugierigen. Von Claus Biegert

,, Fehler miissen moglich sein “, sagte er,
,,denn sie sind unsere grofsten Lehrer*
Einer seiner grofiten Lehrer war Edward
Teller, der Vater der Wasserstoffbombe.
Der junge Physikstudent Hans-Peter aus
Stuttgart, 1953 neu in den USA, suchte in
Berkeley nach einem Doktorvater. Er fand
ihn in Teller, der bei Werner Heisenberg,
dem Entdecker der Unschérferelation,
promoviert hatte. Gliickliche Fiigung, denn
Diirr verehrte Heisenberg. Allein die
Wasserstoffbombe triibte das Bild. Teller
war der Ansicht, wenn nur der Beste die
Bombe habe, dann sei Friede auf Erden.
Und so stritt er sich mit Robert Oppenhei-
mer, dem Vater der Atombombe, den bis
aufs Bein die Zweifel plagten an seinem
Tun in Los Alamos. Und jetzt wollte ihm
auch noch dieser jungen Physiker aus
Deutschland Paroli bieten. ,, Ich war
entsetzt! “ Fiir Hans-Peter Diirr war dieser
Konflikt lebensbereichernd: Er erkannte die
Ambivalenz der Physik, der
Naturwissenschaften generell. Er hatte
Physik studiert, um ,, zu erkennen, was die
Welt im Innersten zusammen hdlt . Jetzt
konnte er zusétzlich erkennen, welche
Kriéfte neben der Physik wirkten und auf
die Wissenschaften Einflul nahmen.

1958 kehrte er nach Deutschland zuriick. Er
hatte mit seiner Arbeit iiber ,,Resonanzphé-
nomene elektromagnetischer Felder* den
Doktortitel erworben - und er hatte eine
Frau gefunden: die Tanzlehrerin Sue
Durham. Das Paar zog nach Miinchen. Dort
habilitierte sich Diirr bei Werner Heisen-
berg und wurde dessen wissenschaftlicher
Mitarbeiter. Heisenberg schitzte Diirrs
Bereitschaft und Fahigkeit, iiber herkdmm-
liche Grenzen hinauszudenken, und
ernannte ihn 1978 zu seinen Nachfolger als

geschiftsfiihrender Direktor des Max-
Planck-Instituts fiir Physik und Astrophy-
sik, das heute auch als Werner-Heisenberg-
Instituts bekannt ist. Bis 1990 war er im
Amt, daneben lehrte er an der Ludwig-
Maximiliansuniversitit. Als er in Pension
ging, ging's erst richtig los, denn er behielt
sein Biiro im Institut. Von dort aus warf er
viele kleine Anker aus in die Welt.

Ein Wissenschaftler, der die Wirklichkeit
ausblendet, um sich der Wissenschaft
hinzugeben, war er nie. Und Pazifist schon
friih. (...) Hans-Peter musste 15-jéhrig im
letzten Kriegsjahr die Uniform anziehen.
Bei der totalen Zerstorung von Pforzheim
verlor er seine beste Freundin, deren
verbrannten Korper er begraben half. An
diese Erlebnisse erinnerte er sich, wenn
Teller ihm den Segen der Bombe erkldren
wollte. Und wenn er gegen die Star Wars-
Plidne von US-Président Ronald Reagan
eine internationale Opposition aufbaute;
dafiir erhielt er 1987 den Alternativen
Nobelpreis (Right Livelihood Award), der
ihm als Attribut in der internationalen
Friedensbewegung gute Dienste leisten
sollte. Es war naheliegend, dass er sich der
Pugwash-Bewegung anschloB, die der
Kernphysiker Jozef Rotblat 1955 gegriindet
hatte. Pugwash wurde 1995 mit dem
Friedensnobelpreis ausgezeichnet. Ebenso
engagierte er sich fiir die Arzte-Organisa-
tion IPPNW (International Physicians for
the Prevention of Nuclear War); diese
erhielt 1985 den Friedensnobelpreis.

Die vielen kleinen Anker, die Hans-Peter
Diirr auswarf, haben Spuren bis heute
hinterlassen. Ein Wurf galt den Vordenkern
und Visiondren aller Himmelrichtungen. Er
rief und sie kamen. Das Resultat der bunten

Versammlung am Starnberger See 1987 war
eine interdisziplindre NGO namens ,,Global
Challenges Network“. GCN machte die
globalen Herausforderungen zu seiner
Agenda. (..) Noch zu seinen Lebzeiten hat
,,Global Challenges Network* eine
Datenbank der weltweiten Akteure ins Netz
plaziert: WorkNet:future nennt sich das
Netz im Netz. Arbeitsmaterial fiir den
Weltgeist, auch ein bisschen Verméchtnis
des Unermiidlichen, der den Krieg nicht nur
in der politischen Arena sah, sondern den
Frieden im Umgang mit der Erde suchte.
Die Gasgewinnung durch Fracking tat ihm
so korperlich weh wie die Gewalt von
Syrien bis zur Ukraine.

(...) Als engagierter Wissenschaftler appel-
lierte er immer wieder an seine Kollegen,
Verantwortung zu {ibernehmen und ihr
errungenes Wissen fiir Zukunftsfahigkeit
und Nachhaltigkeit einzusetzen, anstatt die
Zerstorung der Welt zu beschleunigen. So
sehr er es liebte, gedankliche Grenzen zu
uberschreiten, so sehr war er Mahner, wenn
es um die Grenzen des Wachstums ging, die
es zu achten galt. (...)

Auf der Website von Global Challenges
Network steht dieses Zitat, wenige Monate
alt: ,, Wenn ich sterbe, habe ich kein
Bewusstsein mehr, aber das, was ich
gedacht habe, ist im Hintergrund
aufgehoben. Es hat sich mit dem Weltgeist
vermengt, hat das Gesamte als Information
beeinflusst und steckt darin. **

http://www.oya-online.de/blog/172-
nachruf auf hans-peter duerr/view.html

Beitriige von Hans-Peter Diirr als
Friedensaktivist http://www.ag-

friedensforschung.de/themen/NATO-
Krieg/duerr.html

Bad Bank" fiir Atomkraftwerke?

Wir zahlen nicht fiir Euren Miill!
Ein dreister Plan: Die Stromkonzerne
wollen ihre finanziellen Risiken fiir den
Abriss der AKW und die Atommiill-
Lagerung auf die Gesellschaft abwilzen,
obwohl sie liber Jahrzehnte Milliardenge-
winne mit dem Atomstrom gemacht haben.
Thre Entsorgungs-Riickstellungen will die
Atomwirtschaft in eine staatliche Stiftung,
eine Art ,,Bad Bank* fiir AKW, einbringen.
Dartiber hinaus wollen sie keine weiteren
Kostenrisiken iibernehmen. Doch die realen
Folgekosten der Atomkraft werden deutlich
hoher sein. Dafiir soll dann nach dem Wil-
len der Stromkonzerne der Staat einsprin-
gen. Es ist die altbekannte Masche: Gewin-
ne privatisieren, Risiken sozialisieren.
Unterschriftenaktion: Ich fordere von der

Bundesregierung: Nehmt Eon, RWE,
EnBW und Vattenfall ihre Entsorgungs-
Riickstellungen ab, bevor die Konzerne
pleitegehen. Aber entlasst sie nicht aus der
Haftung fiir kiinftige Kostensteigerungen
beim Abbau der AKW und bei der
Atommiill-Lagerung.

https://www.ausgestrahlt.de/mitmachen/
badbank.html

Vierte Internationale Degrowth-
Konferenz fiir okologische
Nachhaltigkeit und soziale

Gerechtigkeit , 2.-6. September 2014

in Leipzig http://leipzig.degrowth.org/de/
(Leider keine Anmeldung mehr moglich)
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Um die Erweiterung des Braunkohle-
tagebaus in der Lausitz gibt es eine
starke Auseinandersetzung, insbesondere
um die auch innerparteilich stark
kritisierte Entscheidung der Minister der
LINKEN in Brandenburg, dem
zuzustimmen.

Am 23. August wird nun ein breites
Biindnis eine Menschenkette zwischen
zwei vom Braunkohletagebau bedroh-
ten Orten in Brandenburg und in
Polen organisieren.

https://www.lausitzcamp.info/termine/anti-
kohle-kette-zwischen-kerkwitz-deutschland-
und-grabrice-polen/

Nihere Infos unter

http://www.humanchain.org
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Aufruf zu einem europaweiten, dezentralen Aktionstag gegen TTIP, CETA, TiSA
und die Freihandelsagenda am 11. Oktober 2014

Konzernmacht zuriickdringen! Mensch und Umwelt vor Profit!

Attac Deutschland ruft gemeinsam mit dem Biindnis TTIP Unfairhandelbar und der EU-weiten Koalition gegen TTIP zu
einem Aktionstag auf, um die laufenden Verhandlungen zu TTIP (Transatlantisches Freihandels- und Investitionsabkommen
mit den USA), CETA (umfassendes Freihandels- und Investitionsabkommen mit Kanada), TiSA (Freihandelsabkommen zum
Handel mit Dienstleistungen) und anderen Freihandelsvertrdgen zu stoppen.

Text des Aufrufs: http://www.attac.de/fileadmin/user_upload/Kampagnen/ttip/Aktionen/Attac-
Aufruf europaweiter Aktionstagl11.10.2014 final.pdf

Materialien aus dem ganztéigigen Workshop am 5.Juli 2014 zu CETA und TiSA

www.attac.de/index.php?id=71381 (Thomas Fritz) www.attac.de/index.php?id=72033 ( Roland Siif3 )
kurze Einfiihrung von Roland Siif3 : www.youtube.com/watch?v=1g3nmPfEBGs

Europaische Biirgerinitiative gegen TTIP und CETA
Forderung: Verhandlungsmandat fiir TTIP aufheben, CETA nicht abschlieflen

Das Biindnis TTIP Unfairhandelbar bereitet
den Start einer Europdischen Biirgerinitia-
tive (EBI) gegen die geplanten Handelsab-
kommen TTIP und CETA vor. Damit soll
die EU-Kommission aufgefordert werden,
die TTIP-Verhandlungen zu stoppen bzw.
das CETA-Abkommen nicht abzuschlieBen.
Der Registrierungsantrag der EBI ist fiir
Juli geplant, der Start der Unterschriften-
sammlung fiir September dieses Jahres. Das
Biindnis besteht seit Herbst 2013.

Mit einer EBI kann die EU-Kommission zu
einem Rechtsakt aufgefordert und eine
Anhorung im Europdischen Parlament
erzwungen werden. Fiir eine erfolgreiche
EBI werden eine Million Unterschriften
benotigt. Gleichzeitig muss in sieben
Mitgliedsstaaten das so genannte Lander-
quorum iiberwunden werden. In Deutsch-
land sind dies ab Juli 2014 beispielsweise
72.000 Unterschriften, in Frankreich
55.500, im Vereinigten Konigreich und in

Italien 54.750, in Estland, Malta, Luxem-
burg und Zypern 4.500 Unterschriften. Die
Hohe des Quorums richtet sich nach der
Zahl der Abgeordneten des jeweiligen
Landes im EU-Parlament.

Die bisher bekannteste EBI war
Lright2water. Thr war es gelungen, dass die
Liberalisierung der Wasserversorgung aus
dem Anwendungsbereich der EU-
Konzessionsrichtlinie gestrichen wurde.

Federfiihrend bereiten derzeit die Organisa-
tionen Attac, Campact, Mehr Demokratie
e.V., das Umweltinstitut Miinchen und der
Naturschutzbund Deutschland e.V. (NABU)
die EBI vor. Europaweit haben bereits iiber
100 Organisationen aus 17 Léndern ihre
Unterstiitzung zugesagt, Tendenz tdglich
steigend. In Deutschland gehoren dazu
beispielsweise Brot fiir die Welt, der
Deutsche Kulturrat und die GEW.
European Citizens’ Initiative “Stop TTIP”:

Registration-Text:
Subject-matter:

We invite the European Commission to
recommend to the Council to repeal the
negotiating mandate for the Transatlantic
Trade and Investment Partnership (TTIP)
and not to conclude the Comprehensive
Economic and Trade Agreement (CETA).
Main objectives: We want to prevent TTIP
and CETA because they include several
critical issues such as investor-state dispute
settlement and rules on regulatory
cooperation that pose a threat to democracy
and the rule of law. We want to prevent
employment, social, environmental, privacy
and consumer standards from being
lowered and public services (such as water)
and cultural assets from being deregulated
in non-transparent negotiations. The ECI
supports an alternative trade and investment
policy in the EU.

http://stop-ttip.org/registration/

http://www.ttip-unfairhandelbar.de/start/home/detailansicht/datum/2014/07//pressemitteilung-europaeische-buergerinitiative-fordert-

verhandlungsstopp-bei-ttip-und-ceta/

Europdische Sommeruniversitat fir Soziale Bewegungen (ESU) in Paris (Frankreich)
- Universitat Paris-VII Diderot im 13ten arrondissement)

19. bis zum 23. August 2014

Fiinf Tage lang werden mehr als 1000 TeilnehmerIlnnen zusammenkommen, um Standpunkte auszutauschen, von- und miteinander
zu lernen, zu diskutieren und Strategien und Wege aus den weltweiten Krisen zu entwickeln sowie um die sozialen Bewegungen
auf nationaler und internationaler Ebene zu stirken. Das Europésische Attac-Netzwerk hat 9 Foren und eine Vielfalt von Seminaren

und Workshops organisiert. http://www.esu2014.org/

An den 9 Foren werden teilnehmen: Ulrike Herrman (Journalistin und Autorin, Deutschland), Wilfried Kurtzke (IG Metall, Deutschland),
Joseph Purugannan (Focus on the Global South, Philippinen), Lori Wallach (Public Citizen, USA), Susan George (Ehrenprisidentin von
Attac Frankreich),Genevéve Azam (Attac Frankreich), Irmi Salzer (Via Campesina, Osterreich), Cindy Wiesner (Global Grassroot Justice,
USA), Matyas Benyik (Attac Ungarn), Annick Coupé (Altersommet), Rita Silva (European Action Coalition for the Right to Housing and
the City) und Aris Chatzistefanou Regisseur von Debtocracy ), Nick Dearden (World Development Mouvement, UK), Peter Wahl (Weed,
Deutschland), Nicole Woo (The Center for Economic and Policy Research, USA), Jutta Kill (Netzwerk Financiarisation of nature), Pablo
Solon (Focus on Global South, Bolivien), Hans Thie (Soziologe und Wirtschaftswissenschaftler, Deutschland), Trevor Evans
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http://www.ttip-unfairhandelbar.de/start/home/detailansicht/datum/2014/07//pressemitteilung-europaeische-buergerinitiative-fordert-verhandlungsstopp-bei-ttip-und-ceta/
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http://www.attac.de/index.php?id=72033
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http://www.attac.de/fileadmin/user_upload/Kampagnen/ttip/Aktionen/Attac-Aufruf_europaweiter_Aktionstag11.10.2014_final.pdf
http://www.attac.de/fileadmin/user_upload/Kampagnen/ttip/Aktionen/Attac-Aufruf_europaweiter_Aktionstag11.10.2014_final.pdf

	Tobias Pflüger
 Atomwaffen abschaffen
	GAZA
	Dringender Aufruf der Zivilgesellschaft in Gaza: Handelt jetzt!
	Jürgen Todenhöfer antwortet auf die üblichen demagogischen Fragen, die im Zusammenhang mit dem Gazakrieg gestellt werden: https://de-de.facebook.com/JuergenTodenhoefer/posts/10152373276475838 
	http://www.alternativenews.org/english/ 
	Martin Lejeune, The Days of Oil and Za'atar http://martin-lejeune.tumblr.com/archive 
	https://www.youtube.com/watch?list=UUv1WDP5EiipMQ__C4Cg6aow&v=2SPmb7sw6WY 
	„ Unsere Freiheit ist ohne die Freiheit Palästinas unvollständig“ 
Aufruf des "Netzwerk zur Verteidigung der Menschheit" lateinamerikanischer Intellektueller, Künstler und Aktivisten
	Die Erklärung, die vom "Netzwerk zur Verteidigung der Menschheit" lanciert wird, haben nach Angaben der kubanischen Tageszeitung Granma bereits mehr als 342.000 Künstler, Akademiker, Wissen-schaftler, Anwälte, Journalisten, Professo-ren, Abgeordnete, Vertreter verschiedener Religionen, Ärzte, Studenten, Bauern, Arbei-ter, Gewerkschaftsführer und Aktivisten sowie Organisationen und Institutionen aus mehr als 50 Ländern, mehrheitlich aus Lateinamerika unterzeichnet.
	http://cubaendefensadelahumanidad.blogspot.de/p/fabiogrobart-sunshine-cuba.html  
	Das Netzwerk geht auf das Welttreffen von lateinamerikanischen Intellektuellen und Künstlern zurück, das unter dem Motto "Zur Verteidigung der Menschheit" vom 1. bis 5. Dezember 2004 in der venezolani-schen Hauptstadt Caracas stattfand.
	Unter den prominenten Unterstützern des Manifestes sind anderem der Schriftsteller Eduardo Galeano; der Nobelpreisträger Adolfo Pérez Esquivel; der Dichter und Präsidenten der kubanischen Kulturinsti-tution Casa de las Américas, Roberto Fernández Retamar; die Leiterin des kubanischen Nationalballets Alicia Alonso; die nordamerikanische Schriftstellerin Alice Walker; der kubanische Liederma-cher Silvio Rodríguez; die Bischöfe Raúl Vera (Mexiko) und Pedro Casaldáliga (Brasilien) sowie der brasilianische Ökonom und Sozialaktivist Joao Pedro Stedile.
	Das Netzwerk zur Verteidigung der Menschheit (Red En Defensa de la Humanidad − REDH), erfüllt angesichts der tragischen Ereignisse, die das palästinen-sische Brudervolk in Gaza zurzeit erlebt, seine Verpflichtung folgendes zu bekunden:
	Wir erklären unsere Unterstützung der Worte des Compañero Evo Morales, Mitbegründer des Netzwerkes zur Verteidi-gung der Menschheit und Präsident des Plurinationalen Staates Bolivien, mit denen er Israel zu einem terroristischen Staat erklärt hat.
	Wir erklären weiterhin unsere absolute Ablehnung des Völkermordes, den das palästinensische Volk von Seiten eines Staates erleidet, der sich auf der Enteignung und der kolonialen Besetzung der palästinensischen Gebiete begründet.
	Wir bekunden unsere Anerkennung und Solidarität mit dem heldenhaften Kampf des palästinensischen Volkes und seiner Widerstandsorganisationen, insbesondere in Gaza, gegen den Versuch Israels, es auszurotten und ihm die Reste dessen zu entreißen, was einmal seine Heimat war.
	Wir verurteilen die imperialistische Rolle der USA, die Israel politisch, finanziell und militärisch unterhalten, während der Sicherheitsrat der UNO, dessen Resolutio-nen zur Palästinafrage von Washington systematisch und ungestraft verletzt werden, auf befremdliche Weise untätig bleibt. Die USA, die eine Heuchelei und einen Zynismus an den Tag legen, den sie im Verlauf ihrer gesamten Geschichte gezeigt haben, indem sie die Völker Lateinamerikas, Afrikas und Eurasiens, die ihre Souveränität verteidigen, mit Sanktionen und Interventionen bedroht haben, während sie zugleich das Handeln Israels unterstützten.
	Wir beklagen die Komplizenschaft, in einigen Fällen durch Unterlassung, der Regierungen der Europäischen Union wie auch die bedingungslose Unterordnung der Medien-Oligopole unter das Diktat Washingtons. Man muss endlich damit aufhören, den von einer der am Besten ausgerüsteten Armeen der Welt gegen ein Volk vollzogenen Völkermord als Krieg zu bezeichnen, dessen Mittel zur Verteidigung nach Zahl und Qualität unendlich unterlegen sind!
	
	Wir regen dazu an, sich der Kampagne zum Boykott, zum Rückzug von Investitionen und zur Verhängung von Sanktionen gegen den terroristischen Staat Israel anzu-schließen, da die Stunde der aktiven und kreativen Solidarität angebrochen ist, die über verurteilende Verlautbarungen hinaus-geht. Wir haben die über 1.600 in den vergangenen Wochen in Palästina ermorde-ten Menschen, wie auch die mehr als 9.000 Verletzten im Stich gelassen, seit die terroristische Operation unter der heuchlerischen Bezeichnung "Schützende Grenze" (Protective Edge) begonnen hat.
	Wir fordern das Ende der Apartheid und des Völkermordes, wie auch der Mauern und der illegalen Siedlungen. Wir fordern von den Regierungen der Welt, Israel dazu aufzufordern, die Resolutionen des Sicher-heitsrates der UNO zu erfüllen, die es dazu zwingen, sich aus Gaza, dem Westjordan-land und Ostjerusalem zurückzuziehen, zu den Grenzen vor dem "Sechstagekrieg" (1967) zurückzukehren und die Rückkehr der palästinensischen Flüchtlinge zu garantieren, die in der Resolution Nr. 242 des Sicherheitsrates vom 22. November 1967 festgelegt wurde und der der Staat Israel bis zum heutigen Tag nicht nachgekommen ist.
	Wir sprechen uns für eine wahrhaft politi-sche Lösung des Palästinakonfliktes auf Grundlage des Dialogs, der Verhandlung und der Existenz von zwei Staaten mit gleichen Rechten und international fest-gelegten und anerkannten Grenzen aus, eine Lösung, die mit der sofortigen Aufhebung der Blockade von Gaza und der Freilassung aller palästinensischen politischen Gefan-genen verbunden sein sollte. Wir begrüßen die solidarische Haltung der Regierungen der Staaten der ALBA, des Mercosur und anderer Regierungen des Südens gegen das barbarische Verhalten Israels in Gaza.
	Wir machen uns die Worte des Revolutio-närs Nelson Mandela zu eigen: "Wir wissen nur zu gut, dass unsere Freiheit ohne die Freiheit Palästinas unvollständig ist", wir sagen, dass Israel diesen Kampf gegen das tapfere palästinensische Volk moralisch und politisch bereits verloren hat und die wachsende Verurteilung der Völker der Welt als "Schurkenstaat" verdient, der das internationale Recht verletzt. Der unbeug-same palästinensische Widerstand wird früher oder später durch das Lächeln seiner Kinder in einer freien Heimat belohnt werden.
	Gegen den israelischen Terrorismus und den US-amerikanischen Imperialismus, in Verteidigung der Selbstbestimmung Palästinas und aller Völker der Welt!
	La Paz, Bolivien
	4. August 2014
	http://amerika21.de/dokument/103636/manifest-fuer-palaestina 
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	http://samidoun.ca/2014/07/photos-protests-around-the-world-stand-with-palestine/ 
	http://www.bdsmovement.net/2014/hundreds-of-thousands-day-of-rage-for-gaza-12439
	Uri Avnery: Israels Paranoia
	Iris Hefets, Jüdische Stimme für gerechten Frieden in Nahost e.V.
Wir weigern uns Feinde von Palästinensern bzw. Arabern zu sein
	Sprecherkreis vom Deutschen Koordinationskreis Palästina Israel (KoPI)
	Wir fordern die Aussetzung des EU-Assoziierungsabkommens mit Israel
	Erklärung aus dem Wissenschaftlichen Beirat von Attac
	Aufruf, ein Militärembargo über Israel zu verhängen 
	Ukraine
	Claus Schreer 
	isw – Institut für sozial-ökologische Wirtschaftsforschung e.V. 
	Das Assoziierungs-Abkommen mit der Ukraine 
– Instrument imperialer Machtpolitik 
	Christian Christen 
Politik im Blindflug – Wirtschaftssanktionen gegen Russland
	Maria Elena Saludas
	Argentinien:
	Das Urteil des Obersten Gerichtshofs der USA und die „Geierfonds“ – ein Musterbeispiel für den Betrug mit den Staatsschulden
	Michael Schlecht
	Geierfonds sind die Pest!
	CHILE
Forderungen des RED Ambiental Norte (RAN – Umweltnetzwerk Nord) 
	Darion Azzelini
	Konterrevolution in Lateinamerika
	In Venezuela sind seit Anfang Februar mindestens 37 Menschen im direkten Zusammenhang mit den oppositionellen Mobilisierungen getötet worden.
Entgegen dem auch hier von den Medien verbreiteten Bild waren in nur vier Fällen mutmaßlich Sicherheitskräfte für die Tode verantwortlich. 17 Angehörige verschie-dener Sicherheitskräfte befinden sich dafür in Haft. In 13 Fällen sind mutmaßlich Regierungsgegner direkte Täter in weiteren sieben Fällen starben Menschen durch Unfälle im Zusammenhang mit den Straßenblockaden, darunter mindestens zwei Personen, die von über die Straße gespannten Stacheldraht geköpft wurden. In fünf Fällen sind mutmaßlich Regierungs-anhänger für den Tod verantwortlich. In drei Fällen gibt es bislang keine Anhalts-punkte. In 2 Fällen waren es wohl politisch Unbeteiligte. In drei Fällen handelte es sich um selbstverschuldete Unfälle: Ein Opositionsanhänger fiel vom Dach eines Hauses, einer starb bei der Explosion eines selbstgbastelten Sprengsatzes und ein weiterer starb an einem Stromschlag bei der Beschaffung von Barrikadenmaterial.

Am 1. April setzte eine Gruppe Oppositioneller das Wohnungsbauministe-rium in Caracas mit Molotov-Cocktails in Brand. Dies geschah während sich 1200 Personen in dem Gebäude befanden, darunter 89 Kleinkinder im Kindergarten, die von der Feuerwehr im Noteinsatz evakuiert werden mussten: http://www.youtube.com/watch?feature=player_embedded&v=TbGTS7wk4r0

In deutschen und internationalen Medien ist immer noch von "Protesten" in Venezuela und "Toten bei Protesten" zu lesen – doch mit dem, was gemeinhin als "Protest" verstanden wird, haben die Aktionen kleiner, bewaffneter, agiler Gruppen seit spätestens Anfang März nichts mehr gemein. Nachdem die gewalttätige Mobilisierung der Opposition, die Anfang Februar begann und von einer beispiellosen internationalen Medienkampagne begleitet wurde, ihr Ziel des Sturzes der Regierung in Venezuela nicht erreichen konnte, sind die Aktionen zunehmend in Terrorismus übergegangen....
	Siehe auch: https://amerika21.de/analyse/98825/krieg-gegen-das-soziale
	Maurice Lemoine, En Amérique latine, l’ère des coups d’Etat en douce, in Le Monde Diplomatique, August 2014 (nicht übersetzt)
	http://www.monde-diplomatique.fr/2014/08/LEMOINE/50711 
	Fidel Castro
	Das Treffen der BRICS-Gruppe in Fortaleza 
markiert eine Zäsur der globalen Entwicklung
	3. Weltkongress des Internationalen Gewerkschaftsbunds (IGB) 
in Berlin, Mai 2014
	Alberto Garzón 
Podemos und Perpektiven der Pluralen Linken 
nach dem Wahlerfolg in Spanien
	Zahl oder stirb! Das Gesetz des Dschungels in der griechischen Medizinversorgung
	"Dass es mit Griechenlands medizinischer Versorgung nicht zum Besten steht, ist mehr oder weniger bekannt. Wie sehr gesundheitlich eingeschränkte Menschen unter den Folgen einer falschen Politik zu leiden haben, wird am Besten mit Praxisbeispielen deutlich…" Artikel von Wassilis Aswestopoulos in telepolis vom 19.07.2014
	Attac Österreich: Zivilgesellschaftliches Zukunftsbudget zeigt die Eckpfeiler
	Attac Frankreich: 59% der französischen öffentlichen Verschuldung ist illegitim.
	 
	Altersummit-Konferenz in Budapest 
Thesen zum Kampf gegen den Rechtsextremismus 
in Europa 
	Vierte Internationale Degrowth-Konferenz für ökologische Nachhaltigkeit und soziale Gerechtigkeit , 2.-6. September 2014 
in Leipzig  http://leipzig.degrowth.org/de/
	(Leider keine Anmeldung mehr möglich)
	Um die Erweiterung des Braunkohle-tagebaus in der Lausitz gibt es eine starke Auseinandersetzung, insbesondere um die auch innerparteilich stark kritisierte Entscheidung der Minister der LINKEN in Brandenburg, dem zuzustimmen. 
	Am 23. August wird nun ein breites Bündnis eine Menschenkette zwischen zwei vom Braunkohletagebau bedroh-ten Orten in Brandenburg und in Polen organisieren. 
	https://www.lausitzcamp.info/termine/anti-kohle-kette-zwischen-kerkwitz-deutschland-und-grabrice-polen/
	Aufruf zu einem europaweiten, dezentralen Aktionstag gegen TTIP, CETA, TiSA und die Freihandelsagenda  am 11. Oktober 2014 

